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Weſen und Ziele der Handelspolitik. 


„Politik“ iſt die Kunſt, den Staatswillen auszu⸗ 
führen, die Staatsmittel zur Erreichung der Staatszwecke 
anzuwenden. Deshalb muß jede grundſätzliche Erörterung 
über ein Gebiet der Politik ausgehen vom Staat und 
ſeinen Zwecken. Es iſt aber keineswegs nötig, hier das 
ſchwere Geſchütz der Staatsphiloſophie aufzufahren. Viel⸗ 
mehr genügt es, einen feſten Ausgangspunkt zu gewinnen. 
Als ſolcher wird allſeitig anerkannt werden der Satz, daß 
der Staat der Gegenwart nicht nur Macht- und Rechts⸗ 
ſtaat, ſondern auch Kultur ſtaat iſt, daß er die Kultur 
befördern ſoll. Dies bezweifelt heutzutage Niemand mehr. 
Nur darüber herrſcht Streit, welchen Umfang die 
Kulturaufgaben des Staates haben ſollen. Das iſt auch 
ſo im allgemeinen nicht zu entſcheiden, vielmehr hängt 
es ab von dem Kulturgrade des Volkes, namentlich von 
der Fähigkeit der Einzelnen, ſich ſelbſt zu helfen, zu dem 
Zwecke freie Gemeinſchaften zu bilden und auch die Inter⸗ 
eſſen der Mitmenſchen freiwillig zu berückſichtigen, die 
Intereſſen, nicht nur die Rechte; denn dieſe ſind nur 
das Minimum deſſen, was die Einzelnen brauchen, um 
zu leben und ſich zu entwickeln. 

Ehrenberg, Handelspolitik. 1 
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Ich ſage: der Umfang der Staatszwecke hängt haupt⸗ 
ſächlich ab von der Fähigkeit der Einzelnen, ſich ſelbſt zu 
helfen und auch die Intereſſen ihrer Mitmenſchen frei⸗ 
willig zu berückſichtigen. Könnten wir uns Menſchen 
denken, die imſtande wären, ſowohl ihre eigenen Inter⸗ 
eſſen aufs vollkommenſte wahrzunehmen, wie auch die 
ihrer Mitmenſchen ebenſo vollkommen zu berückſichtigen, 
ſo brauchten wir keinen Staat. Aber ſolche Menſchen 
können wir uns eben nicht denken. 

Deshalb iſt der Menſch, wie ſchon Ariſtoteles erkannt 
hat, ein „politiſches Geſchöpf“, ein Weſen, das des Staates 
bedarf. 

Nun wächſt allerdings mit dem Steigen der Kultur 
unzweifelhaft die Fähigkeit der Einzelnen zur Selbſthilfe 
und zur Berückſichtigung der Intereſſen anderer Menſchen. 
Aber noch mehr wächſt zu gleicher Zeit der Kreis der 
menſchlichen Bedürfniſſe und der Antrieb zum Kampfe 
zwiſchen den Einzelintereſſen. 

So kommt es, daß die Aufgaben des Staates im 
großen und ganzen nicht kleiner, ſondern immer größer 
werden. Doch darf dies keineswegs als Ideal betrachtet 
werden. Es ſind menſchliche Unvollkommenheiten, welche 
den Staat nötig machen, und der Kulturentwickelung muß 
die Tendenz innewohnen, dieſe Unvollkommenheiten zu 
verringern. Die Ausdehnung der Staatsthätigkeit kann 
daher nicht Ziel, ſondern nur unvermeidliche Folge der 
Kulturentwickelung ſein, und das Beſtreben muß immer 
von Neuem dahin gehen, die Staatsthätigkeit in mög⸗ 
lichſt weitem Umfange überflüſſig zu machen. 

Immerhin: der Staat der Gegenwart und Zukunft 
iſt vor allem Kulturſtaat, und zwar giebt es keinen ein⸗ 
zigen ſolchen Staat, deſſen Thätigkeit ſich nicht auf die 
beiden großen Gebiete menſchlicher Kultur erſtreckte, auf 
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die geiſtige wie auf die materielle Kultur. Wir aber haben 
es hier nur mit der letzteren und ihrer Förderung durch 
den Staat, mit ſeiner Wirtſchaftspolitik, zu thun 
und auch nur mit deren einen Hälfte; denn die Wirt⸗ 
ſchaftspolitik iſt einzuteilen in Produktions politik und 
in Verteilungs- oder Sozialpolitik; nur der erſtere 
Teil iſt es, der uns hier beſchäftigt; aber der Zuſammen⸗ 
hang der beiden Teile iſt ein ſo enger, daß er notwendiger⸗ 
weiſe einer kurzen Erörterung bedarf. | 

Die Broduftionspolitit bezweckt in erſter Linie 
Steigerung oder doch Erhaltung des Ertrages der wirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmungen; denn dieſe ſind es, welche 
produzieren. Die Sozialpolitik dagegen bezweckt in 
erſter Linie Einwirkung auf die Verteilung des Pro⸗ 
duktionsertrages im Intereſſe einzelner Gruppen von 
Produzenten, vorzugszweige der Hilfsarbeiter der Unter⸗ 
nehmungen. 

In der Theorie beſteht daher eine deutliche Scheide⸗ 
linie zwiſchen den beiden Teilen der Wirtſchaftspolitik, in 
der Wirklichkeit freilich grenzen ſie unmittelbar aneinander, 
ja, gehen vielfach ineinander über. Die Produktions⸗ 
politik kann indirekt die Verteilung, die Sozialpolitik 
indirekt die Produktion beeinfluſſen, etwa durch Steige⸗ 
rung der Konſumfähigkeit der Maſſen. Aber das ſind 
hüben wie drüben nicht die Hauptzwecke, und das innerſte 
Weſen der beiden Arten wirtſchaftspolitiſcher Maßnahmen 
wird dadurch nicht beeinträchtigt. 

Aus dieſem ihren Weſen geht unmittelbar hervor, 
wie meiner Ueberzeugung nach ihr inneres Verhältnis 
zu einander beſchaffen fein muß: Die Produktions- 
politik iſt die Grundlage der Sozialpolitik. 
Wo nichts iſt, kann auch nichts verteilt werden, und eine 


Sozialpolitik, die es wagen würde, die feſte Grundlage 
1 * 


ir. A? 


weiſer Produktionspolitik zu verlaſſen, würde dem Ver⸗ 
fahren jener Leute gleichen, welche über das Fell des 
Bären verfügten, ehe ſie ihn erlegt hatten. 

Damit verlaſſe ich die Sozialpolitik und wende mich 
ausſchließlich der Produktions politik zu. Sie zer⸗ 
fällt in „innere“ und „äußere“ Produktionspolitik, je nach⸗ 
dem ſie ſich im Innern des Landes oder im Verkehre 
mit anderen Ländern bethätigt. Und hier komme ich 
endlich zu meinem Thema; denn die Produktionspolitik 
gegenüber anderen Völkern iſt es, welche man „OHandels⸗ 
politik“ zu nennen pflegt. 

Der Ausdruck iſt ein Ueberbleibſel aus der Zeit des 
Merkantilismus. Wenn man damals von der „Handlung“ 
ſprach, ſo meinte man den Exporthandel, der Geld ins 
Land brachte; ihn zu fördern war oberſte Aufgabe der 
geſamten Wirtſchaftspolitik, die man daher ſchlechtweg 
„Commercial policy“ nannte. Dieſe hiſtoriſche Bedeutung 
des Ausdrucks iſt fortgefallen, und letzterer hat dadurch 
ſeine eigentliche Berechtigung verloren; nicht mehr der 
Handel, ſondern andere Teile der Produktion ſind jetzt in 
der Regel die eigentlichen Objekte der „Handelspolitik“; 
da indes hierbei der internationale Handel ſtets in Mit⸗ 
leidenſchaft gezogen wird, hat der Ausdruck auch jetzt 
noch ſeine relative Berechtigung. 

Hiermit glaube ich das Elementarſte über das Weſen 
der Handelspolitik geſagt zu haben, bin aber auch ſchon 
in die Erörterung ihrer Ziele eingetreten: als ihr 
allgemeinſtes Ziel habe ich die Förderung der inländiſchen 
Produktion gegenüber anderen Ländern bezeichnet, wobei 
als „Produktion“ die geſamte wirtſchaftliche Thätigkeit 
des Volkes zuſammengefaßt wird; auch der Handel gehört 
zur Produktion.). 


* Vgl. meine Schrift „Der Handel, ſeine volkswirtſchaftliche 
Bedeutung“ u. ſ. w., Jena 1897. 
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Das iſt das allgemeinſte Ziel jeder Handelspolitik; 
doch es genügt noch nicht, um klar zu erkennen, welche 
großen Probleme dieſe Politik zu löſen hat. Zu dem 
Zwecke muß ſie im einzelnen ſtudiert werden. Doch ehe das 
geſchieht, möchte ich hinweiſen auf gewiſſe große, typiſche 
Entwickelungs⸗Erſcheinungen, welche als Wegweiſer in 
dem verwirrenden Hin und Her der Einzelthatſachen 
dienen können. 

Der Forſcher entnimmt ſolche typiſchen Grundzüge 
— wenn er wiſſenſchaftlich zu Werke geht — erſt dem 
Studium der Einzelheiten. Will er aber die Ergebniſſe 
ſeiner Studien Anderen mitteilen, ſo iſt es unter Umſtänden 
zweckmäßig, jene typiſchen Grundzüge vorwegzunehmen, 
und zwar wird dies um ſo nötiger ſein, je weniger Zeit 
für die Einzelheiten verfügbar iſt. Natürlich wird da⸗ 
durch die Kritik der Hörer in verſtärktem Maße geweckt 
werden; aber das iſt grade ein Vorzug des Verfahrens. 

Dagegen muß ich mich hier auf das entſchiedenſte 
gegen den Gedanken wenden, daß allein ſeligmachende 
Dogmen, Doktrinen irgendwelcher Art, als Leitſterne 
der Handelspolitik dienen könnten, gleichviel ob ſie Schutz⸗ 
zoll oder Freihandel als Univerſalelixire empfehlen. Von 
folder Quackſalberei hat uns die deutſche hiſtoriſche 
Betrachtungsweiſe der Volkswirtſchaft, Gott ſei Dank, 
befreit. Das iſt ein großes Verdienſt, aber freilich nur 
ein negatives; denn nun entſteht die Frage, was an die 
Stelle der Doktrinen treten ſoll. Darauf iſt zunächſt zu 
antworten: Studium der Thatſachen, der früheren wie 
der gegenwärtigen, Ausbildung neuer, immer ſtrengerer 
Methoden zur Erforſchung und Verwertung dieſer That⸗ 
ſachen. Es giebt, meiner Ueberzeugung nach, keinen 
anderen Weg, um für die Theorie wie für die Praxis des 
wirtſchaftlichen Lebens zuverläſſige Wegweiſer zu erlangen. 

Das Beſte, was in dieſer Richtung für die Handels⸗ 
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politik geleiſtet worden iſt, knüpft ſich an die großen 
Namen Adam Smith und Friedrich Liſt. 

Adam Smith ging bei ſeinen handelspolitiſchen 
Erörterungen aus von der durchaus zutreffenden An⸗ 
nahme, daß jedes Land Eigenſchaften beſitze, welche ihm 
in einzelnen Produktionszweigen ein natürliches Ueber⸗ 
gewicht gegenüber anderen Ländern verleihe. Er zog 
hieraus den auch noch im ganzen nicht unrichtigen Schluß, 
daß jeder Produzent ſchon von ſelbſt ſein Kapital und 
ſeine Arbeitskraft lieber zu Hauſe anwende, als in der 
Fremde. Daraus aber folgerte er unrichtigerweiſe weiter, 
daß es völlig unwirtſchaftlich ſei, irgendwelche Produk⸗ 
tionszweige künſtlich erziehen zu wollen, weil dies die 
Erwerbsthätigkeit in falſche Bahnen lenke. Schließlich, 
ſo meinte er ganz richtig, ſei doch Konſumtion der 
einzige Zweck der Produktion; er zog hieraus aber wieder 
den irrigen Schluß, das Intereſſe der Produzenten dürfe 
nur ſoweit gefördert werden, wie es notwendig ſein möge, 
um das (augenblickliche) Intereſſe der Konſumenten zu 
fördern. Das Ziel der Handelspolitik müſſe — dies war 
fein Reſultat — ausſchließlich darin beſtehen, die Aus⸗ 
nutzung jener natürlichen Vorteile nicht zu hindern, die 
Produktion möglichſt vieler Güter für den internationalen 
Tauſchverkehr und dadurch dieſen ſelbſt zu fördern. 

Die Lehre des Adam Smith iſt eine „Theorie der 
internationalen Arbeitsteilung“. Ihr hat Friedrich 
Liſt ſeine „Theorie der produktiven Kräfte“ ent⸗ 
gegengeſetzt, die indes bis jetzt mehr eine Idee als eine 
Theorie geblieben iſt. Auch hier kann einſtweilen höch⸗ 
ſtens vielleicht der Weg angedeutet werden, der zu einer 
Fortbildung der Liſt'ſchen Idee führen kann, und der es 
zugleich ermöglicht, mit ihr das Richtige aus der Lehre 
des Adam Smith zu verbinden. 

Friedrich Liſt ſagt: „Die Kraft, Reichtümer zu 
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ſchaffen, iſt unendlich wichtiger als der Reichtum felbft. 
Die Proſperität einer Nation iſt nicht um fo größer, je 
mehr Güter ſie für den internationalen Tauſchverkehr 
produziert, ſondern je mehr ſie ihre produktiven Kräfte 
entwickelt hat. Um dieſe Kräfte zu entwickeln, muß eine 
Nation zunächſt Opfer bringen.“ Das Ziel der Handels ⸗ 
politik müſſe gerade darin beſtehen, die produktiven Kräfte 
der Nation zu entwickeln. 

Die beiden Theorien ſind ſcheinbar nicht miteinander 
zu vereinigen; aber dieſer Anſchein verſchwindet, wenn 
man bemerkt, daß es ſich hier nur um zwei Entwicke⸗ 
lungstendenzen handelt, welche gemeinſam die wirt⸗ 
ſchaftliche Entwickelung beſtimmen. Wir wollen ſie be⸗ 
zeichnen als die „volkswirtſchaftliche“ und als die 
„weltwirtſchaftliche“ Entwickelungstendenz. Es 
kommt zunächſt darauf an, ihr Weſen und ihr Wirken klar 
zu erkennen. Dabei muß man ſich möglichſt frei machen 
von allen landläufigen Theorien, ſelbſt wenn ſie noch ſo 
unantaſtbar zu ſein ſcheinen, alſo auch von der üblichen 
Behandlung der „Natur“, der „Arbeit“ und des „Kapitals“ 
als koordinierte ſogenannte „Produktionsfaktoren“, und 
ebenſo von dem Dogma, daß „die Arbeit“ die Quelle 
alles Reichtums ſei. Schon Liſt hat dieſe letztere Lehre 
als eine oberflächliche, nichtsſagende gekennzeichnet. Wie 
kann man mit ſolchen Sammelnamen, wie „Natur“ 
„Arbeit“, „Kapital“ wiſſenſchaftlich operieren, wenn man 
nicht die hinter ihnen verborgenen wirklichen Erſcheinungen 
des Lebens zunächſt kennen lernt? 

Der Menſch vermag die Knappheit der Natur“) an 
wirtſchaftlichen Gütern zu beſiegen, er vermag zu „pro⸗ 
duzieren“ dank gewiſſen Kräften, die ich deshalb mit 
Liſt „Produktivkräfte“ nenne. 


*) Vgl. hier Ehrenberg, Der Handel, S. 24 ff. 
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Wenn ein Menſch fich in einem Lande anſiedelt, um 
ſich zu ernähren, ſo bringt er zu dem Zwecke manche 
Kräfte mit, Arbeitskraft, Fleiß, Unternehmungsgeiſt, Er⸗ 
findungsgabe, Organiſationstalent u. ſ. w., während er 
andere Kräfte in der äußeren Natur vorfindet, ſo Klima, 
Lage, Bodengeſtalt, Bodenſchätze u. ſ. w. Jene können wir 
als „per ſönliche“, dieſe als „fachliche“ Produktivkräfte 
bezeichnen. Zuſammen bilden ſie die „natürlichen“ 
Produktivkräfte, diejenigen, welche die Natur hervorge⸗ 
bracht hat. Sie ſind es, denen alles wirtſchaftliche Leben 
in der letzten Wurzel entquillt. 

Außer ihnen entſtehen nun aber im Laufe der menſch⸗ 
lichen Kulturentwickelung auch „künſtliche“ Produktiv⸗ 
kräfte, welche nicht die Natur, ſondern der Menſch mit 
Hilfe der Natur hervorbringt. Sie ſind ebenfalls teils 
„perſönliche“, teils „ſachliche“ Kräfte. Jenes ſind die 
Menſchen⸗Gemeinſchaften, welche die wirtſchaftlichen 
Aufgaben löſen, die für den Einzelnen zu ſchwer ſind, wie 
Gemeinde, Staat, auch die arbeitsteilige wirtſchaftliche 
Unternehmung u. ſ. w. Die fachlichen künſtlichen Pro- 
duktivkräfte dagegen ſind die Werkzeuge, welche der 
Menſch ſich für die Produktion ſchafft, vom Feuerſtein⸗ 
ſplitter bis zur Eiſenbahn. 

Die künſtlichen Produktivkräfte ſind unentbehrlich für 
die Entwickelung der wirtſchaftlichen Kultur; aber ſie ſind 
den natürlichen Produktivkräften nicht gleichwertig, ſchon 
weil ſie ja ſelbſt erſt mit ihrer Hilfe entſtanden ſind. 

Die künſtlichen Produktivkräfte können die natürlichen 
nicht erſetzen. Dagegen iſt es ſehr wohl möalich, ein⸗ 
zelne Beſtandteile der natürlichen wie der künſtlichen 
Produktivkräfte durch andere Beſtandteile mehr oder 
weniger zu erſetzen, alſo etwa die natürliche Bodenfrucht⸗ 
barkeit durch Arbeitſamkeit, Unternehmungsgeiſt durch 
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Fleiß und ſyſtematiſche Gründlichkeit, Waſſerkraft durch 
Dampfkraft, ausgreifende Thatkraft der Einzelnen durch 
wirtſchaftliche Brauchbarkeit der Gemeinſchaften u. ſ. w. 

Nirgends ſind alle Produktivkräfte in gleicher Stärke 
vorhanden. Vielmehr giebt es in dieſer Hinſicht zahlloſe 
Abſtufungen und Kombinationen. Je größer ein Land iſt, 
deſto mannigfaltiger ſind auch die Produktivkräfte, die es 
in ſich vereinigt. Trotzdem verfügt jedes Volk über eine 
eigenartige Miſchung von Produktivkräften, was ein 
Vergleich der verſchiedenen Volkswirtſchaften alsbald er- 
kennen läßt. 

Die meiſten Produktivkräfte ſind fähig, ausgebildet 
zu werden, doch nicht im gleichen Maße: die künſtlichen 
mehr als die natürlichen, unter dieſen wieder die perſön⸗ 
lichen mehr als die ſachlichen. Die in der äußeren Natur 
gegebenen Produktivkräfte laſſen ſich nicht derart ausbilden 
wie die natürlichen Produktivkräfte der Bevölkerung, 
dieſe nicht derart wie die wirtſchaftlichen Kräfte ihrer 
ſozialen Gruppierungen oder vollends wie die menſchlichen 
Werkzeuge und Maſchinen. 

Daher kommt es, daß an jeder Oertlichkeit und in jedem 
Lande mangelhaft vertretene Produktivkräfte erſetzt 
werden durch andere, welche höherer Ausbildung fähig ſind. 

Hievmit hängt ferner zuſammen das allmähliche Auf- 
ſteigen von niederen zu höheren Produktivkräften, d. h. 
zu ſolchen, deren Anwendung einerſeits ſchwieriger iſt, 
andererſeits größere wirtſchaftliche Erfolge hervorbringt, 
alſo etwa von der Ausnutzung der natürlichen Boden⸗ 
fruchtbarkeit für die Urproduktion zur Ausnutzung anderer 
Naturkräfte für die Stoffbearbeitung, von der Anwendung 
der Körperkraft zur Anwendung der Geiſteskraft, von der 
rein empiriſchen zur ſyſtematiſch⸗wiſſenſchaftlichen Geiſtes⸗ 
arbeit für die Gütererzeugung u. ſ. w. 
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So kann es geſchehen, daß ein Land mit verhältnis⸗ 
mäßig ſchwachen natürlichen Produktivkräften mehr 
Güter erzeugt, als eins, das reich mit ſolchen Gaben 
geſegnet iſt. 

Durch dieſe Entwickelung werden die einzelnen Länder 
offenbar einander gleichwertiger in Bezug auf ihre 
Produktivkräfte, aber keineswegs einander gleich oder 
auch nur einander ähnlicher. Denn die Ausbildung der 
Produktivkräfte, das Aufſteigen von niederen zu höheren 
Kräften iſt ſtets untrennbar verbunden mit ſtarker Dif⸗ 
ferenzierung und Spezialiſierung dieſer Kräfte. 

Wenn eine tüchtige Bevölkerung die klimatiſche Un⸗ 
gunſt ihres Landes durch erhöhte Tüchtigkeit überwindet, 
ſo werden hierdurch die Produktionsbedingungen dieſes 
Landes keineswegs die gleichen wie die eines klimatiſch 
begünſtigten Landes mit weniger intelligenter Bevöl⸗ 
kerung; im Gegenteil: die Eigenart des Landes wird da⸗ 
durch nur immer ſchärfer ausgebildet. 

Auf dieſen Thatſachen nun beruht ſowohl 
die weltwirtſchaftliche wie die volkswirtſchaft⸗ 
liche Entwickelung. 

Die ungleiche örtliche Verteilung der Produktivkräfte 
drängt zur internationalen Arbeitsteilung, die Möglich⸗ 
keit der Erſetzung einzelner Produktivkräfte durch die 
Ausbildung anderer treibt zur Entwickelung ſelbſtändiger 
Volkswirtſchaften, ſchließlich aber kommt die auf ſolche 
Weiſe wachſende Differenzierung der Produktivkräfte doch 
wieder der weltwirtſchaftlichen Entwickelung zu gute. 

Die Produktivkräfte können auf doppelte Weiſe aus⸗ 
gebildet werden, entweder auf natürlichem Wege, d. h. 
durch den Kampf ums Daſein unter den verſchiedenen 
Oertlichkeiten und Perſönlichkeiten, von denen die Stär⸗ 
keren ſchließlich den Sieg davon tragen, oder auf künſt⸗ 
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lichem Wege, d. h. durch Erziehung, die beſonders den 
menſchlichen Gemeinſchaften obliegt, von der Familie 
und der privatwirtſchaftlichen Unternehmung bis hinauf 
zum Staate. f 

In höchſter Inſtanz wird die Entwickelung beſtimmt 
durch den Kampf ums Daſein: am letzten Ende muß die 
natürliche Kraft den Ausſchlag geben, aber nicht die un⸗ 
entwickelte, ſondern die erzogene Naturkraft, und da die 
Erziehung ſtets mit Differenzierung verbunden iſt, ſo muß 
ſie die friedliche Arbeitsteilung fördern, den Kampf ums 
Daſein mildern. 

Beiläufig geſagt: auch der ſtaatliche „Schutz der 
Schwachen“ läßt ſich, von allen ethiſchen Geſichtspunkten 
abgeſehen, volkswirtſchaftlich m. E. nur dadurch 
rechtfertigen, daß auch die ſogenannten „Schwachen“ 
ſehr oft unentbehrliche Elemente der Kulturentwickelung 
ſind, die nur vielleicht für die roheren Arten des 
Kampfes ums Daſein nicht hinreichend ausgerüſtet ſind, die 
aber dafür andere, unter Umſtänden viel wertvollere Eigen⸗ 
ſchaften beſitzen, welche nicht durch den Kampf ums Daſein 
vernichtet werden dürfen. 

Die Produktivkräfte ſind nicht nur der Ausbildung 
fäbig, ſondern ſie unterliegen auch der Rückbildung 
durch natürliche Entkräftung oder künſtliche Hemmungen. 
Hier können die menſchlichen Gemeinſchaften ebenfalls 
viel leiſten, aber nur bei vorübergehenden Rückbildungen. 
Dauernder Entkräftung gegenüber verſagen alle künſt⸗ 
lichen Mittel. 

Von den Produktivkräften zu unterſcheiden ſind die 
„Produktionsbedingungen“, d. h. die Produktivkräfte 
in einem gegebenen Stadium der Entwickelung. alſo die 
Thatſachen, mit denen die Produktion zu einer beſtimmten 
Zeit, an einem beſtimmten Orte zu rechnen hat. Sie 
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unterliegen häufigem Wechſel je nach dem Stande der 
Ausbildung und Rückbildung der Produktivkräfte. Daher 
muß die Politik, wenn ſie die Produktion fördern will, 
vor allem den augenblicklichen Stand der Produktions- 
bedingungen erforſchen. 

Aus den Produktivkräften entſtehen durch Arbeits⸗ 
teilung die einzelnen Produktion szweige, deren jeder 
ſeine beſonderen Produktionsbedingungen hat. In ſie muß 
daher auch die Politik eindringen, wenn ſie für einzelne 
Produktionszweige wirken will. 

Liſt hat die Produktivkräfte vielfach verwechſelt mit 
den Produktionsbedingungen und mit den Produktions- 
zweigen. Aus wenigen Produktivkräften können alle er⸗ 
denklichen Arten von Produktionsbedingungen und zahl⸗ 
‚reiche Produktionszweige entſtehen. Das Weſentliche aber 
ſind und bleiben die Produktivkräfte. 

Das wirtſchaftliche Leben ſpielt ſich in einer Reihe 
typiſcher Formen ab, von denen drei an Bedeutung weit 
hervorragen: Privatwirtſchaft, Volkswirtſchaft und Welt⸗ 
wirtſchaft. Dieſe Reihenfolge bezeichnet ihre relative Be⸗ 
deutung; denn die Privatwirtſchaft iſt die wichtigſte Form 
des wirtſchaftlichen Lebens; aber hier kommt ſie für uns 
nicht in Betracht. Vielmehr haben wir es nur zu thun 
mit der Volkswirtſchaft und mit der Weltwirtſchaft. Es 
iſt keineswegs leicht, ihr innerſtes Weſen zu erfaſſen. 
Damit iſt natürlich gar nichts geſagt, daß man die 
Volkswirtſchaft als das wirtſchaftliche Leben eines Volkes, 
die Weltwirtſchaft als das wirtſchaftliche Leben aller mit⸗ 
einander verkehrender Völker bezeichnet. Denn nun fragt 
es ſich eben wieder, was ein „Volk“ iſt. Vielleicht die 
Belgier oder die Sachſen? Die Oeſterreicher mit oder 
ohne den Ungarn? Die Großbritannier oder die Be⸗ 
wohner des Britiſchen Weltreichs? Auf dieſe Weiſe ge⸗ 
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langen wir nicht zur Klarheit. Sie können wir nur 
gewinnen, wenn wir uns nicht an Worte, ſondern an die 
thatſächliche Entwickelung halten *). 

Da bemerken wir, daß die durch Zuſammenwohnen, 
Abſtammung, Sprache, Religion, Sitte, wirtſchaftliche oder 
ſonſtige weſentliche Intereſſen auf einander angewieſenen 
Individuen ſich zu Gemeinweſen zuſammenſchließen und 
daß dieſen die Neigung innewohnt, ſich ſowohl intenſiv, 
durch Aufſteigen zu höherer Kultur, wie auch extenſiv, 
durch Landerwerb, zu entwickeln. Hierbei bilden die wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen einen der am kräftigſten vorwärts 
treibenden Faktoren. Sie drängen die Gemeinweſen zu⸗ 
nächſt zu extenſiver, dann zu intenſiver Entwickelung, ohne 
daß doch die erſtere ganz aufhört; ſie tritt nur allmählich 
in den Hintergrund, wenn eine jener „Verteilungen der 
Welt“ ſtattgefunden hat, welche die großen Epochen der 
Weltgeſchichte einleiten. 

So entwickelten ſich in der Völkerwanderung die euro⸗ 
päiſchen Völker zunächſt vorzugsweiſe extenſiv, dann im 
Mittelalter vorzugsweiſe intenſiv; doch fanden immer 
noch ſtarke territoriale Verſchiebungen ſtatt. Im Zeit⸗ 
alter der Entdeckungen ſetzte die extenſive Entwickelung 
wieder mächtig ein, und auch jetzt iſt dieſes Zeitalter der 
territorialen „Weltpolitik“ noch keineswegs abgeſchloſſen; 
zwar ſind ihm große Teile der Welt inzwiſchen wieder 
entwachſen und in die Periode überwiegend intenſiver 
Entwickelung eingetreten; aber im ganzen ſcheinen wir 
von dieſem Zeitpunkte noch ziemlich entfernt zu ſein. 

Die extenſive volkswirtſchaftliche Entwickelung beſteht 
darin, daß die Völker Territorien mit möglichſt vielen 
Produktivkräften erwerben, deren Ausbildung dann 


* Vgl. Ehrenberg, Der Handel, S. 74 ff. 


— 14 — 


den Inhalt der intenſiven wirtſchaftlichen Entwickelung 
ausmacht. 

So entſtehen einerſeits zuerſt Stadtſtaaten und Klein⸗ 
ſtaaten, dann Nationalſtaaten, ſchließlich „Weltſtaaten“ 
mit maſſenhaften Produktivkräften der verſchiedenſten 
Art. Aber mögen dieſe Staaten nun über wenige oder 
über viele Produktivkräfte verfügen — es wohnt ihnen 
allen das Beſtreben inne, aus den verfügbaren Produktiv⸗ 
kräften eine möglichſt große Zahl blühender Produktions- 
zweige zu entwickeln, um auf dieſe Weiſe einen möglichſt 
großen Teil ihrer Bedürfniſſe durch eigene Produktion 
befriedigen zu können. Das Beſtreben geht dahin, mög⸗ 
lichſt viele Produktivkräfte in einem Gemeinweſen zu 
vereinigen. Darin beſteht die volkswirtſchaftliche Ent⸗ 
wickelung. Die Volkswirtſchaften, ſo kann man es auch 
kurz ausdrücken, haben das Beſtreben, ſich zu ver⸗ 
arößern und ſich zu möglichſt vollkommenen Or- 
ganismen zu entwickeln. 

Hierbei ſtoßen ſie auf zwei Hinderniſſe: erſtens näm⸗ 
lich haben alle Volkswirtſchaften mehr oder weniger 
das gleiche Beſtreben, und zweitens ermöglicht es die 
ungleiche örtliche Verteilung der Produktivkräfte nicht, 
Alles überall zu produziren; doch nur letzteres Hindernis 
hat dauernde Bedeutung. 

Es entſtehen zwar zwiſchen den Völkern Kämpfe 
um Länder und um Märkte. In jenen entſcheidet die 
Stärke der Waffen, in dieſen die Stärke der Produktiv⸗ 
kräfte. Aber die Ausbildung dieſer Kräfte wird durch 
den wirtſchaftlichen Kampf mächtig angeſpornt, und da 
es, wie wir wiſſen, möglich iſt, die Ungunſt einzelner 
Produktivkräfte durch ſtärkere Ausbildung anderer zu er⸗ 
ſetzen, ſo kann es lange dauern, ehe ein Gemeinweſen in 
dieſem Kampfe unterliegt. Das geſchieht erſt dann, wenn 


ſich herausſtellt, daß die Produktivkräfte eines Volkes 
auch bei höchſter Anſpannung nicht ausreichen, um ihre 
dauernde wirtſchaftliche Selbſtändigkeit zu ermöglichen. 

Die volkswirtſchaftliche Entwickelung kann alſo 
ſchließlich nur durch die ungleiche Verteilung der 
Produktivkräfte dauernd zum Stillſtand gebracht 
werden; doch ſchon vorher bildet dieſe ungleiche Ver⸗ 
teilung ein Hindernis der volkswirtſchaftlichen Entwicke⸗ 
lung, ein Hindernis, das durch Ausbildung der vorhandenen 
Produktivkräfte nicht immer überwunden werden kann. 

Die ungleiche örtliche Verteilung der Produktivkräfte 
drängt andererſeits nach internationaler Arbeitsteilung, 
und dieſer wohnt das Streben inne, aus der ganzen 
bewohnten Erde ein zuſammenhängendes Produktions⸗ 
gebiet zu bilden. Doch findet dieſe weltwirtſchaft⸗ 
liche Entwickelung zunächſt ein nicht zu überwindendes 
Hindernis an der Neigung der Volkswirtſchaften, möglichſt 
vollkommene Organismen zu werden. 

Volks- und weltwirtſchaftliche Entwickelung hemmen 
einander zunächſt wechſelſeitig. Und doch arbeiten ſie 
einander ſchließlich wieder in die Hände. 

Einerſeits nämlich befördert die internationale 
Arbeitsteilung mächtig die volkswirtſchaftliche dadurch, 
daß ſie neue Bedürfniſſe weckt und zur beſſeren Befriedigung 
der vorhandenen weſentlich beiträgt. Die Abſperrung 
vom internationalen Verkehre wäre für jede Volkswirt⸗ 
ſchaft gleichbedeutend mit Unterbindung der höheren 
Kulturentwickelung. . 

Andererſeits hat die volkswirtſchaftliche Ent⸗ 
wickelung, wie wir wiſſen, die Folge, daß ſich die Produktiv⸗ 
kräfte der einzelnen Völker immer mehr differenzieren und 
ſpezialiſieren. Hierdurch erlangt jedes Land in ſteigendem 
Maße die Fähigkeit, Güter zu erzeugen, für welche es 


beſſere Produktionsbedingungen hat, als andere Länder, 
ein Verhältnis, das freilich häufigem Wandel unterliegt, 
das aber offenbar den internationalen Güteraustauſch 
immer mehr befördert. 

So ſehen wir, daß volks⸗ und weltwirtſchaftliche Ent⸗ 
wickelung einander nicht entbehren können. 

Sie nehmen beide im Laufe der Zeit an Breite und 
Tiefe zu, aber nicht immer gleichmäßig. Im Anfange 
der wirtſchaftlichen Entwickelung überwiegt der inter- 
nationale Güteraustauſch, weil dieſer Verkehr zwiſchen 
Volksgenoſſen, d. h. zwiſchen relativ ſehr Gleichen, ſich 
naturgemäß ſpäter entwickeln muß, als zwiſchen Fremden, 
d. h. einander ſehr Ungleichen. Nachher wächſt durch 
Ausbildung und Differenzierung der ſachlichen und perſön⸗ 
lichen Produktivkräfte innerhalb der Volksgemeinſchaft 
zunächſt der „Innere Markt“ unvergleichlich ſtärker als 
der Weltverkehr. Doch kann das auch nicht bis ans Ende 
aller Zeiten dauern“). 

Auf lange hinaus wird jetzt freilich noch die volkswirt⸗ 
ſchaftliche Entwickelung weitaus die ſtärkere ſein. Schließ⸗ 
lich aber muß ſich das Verhältnis umkehren; denn erſtens 
hat die Möglichkeit der wechſelſeitigen Vertretung von 
Produktivkräften ihre Grenzen, und ſodann muß die 
immer höhere Ausbildung der Produktivkräfte ſchließlich 
zu einer derartigen Differenzierung der Produktions- 
bedingungen für die einzelnen Produktionszweige führen, 
daß die Produktion überall den Charakter der Herſtellung 
von „Specialitäten“ erlangen wird. Schon jetzt tritt 


*) Ich denke hier nur an langdauernde Schwankungen ſolcher 
Art. Außerdem entſtehen noch kleinere Verſchiebungen zwiſchen 
„Innerer Markt“ und „Weltmarkt“ durch andere Urſachen, ins⸗ 
beſondere durch ungewöhnlich ſtarkes Anwachſen oder Abnehmen der 
Konſumfähigkeit innerhalb einzelner Volkswirtſchaften. 


dieſe Entwickelungstendenz mit wachſender Deutlichkeit 
hervor. 

Die weltwirtſchaftliche Entwickelung muß ſchließlich 
die Oberhand gewinnen; aber ſie kann durch die Thätig⸗ 
keit der Menſchen und ihrer Gemeinſchaften derart ge⸗ 
ſtaltet werden, daß am Ende jede Volkswirtſchaft eine 
Reihe von „Specialitäten“ hervorbringt, für welche dort 
die Produktionsbedingungen ſich relativ am günſtigſten 
ſtellen. 

Wie ſind hiernach nun endlich die Ziele der 
Handelspolitik zu formulieren? 

Die Handelspolitik hat, wie ich glaube, in erſter Linie 
folgenden Zielen nachzuſtreben: Sie ſoll, ſoweit wie nötig 
und möglich, die Produktivkräfte der Volkswirtſchaft ent⸗ 
wickeln und ihrem Verfalle entgegenwirken. Sie ſoll aber 
vorzugsweiſe diejenigen Produktivkräfte pflegen, welche 
geeignet ſind, der Volkswirtſchaft dauernde Stärke gegen⸗ 
über anderen Volkswirtſchaften zu verleihen. Sie ſoll 
ſchließlich trachten, hierdurch ſich ſelbſt überflüſſig zu 
machen. 

Kurz geſagt: Die Handelspolitik ſoll die volkswirt⸗ 
ſchaftliche Entwickelung fördern und zugleich derart leiten, 
daß ſie allmählich zur weltwirtſchaftlichen Entwickelung 
hinüberführt. N 

Sie iſt eine gewaltige Waffe im wirtſchaftlichen 
Kampfe der Völker; ſie ſoll aber mehr ſein: ſie ſoll auch 
den wirtſchaftlichen Frieden vorbereiten. 


Ehrenberg, Handelspolitik. 2 


II. 


Ueberblick über die Geſchichte der 
Bandelspolitik. 


Ehe eine „Handelspolitik“ entſtehen konnte, mußten 
vor allem zwei Vorausſetzungen gegeben ſein: die Men⸗ 
ſchen mußten den Nutzen eines friedlichen internationalen 
Verkehrs erkannt haben, und es mußten Gemeinweſen 
exiſtieren, welche fähig und gewillt waren, die Intereſſen 
ihrer Angehörigen in Bezug auf dieſen Verkehr nach 
außen planmäßig zu vertreten. | 

In der Urzeit war jeder Fremde ein Feind, der be- 
raubt, getötet, zum Sklaven gemacht wurde, wo man 
ihn antraf. Dieſer Zuſtand wurde allmählich überwunden, 
als die Menſchen erkannten — oft freilich nicht ohne Nach⸗ 
hilfe durch Waffengewalt —, daß es vorteilhafter war. 
mit Stammfremden Tauſchverkehr zu unterhalten und 
auch einzelnen Kaufleuten Gaſtfreundſchaft zu gewähren. 
Der friedlichen Aufnahme von Fremden lag ſtets min⸗ 
deſtens ein ſtillſchweigender, oft ein ausdrücklicher, feier⸗ 
licher Vertrag zu Grunde. Von da iſt es nicht ſo gar weit 
mehr bis zum Abſchluſſe eigentlicher Handelsverträge. 
Doch erlangten die Verträge erſt dadurch handelspoli⸗ 
tiſchen Charakter, daß ſie abgeſchloſſen wurden von Ge⸗ 
meinweſen, welche fähig und gewillt waren, die Intereſſen 
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ihrer Angehörigen gegenüber den Fremden planmäßig 
zu vertreten. 

Die erſten Gemeinweſen ſolcher Art waren die Städte. 

Zwar ließen ſich die Wurzeln der Handelspolitik noch 
weiter zurückverfolgen; aber erſt die Handelspolitik der 
Städte und zwar der mittelalterlichen Städte ſteht nach⸗ 
weisbar im unmittelbaren Zuſammenhange mit der ſpä⸗ 
teren ſtaatlichen Handelspolitik, mit der „merkantiliſti⸗ 
ſchen“ Handelspolitik der Staaten des 16. und 17. Jahr⸗ 
hunderts. 
Die Entſtehung des Städteweſens war unzweifel⸗ 
haft ein großer Fortſchritt in der Richtung der Verkehrs⸗ 
freiheit: die Städte waren Stätten der Freiheit und 
Sicherheit, welche den Fremden zunächſt ihre Thore weit 
öffneten, doch nur denen, welche ſich dauernd in ihnen 
niederlaſſen oder ihre Märkte beſuchen wollten. Neben 
dieſer freiheitlichen Richtung, auf die ich zurückkommen 
werde, trat in den Städten ſchon ſehr früh das entgegen⸗ 
geſetzte Streben hervor, ihre Angehörigen gegenüber den 
Fremden zu begünſtigen und hierdurch möglichſt viel Ver⸗ 
kehr in den Händen der erſteren, der Einheimiſchen, zu 
konzentrieren. Dieſem Beſtreben dienten vor allem die 
Stapel⸗ und Bannrechte: das Stapelrecht leitete den 
Handel zwangsweiſe über gewiſſe Städte und konzentrierte 
ihn dort in den Händen der Bürger, wie das Bannrecht 
den Gewerbebetrieb im Bereich der Städte nach Mög⸗ 
lichkeit zu deren Gunſten einſchränkte, und der Zunft⸗ 
zwang ihn innerhalb der Städte den Mitgliedern der 
gewerblichen Korporationen vorbehielt. Auch die eine 
Stadt bediente ſich gegenüber anderen Städten der gleichen 
Mittel, welche durch Gegenſeitigkeitsverträge nur wenig 
gemildert wurden. 


Ohne Frage beruhte die Blüte der mittelalterlichen 
2 * 
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Städte zum großen Teile auf dieſem Beitreben, die wirt 
ſchaftlichen Intereñ̃en ihrer Bürger auf Koſten aller Nicht; 
bürger zu fördern, während für die damaligen Fuͤrſten 
nicht die wirtſchaftlichen Intereñ̃en ihrer Unterthanen, 
ſondern im weſentlichen nur ihre eigenen augenblicklichen 
fiskaliſchen Intereiien maßgebend waren, was die Städte 
geſchickt ausbeuteten, um in der Fremde für ibre Bürger 
Vorteile zu ergattern, die ſie ſelbſt allen Fremden beharr⸗ 
lich verweigerten. 

So war namentlich die Handelspolitik der deutſchen 
und italieniſchen Städte beſchaffen, die weit größere Un⸗ 
abhängigkeit erlangten, als die Städte anderer Länder, 
weshalb fie auch ihr handelspolitiſches Syſtem weit kon⸗ 
ſequenter ausbilden konnten. In ihre Fußſtapfen ſind dann 
die merkantiliſtiſchen Staatspolitiker getreten und 
zwar ganz unmittelbar dadurch, daß die Intereſſen der 
Staatsbürger maßgebend wurden für die Wirtſchafts⸗ 
politik der Staaten. 

Die Bildung von Nationalſtaaten vollzog ſich be⸗ 
kanntlich durch einen Kampf der Centralgewalten, der 
Könige, gegen den hohen Adel. Der Verlauf dieſes Kampfes 
war in den einzelnen Ländern ein recht verſchiedener; 
aber überall kam ein Moment, der die Könige im Kampfe 
gegen den Adel mit den Städten vereinigte, eine Ver⸗ 
einigung, deſſen Bindeglied auf beiden Seiten vorzugs- 
weiſe das wirtſchaftliche Intereſſe war. 

Die Städte wurden die finanziellen Stützen der Königs⸗ 
macht, die es dagegen übernahm, den Städten Sicherheit 
des Verkehrs, beſonders Freiheit von Bedrückungen durch 
den Adel, ſowie Schutz der bürgerlichen Erwerbsarbeit 
gegenüber dem Auslande zu verſchaffen, wo die Städte 
jetzt gegenüber den ſich überall bildenden Staatsgewalten 
mit ihren früheren Mitteln nicht mehr durchdrangen. 
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Auch in wilden und halb barbariſchen Ländern war mit 
den Mitteln der Städte nichts mehr auszurichten, weil es 
jetzt nicht nur auf die Gründung von Handelskolonien 
ankam, wie im Mittelalter, ſondern mehr und mehr auch 
auf dauernde Behauptung größerer Territorien zur Auf⸗ 
nahme überſchüſſiger Volkskraft, eine Aufgabe, welche 
nur Staaten zu bewältigen vermochten. 

Das waren die weſentlichſten Grundlagen der merkan⸗ 
tiliſtiſchen Handelspolitik. In Deutſchland und Italien 
war allerdings der Verlauf inſofern ein anderer, als in 
dieſen Ländern die Centralgewalten nicht den Sieg er⸗ 
rangen, ſondern umgekehrt zu Grunde gingen; dadurch 
wurde der Prozeß der Staatsbildung hier in die Einzel⸗ 
territorien verlegt, wo er ſich nur teilweiſe vollziehen 
konnte. Aber überall verwandelte ſich der kurzſichtige Fis⸗ 
kalismus der mittelalterlichen Fürſten durch Verbindung 
mit den handelspolitiſchen Intereſſen der Städte in den 
Merkantilismus des 16. und 17. Jahrhunderts. 

Innerhalb dieſes weiten Rahmens gab es nun freilich 
wiederum recht erhebliche Verſchiedenheiten. Am weiteſten 
von der mittleren Linie wich die Entwickelung in Spa- 
nien ab, wo ſeit Philipp II. ein Rückfall in den kurz⸗ 
ſichtigen Fiskalismus des Mittelalters ſtattfand, ja wo 
die Volkswirtſchaft geradezu den fiskaliſchen und religiöſen 
Intereſſen geopfert wurde, und wo auch der alte Adels⸗ 
geiſt, das kaſtiliſche Hidalgotum, die bürgerlichen Inter⸗ 
eſſen der Catalonier wieder zurückdrängte. In Frank⸗ 
reich iſt es ſoweit nicht gekommen; aber die bürgerliche 
Erwerbsarbeit hatte dort ebenfalls, namentlich ſeit Col⸗ 
berts Tode noch lange Zeit, noch bis zur Revolution, 
ſchwer zu kämpfen gegen die dynaſtiſch⸗fiskaliſchen und 
gegen die Adelsintereſſen. Wieder anders verlief die 
Entwickelung in England. 
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Der engliſche Merkantilismus unterſchied ſich von 
demjenigen des Feſtlandes vor allem dadurch, daß dort 
unter den beſten Tudors, ſodann namentlich unter Crom⸗ 
well und nach Beendigung des Kampfes zwiſchen Krone 
und Parlament, [die Intereſſen des Volkes in erſter 
Linie die Handelspolitik beeinflußten, während auf dem 
Feſtlande das Intereſſe der Fürſten voranſtand. So⸗ 
dann nahm ſich die engliſche Handelspolitik auch der 
Landwirtſchaft an, die auf dem Feſtlande meiſt als 
Aſchenbrödel behandelt wurde. Endlich entwickelte ſich 
der engliſche Merkantilismus mindeſtens um ein Jahr⸗ 
hundert früher zu einem handelspolitiſchen Syſteme als 
derjenige des Feſtlandes, deſſen Blüte erſt nach dem 
dreißigjährigen Kriege begann, wobei Colbert als 
Bahnbrecher wirkte. 

Der deutſche Merkantilismus war nicht ſo fiskaliſch 
als der franzöſiſche, namentlich nach Colbert; er hatte, 
zumal in Preußen, entſchieden eine mehr volkswirtſchaft⸗ 
liche Färbung, näherte ſich alſo etwas dem engliſchen 
Typus, ohne ihn doch zu erreichen. 

Die einzelnen Mittel der merkantiliſtiſchen 
Handelspolitik waren ſehr mannigfacher Natur; hier 
können nur einige der wichtigſten erwähnt werden. Die 
gewerbliche Thätigkeit wurde anfangs hauptſächlich 
gefördert durch Ausfuhrverbote für Rohmaterialien, 
Nahrungsmittel und Halbfabrikate, Einfuhrverbote für 
Ganzfabrikate. Erſt allmählich traten an die Stelle dieſer 
Verbote Zölle und Ausfuhrprämien, die in England ſeit 
1660 auch zur Förderung der Landwirtſchaft verwandt 
wurden. Handel und Schiffahrt des Inlands be⸗ 
günſtigte man vorzugsweiſe dadurch, daß man die wich⸗ 
tigſten Teile des Verkehrs den fremden Kaufleuten und 
Schiffern entweder ganz verbot oder doch höhere Zölle 
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von ihnen erhob als von den Smländern; hierher gehören 
u. a. die „Navigationsakten“ und das „Kolonial⸗ 
ſyſtem“. 

Ueberall war, wie in den Städten des Mittelalters, 
das Beſtreben darauf gerichtet, möglichſt viel Nahrung 
den Einheimiſchen auf Koſten der Ausländer zuzuwenden, 
letzteren möglichſt viel zu verkaufen und möglichſt wenig 
von ihnen zu kaufen. Deshalb beförderte man vor allem 
den Export von Fabrikaten, ſuchte Exportinduſtrie und 
Exporthandel hochzubringen. Zwar zeigt die engliſche 
Entwickelung, daß das Syſtem ſehr wohl fähig war, die 
Intereſſen der Landwirtſchaft mit zu umfaſſen; aber im 
ganzen war der Merkantilismus nur eine Fortbildung 
der ſtädtiſchen Handelspolitik des Mittelalters in ver⸗ 
größertem Maßſtabe, trotzdem in den Staaten die ſtädtiſche 
Bevölkerung hinter der ländlichen an Zahl weit zurück⸗ 
ſtand. Man wollte eben aus den noch überwiegend 
agrariſchen Verhältniſſen herauskommen, zur Stoffver⸗ 
arbeitung und zum Handel vorwärts ſchreiten, um hier⸗ 
durch eine größere Zahl von Menſchen zu ernähren und 
mehr Steuern einnehmen zu können. 

Ein Wort über die merkantiliſtiſche Litteratur 
dieſer Periode: Man hat ſie ſeit Adam Smith allzuſehr 
mit der merkantiliſtiſchen Politik identifiziert, die ent⸗ 
ſchieden in ihrer Blütezeit die Litteratur an Bedeutung 
weit überragte; ſpäter wurde fie freilich durch die übliche 
theoretiſche Ueberſchätzung des Geldkapitals ungünſtig 
beeinflußt, und die merkantiliſtiſche Lehre von der Handels⸗ 
bilanz war jedenfalls der getreue theoretiſche Ausdruck 
jener Praxis, welche den Export mit Zwangsmitteln jeder 
Art förderte, den Import dagegen mit den gleichen Mitteln 
niederhielt. 

Dieſes Syſtem mußte ſchließlich zum Kampfe Aller 


gegen Alle führen. Wenn alle Staaten fo zu Werke 
gingen, ſo mußte am Ende Jeder hierunter leiden, am 
meiſten aber der internationale Handel. Er war 
ſeit dem Mittelalter gewaltig angewachſen, und doch 
waren ihm ſchon im Mittelalter die Abſperrungspolitik 
der Städte wie die fiskaliſchen Plackereien der Fürſten 
unleidlich geworden, was zu immer ſtärkerer und freierer 
Ausbildung des Marktverkehrs, ſowie zu mannig⸗ 
fachen Handelsverträgen geführt hatte. 

Die merkantiliſtiſche Handelspolitik mußte ſich zu ähn⸗ 
lichen Konzeſſionen entſchließen, im eigenen Lande zur 
Gewährung von Ausfuhrvergütungen und Tranſit⸗ 
freiheit, zur Errichtung von Tranſitlägern und 
Freihäfen, gegenüber anderen Ländern zum Abſchluß 
von Handelsverträgen, bei denen freilich die ſtärkeren 
Staaten die ſchwächeren wirtſchaftlich zu knebeln ſuchten, 
was auch namentlich England mehrfach gelungen iſt; 
immerhin: ohne irgendwelche Konzeſſionen auf beiden 
Seiten waren überhaupt keine Handelsverträge möglich. 
Auch bildeten vom 12. bis in das 18. Jahrhundert hinein 
die Niederlande ein größeres Gebiet relativer Handels⸗ 
freiheit, namentlich in den Handelsmetropolen Brügge, 
Antwerpen und Amſterdam, die nacheinander zur höchſten 
Blüte gelangten. Der Freihandel wurde von Niederländern 
auch theoretiſch zuerſt vertreten. 

Seit dem Ende des 17. Jahrhunderts fand ſodann die 
Ueberſpannung des Merkantilſyſtems in Theorie und 
Praxis wachſenden Widerſpruch auch in England (Child, 
Barbon, North, Davenant), und um dieſelbe Zeit richteten 
in Frankreich Boisguillebert und Vauban energiſche 
Proteſte gegen die fiskaliſche Entartung des Colbert'ſchen 
Merkantilſyſtems. Schon vorher hatte ein franzöſiſcher 


Kaufmann gewagt, dem mächtigen Colbert das Wort 
zuzurufen: „Laissez nous faire!“ 

Das gewaltige Gebäude des Merkantilismus war zu 
künſtlich, griff zu tief und gewaltſam in die Freiheit der 
Individuen ein, um nicht ſchließlich allerorten Widerſpruch 
oder doch Unbehagen zu erregen. Hieraus ſchöpften im 
vorigen Jahrhundert die Anſchauungen des Naturrechts 
und der Aufklärung einen guten Teil ihrer ſieghaft vor- 
dringenden Kraft. Rückkehr von der Künſtelei zur Natur, 
vom Zwange zur Freiheit! Das wurden die allgemeinen 
Parolen. 

Damit verband ſich in Frankreich das Mitgefühl für 
die gequälte Landwirtſchaft. Aus dieſer Verbindung iſt 
die „Phyſiokratie“ der Quesnay und Turgot hervor⸗ 
gegangen, welche das „Laissez faire!“ zu einem agrariſchen 
Kriegsrufe erhob. Anders in England, wo gleichzeitig 
der Philoſoph Hume den überſpannten Merkantilismus 
im Intereſſe des internationalen Handels verurteilte. 
Endlich erweiterte ſich dieſe Kritik bei Adam Smith zu 
einem umfaſſenden Lehrgebäude, welches ausging von 
einer Würdigung der Arbeit aller Produzenten, das aber 
ſeine politiſchen Forderungen vorzugsweiſe auf das 
Intereſſe der Kon ſumenten ſtützte, und das feine 
werbende Kraft außerdem noch ſchöpfte aus dem Gedanken 
der internationalen Arbeitsteilung auf Grund 
des Selbſtintereſſes der Individuen. 

Doch dauerte es dann noch ein halbes Jahrhundert, 
ehe der Freihandel in der engliſchen Staatspraxis all« 
mählich Eingang fand. Inzwiſchen entwickelte ſich die 
engliſche Induſtrie auf Grund einer Reihe wichtigſter 
Erfindungen zu weltumſpannender Bedeutung, und der 
gleichen Entwickelung erfreute ſich auch der überſeeiſche 
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Handel, wobei die gegen dieſe Entwickelung gerichtete 
„Kontinentalſperre“ Napoleons weſentlich mitge- 
holfen hat. 

Die Kontinentalſperre war ein Prohibitivſyſtem von 
einer Ausdehnung, wie es die Welt noch nicht geſehen 
hatte. Allerdings gelang es nicht, die Sperre ſtreng 
durchzuführen. Dennoch hatte ſie große Wirkungen, die 
nur bisher noch nicht ausreichend ermittelt worden ſind, 
eine Aufgabe, die nicht nur hiſtoriſches Intereſſe dar⸗ 
bieten würde. England litt unter der Kontinentalſperre 
zeitweilig unzweifelhaft bedeutend, wurde aber um ſo 
mehr gedrängt, den überſeeiſchen Verkehr zu entwickeln, 
was es — dank ſeiner Beherrſchung der Meere — unge⸗ 
ſtört thun konnte. 

Handelspolitiſch betrachtet, erſcheint die Kontinental⸗ 
ſperre als äußerſte Uebertreibung des Merkantilismus. 
Sie hat ohne Frage den Sieg des Freihandels in Eng⸗ 
land verzögert. Aber nach dem Falle des Syſtems mußte 
die freihändleriſche Strömung dort um ſo kräftiger her⸗ 
vorbrechen.! 

Der Merkantilismus hatte ſich in England überlebt. 
Die Exportinduſtrie bedurfte ſeiner nicht mehr; bald 
mußte ſie ihn ſogar als Hemmſchuh ihrer Entwickelung 
betrachten, was der internationale Zwiſchen⸗ 
handel ſchon längſt gethan hatte. Die Landwirt⸗ 
ſchaft dagegen hielt an dem Schutzſyſteme unverbrüchlich 
feſt; ja, ſie wagte es, in dieſem kritiſchen Augenblicke 
(1815) eine ſo exorbitante Steigerung des Weizenzolles 
durchzuſetzen, daß hiergegen allgemeine Empörung ent⸗ 
ſtand, ein Vorgang von eindringlich warnender Be⸗ 
deutung! 

Auch nach Ermäßigung des Weizenzolles im Jahre 
1822 war die Einfuhr noch faſt unmöglich. Aber in⸗ 


zwiſchen hatte bereits (1820) eine Petition der Kaufleute 
von London und Edinburgh das Steinchen ins Rollen 
gebracht, das im Laufe eines weiteren Vierteljahrhunderts 
das engliſche Merkantilſyſtem zerſchmetterte. Der erſte 
Anſtoß, eben jene Petition von 1820, ging vom inter⸗ 
nationalen Zwiſchenhandel aus, dem ſich die Induſtriellen 
erſt allmählich anſchloſſen. Erſt ſeit 1838 begann die Ent⸗ 
ſcheidungskampagne der Anti⸗Cornlaw⸗-Ligue unter Cob- 
dens Führung. Sie wurde gewonnen dadurch, daß die 
ſchon von der gewaltthätigen engliſchen Arbeiterbewegung, 
der „Chartiſtenbewegung“, erregte Volks maſſe mit 
wachſendem Erfolge mobil gemacht wurde gegen die 
Großgrundbeſitzer, denen die hohen Agrarzölle fait 
ausſchließlich zu gute kamen, da ein Bauernſtand ſchon 
längſt nur in kümmerlichen Reſten exiſtierte. In den 
Jahren 1842/49 mußte Sir Robert Peel, der politiſche 
Führer der damaligen Agrarier, gegen den Willen der 
eigenen Partei die große Reform durchführen. Als er 
damit begann, enthielt der engliſche Zolltarif noch etwa 
1200 Poſitionen, von denen viele noch einen faſt prohibi⸗ 
tiven Charakter hatten; die Kornzölle betrugen noch 40 bis 
70 Proz. vom Werte; die Navigationsakte war noch in 
Kraft. Fünf Jahre ſpäter war dies alles bis auf geringe 
Reſte verſchwunden. 

Kaum je hat ein Volk ſeine Handelspolitik ſo gründ⸗ 
lich in ſo kurzer Zeit geändert. Aber die Aenderung iſt 
dem engliſchen Volke nicht ſchlecht bekommen: der Export 
Großbritannieus betrug in den 25 Jahren 1821/45 zu⸗ 
ſammen 1 Milliarde £, dagegen 1871/95 zuſammen 6¼ 
Milliarden, hat ſich alſo mehr als verſechsfacht, das 
ſteuerbare Einkommen iſt in den letzten 50 Jahren von 
250 Millionen auf 700 Millionen £ angewachſen. 

Auf dem europäiſchen Feſtlande nahm die Ent⸗ 


— 28 — 


wickelung inzwiſchen einen weſentlich anderen Verlauf. 
Ich kann hier nur einen Ueberblick geben über die handels⸗ 
politiſche Entwickelung von zwei Kontinentalſtaaten, 
Deutſchland und Frankreich; doch ſind es die beiden 
wichtigſten: Frankreich hat bis auf die jüngſte Zeit die 
Handelspolitik der meiſten anderen Feſtlandsſtaaten ent⸗ 
ſcheidend beeinflußt und iſt in dieſer Führerſtellung erſt 
vor kurzem durch Deutſchland abgelöſt worden, das indes 
bei ſeiner eigenen Handelspolitik ſchon früher eine ſelb⸗ 
ſtändige und zwar weit freiere Richtung verfolgt hat als 
Frankreich. 

In Frankreich wurde nach Aufhebung der Kon⸗ 
tinentalſperre ein aus Prohibitionen und ſehr hohen 
Zöllen gemiſchtes Syſtem eingeführt, die Landwirtſchaft 
wurde jetzt ebenfalls geſchützt, und nur der Tranſit durch 
Privilegierung einzelner Hafenplätze erleichtert. Zwar 
bildete ſich allmählich eine kleine Freihandelspartei, die 
in den dreißiger Jahren Einfluß zu gewinnen anfing. 
Man erleichterte indes zunächſt nur etwas die Einfuhr 
von Rohſtoffen und Halbfabrikaten und gewährte auch 
dem Tranſit weitere Vergünſtigungen. 

Erſt als in England der radikale Umſchwung vom 
Schutzſyſtem zum Freihandel ſich vollzogen hatte, entſtand 
wie in anderen Ländern des Feſtlandes ſo auch in Frank⸗ 
reich ein langer erbitterter Kampf zwiſchen den Anhängern 
der beiden Richtungen, der 1860 zu Gunſten des Frei⸗ 
handels entſchieden wurde. 

Inzwiſchen war man in Deutſchland ſchon längſt 
nach dieſer Richtung vorangegangen; aber die deutſche 
Entwickelung erhielt einen ganz beſonderen Charakter 
dadurch, daß es ſich hier darum handelte, überhaupt erſt 
die Möglichkeit für eine nationale Handelspolitik durch 
Herſtellung der wirtſchaftlichen Einheit zu ſchaffen, 
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welche die anderen Länder meiſt ſchon ſeit langer Zeit 
beſaßen. 

In Deutſchland hatte jeder der vielen Staaten Mer⸗ 
kantilpolitik auf eigene Fauſt getrieben, was um ſo 
ſchwieriger durchzuführen war, als die meiſten Staaten 
aus vielen, weithin verſtreuten Fetzen beſtanden; doch 
auch innerhalb der zuſammenhängenden Gebiete gab es 
noch allerorten zahlreiche Zollgrenzen. Wohl am übelſten 
war Preußen daran mit ſeinem über ganz Norddeutſch⸗ 
land verteilten Gebiete und mit ſeinem Acciſeſyſtem, das 
die Städte vom platten Lande ſonderte. 

Längſt war man überzeugt, daß eine Reform dringend 
not thue. Als ſie ſchließlich in dem preußiſchen Zolltarife 
von 1818 durchgeführt wurde, erhielt ſie unter dem Drucke 
des allzulange verhaltenen Reformbedürfniſſes und unter 
dem Einfluſſe der Freihandelsidee einen außerordentlich 
liberalen Charakter. Preußen ging zu einem ſehr ge⸗ 
mäßigten Schutzzollſyſteme über, als Frankreich noch lange 
am Prohibitivſyſteme, England an Hochſchutzzöllen feſt⸗ 
hielt. 

Unzweifelhaft ging Preußen damals im Freihandel 
zu weit. Die Induſtrie remonſtrierte, und ſeit 1824 wurde 
wieder der Weg der Zollerhöhungen betreten. Zugleich 
dehnte aber Preußen langſam ſein Zollſyſtem auf andere 
deutſche Länder aus, die es zunächſt, trotz ſeines ſo ſehr 
gemäßigten Charakters, als eine ſchwere Bedrückung em⸗ 
pfanden, aber gerade hierdurch zum Anſchluß gezwungen 
wurden. Auch in Süddeutſchland wurde 1828 der erſte 
Zollvertrag abgeſchloſſen. Die öffentliche Meinung unter 
der Führung von Friedrich Liſt drängte in derſelben 
Richtung. So iſt der Deutſche Zollverein in den 
Jahren 1831 und 1833 zuſtande gekommen, freilich erſt nach 
ſchweren Kämpfen mit zahlloſen entgegenſtehenden Einzel- 
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intereſſen. In den folgenden Jahrzehnten ſchloſſen ſich 
dem Zollverein allmählich faſt alle deutſchen Staaten an, 
die Küſtenländer der Nordſee zuletzt. Aber inzwiſchen 
wuchs nach Anbahnung der Zolleinigung auch, und zwar 
ebenfalls unter Liſt's Führung, die Reaktion gegen die 
freihändleriſche Handelspolitik. Der Freihandel, der in 
England und Frankreich angreifend voranſchritt, war in 
Deutſchland jetzt zur Verteidigung gezwungen. Die Schutz ⸗ 
zöllner gewannen langſam, aber ſichtbar an Terrain, 
trotz engliſcher Gegenagitationen und öſterreichiſcher In⸗ 
triguen gegen die ganze Zollvereins⸗Entwickelung. 

Da gelang es Cobden, dem Führer der engliſchen 
Freihändler, unter dem Beiſtande ſeines franzöſiſchen 
Geſinnungsgenoſſen Chevalier, den Kaiſer Napoleon 
von der Notwendigkeit einer Aenderung der franzöſiſchen 
Handelspolitik zu überzeugen. Frankreich geſtand Eng⸗ 
land im „Cobden⸗Vertrage“ von 1860 Erſatz feiner Pro⸗ 
hibitionen durch mäßige Schutzzölle zu, gegen Fortfall der 
letzten engliſchen Schutzzölle und Ermäßigung der eng⸗ 
liſchen Finanzzölle auf Wein und Branntwein. Aber 
während England dieſe Konzeſſionen ohne weiteres allen 
anderen Ländern zuwandte, behandelte Frankreich dieſe 
Länder noch nach ſeinem alten Syſteme und verlangte 
von ihnen für die Gewährung jener Ermäßigungen Gegen⸗ 
konzeſſionen. Hierdurch wurden die anderen Länder ge⸗ 
drängt, ſich dem franzöſiſch⸗engliſchen Syſteme anzu⸗ 
ſchließen, das man ſpäter als „das Syſtem der weſt⸗ 
europäiſchen Handelsverträge“ bezeichnet hat. 
| Alle dieſe Verträge enthielten ferner die Klauſel 
der meiſtbegünſtigten Nation: jeder Staat, der von 
Frankreich ſich die Vorteile erkaufte, die es England ge⸗ 
währt hatte, erhielt gratis als Zugabe alle Vorteile, die 


u, 


Frankreich etwa dritten Staaten eingeräumt hatte oder 
noch einräumte, und umgekehrt. 

Dieſe Klauſel trug weſentlich dazu bei, daß ſich die 
Freihandelsbewegung automatiſch, ſchraubenartig immer 
weiter entwickelte; ohne Zweifel eine Folge engliſcher 
Ratſchläge. 

In Deutſchland hatte ſich ſeit den 40er Jahren die 
Schutzzollrichtung immer mehr entwickelt, zumal als der 
Zollverein 1853 einen Handelsvertrag mit dem entſchieden 
ſchutzzöllneriſchen Oeſterreich abſchloß. Das bedeutete 
eine gefährliche Breſche in das Syſtem des Zollvereins, 
und Oeſterreich ſuchte dieſe Breſche zu erweitern, zugleich 
aber die äußere Schutzzollmauer beider Länder zu er⸗ 
höhen. Preußen dagegen, das den Abſchluß des Vertrages 
bereute, ſuchte jene Breſche zu ſchließen und geriet wegen 
des politiſchen Gegenſatzes zu Oeſterreich allmählich wieder 
in mehr freihändleriſche Bahnen, namentlich ſeitdem 
Bismarck die endgiltige Regelung des Verhältniſſes zu 
Oeſterreich in ſeine gewaltige Hand nahm. Zugleich ent⸗ 
wickelte die freihändleriſche Propaganda, nicht 
ohne Mitwirkung engliſcher Kräfte und Einflüſſe, eine 
überaus rührige Thätigkeit. Im preußiſchen Beamten⸗ 
körper erhielt fie einen hervorragenden Vertreter in 
Rudolf Delbrück, der die deutſche Handelspolitik bis 
1876 geleitet hat. 

Dazu kam nach Ueberwindung der Folgen der großen 
Handelskriſis von 1857 ein allgemeiner Aufſchwung des 
wirtſchaftlichen Lebens, der nach Entfeſſelung aller Kräfte 
drängte. 

Dem Zuſammenwirken dieſer Momente iſt es zuzu⸗ 
ſchreiben, daß zunächſt Preußen ſich wieder dem Frei⸗ 
handel näherte, indem es 1862 mit Frankreich einen 


Handelsvertrag nach weſteuropäiſchem Vorbilde abſchloß. 
Die anderen Zollvereinsſtaaten, zumal die ſüddeutſchen, 
waren gleich Oeſterreich gegen dieſen Vertrag. Es kam 
zu einem Konflikte, in dem Preußen ſiegte: Die ſüd⸗ 
deutſchen Staaten mußten ſich 1865 fügen, Oeſterreich da⸗ 
gegen wurde aus dem ſeit 1853 beſtehenden engeren Ver⸗ 
hältniſſe zum Zollvereine verdrängt. Dieſer ſchritt dann 
auf der Bahn zum Freihandel weiter, zumal als 1866 die 
Trennung von Oeſterreich definitiv wurde, dagegen das 
innere Gefüge an Feſtigkeit bedeutend zunahm, und 1867 
der Beitritt der letzten größeren Küſtenländer die frei⸗ 
händleriſche Richtung verſtärkte. Schließlich gewann ſie 
auch in Oeſterreich ſolchen Einfluß, daß der deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Handelsvertrag von 1868 ein entſchieden frei⸗ 
händleriſches Gepräge erhielt; bis 1877 wurden damals 
die ſtark ermäßigten Tarife beiderſeitig gebunden. 

Man kann ſagen: alle Welt in Deutſchland war da⸗ 
mals freihändleriſch geſinnt, mit Ausnahme der Eiſen⸗ 
induſtriellen und Baumwollſpinner, welche durch die über⸗ 
legene engliſche Konkurrenz, die Eiſeninduſtriellen außer⸗ 
dem noch durch verſtärkte franzöſiſche Ausfuhrprämien 
hart bedrängt wurden. Die extremſten Freihändler waren 
die Landwirte, auf deren Andringen der deutſche Roh⸗ 
eiſenzoll 1870 auf ein Minimum ermäßigt wurde. Frei⸗ 
lich war der Export landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe da⸗ 
mals noch weit größer als der Import. 

Da erfolgte ein abermaliger Umſchwung: die Frei⸗ 
handelsſtrömung geriet ins Stocken, und es entwickelte 
ſich eine ſtarke ſchutzzöllneriſche Richtung. 

Ein Vorſpiel erlebte man ſchon 1871 beim Friedens⸗ 
ſchluſſe zwiſchen Deutſchland und Frankreich. In Frank⸗ 
reich war der alte Schutzzöllner Thiers ans Ruder ge⸗ 
langt; auch ſahen die deutſchen Freihändler voraus, daß 


rn: 


Frankreich ſchon aus finanziellen Gründen feine Zölle 


erhöhen würde. Auf eine Bindung ſeiner Zölle wollte 


es ſich nicht einlaſſen. Da verfiel Delbrück auf ein un⸗ 
gewöhnliches Mittel: in dem vielgenannten Art. 11 des 
Frankfurter Friedens räumten die beiden Staaten einander 
auf unbeſtimmte Zeit alle Vorteile ein, welche ſie 
ſechs benannten anderen Staaten etwa gewähren würden. 
Von dieſer Klauſel erwartete man (zu nächſt mit Recht) 
günſtige Wirkungen im Intereſſe des Freihandels. Daß 
im Friedensſchluſſe ferner der hochentwickelten Eiſen⸗ und 
Baumwollinduſtrie von Elſaß⸗Lothringen ihr franzöſiſches 
Abſatzgebiet bis Ende 1872 erhalten blieb, wirkte ebenfalls 
noch eine Weile im Sinne des Freihandels; denn infolge⸗ 
deſſen konnte die deutſche Induſtrie die fetten Jahre bis 
1873 ausnutzen, ohne dem Drucke der elſaß⸗lothringer 
Konkurenz ausgeſetzt zu ſein. Aber freilich machte dieſe 
ſich 1873, als die Kriſis hereinbrach, doppelt empfindlich 
bemerkbar. Zugleich wurde auf Antrag der Landwirte 
im Mai 1873 der letzte Reſt des Roheiſenzolles aufgehoben. 
So verlor die deutſche Eiſeninduſtrie den letzten Schutz, 
gerade als ſie deſſen am dringendſten bedurfte. 

Die Freihandelsära war eine Periode des allgemeinen 
Aufſchwungs geweſen; der Rückſchlag gegen dieſen Auf⸗ 
ſchwung führte auch eine Reaktion in der Handelspolitik 
herbei. Die feſtländiſche Induſtrie erwies ſich jetzt als 
noch nicht ſtark genug, um auch unter ſchwierigen Ver- 
hältniſſen die engliſche Konkurrenz auszuhalten, zumal 
die junge Induſtrie von Deutſchland und Oeſterreich, 
deren Wachstum abnorm geweſen war. Aber auch in 
den anderen Ländern hatte man ſich für ſtärker gehalten, 
als man thatſächlich war, weil eben in der Zeit des Auf⸗ 
ſchwungs die engliſche Konkurrenz nur wenig geſpürt 
worden war. Das wurde jetzt anders. 
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Dazu kam ein weiteres Moment von größter Trag⸗ 
weite: der Druck, den die gewaltige Verbeſſerung der 
Transportmittel auf die Preiſe, zumal auf diejenigen 
der land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe ausübte. Wäh⸗ 
rend auf induſtriellem Gebiet die Jugend der Entwicke⸗ 
lung eine Schwäche iſt, bildet ſie in der Landwirtſchaft 
eine Stärke: die „jungfräulichen“ überſeeiſchen Länder 
können am billigſten produzieren; die Gunſt ihrer Pro⸗ 
duktionsbedingungen machte ſich mittels der Entwicke⸗ 
lung des Transportweſens ſchwer fühlbar gegenüber den 
teuerer produzierenden europäiſchen Ländern. 

Unter dem Drucke dieſer Erfahrungen gingen Induſtrie 
wie Landwirtſchaft der europäiſchen Feſtlandsſtaaten ins 
ſchutzzöllneriſche Lager über. 

Dazu kam in dieſen Staaten ein gewaltiges Anwachſen 
der ſtaatlichen Geldbedürfniſſe infolge der Not- 
wendigkeit großer Ausdehnung und Verſtärkung der Wehr⸗ 
kräfte. 

Endlich aber begann ſich auch die Theorie vom 

Freihandel abzuwenden. Gegenüber der grundſätzlich 
freihändleriſchen Nationalökonomie hatte die hiſtoriſche 
deutſche Schule längſt die Notwendigkeit betont, verſchie⸗ 
dene Entwickelungsſtufen der Volkswirtſchaft auch ver⸗ 
ſchieden zu beurteilen. Jetzt zog die Wiſſenſchaft hieraus 
unmittelbare politiſche Konſequenzen, zunächſt hauptſäch⸗ 
lich für die Sozialpolitik; aber wenn der Schutz der 
Schwachen gegenüber den Starken zu den Aufgaben des 
Staates gehörte, ſo mußte dies auch auf ſchwache in⸗ 
ländiſche gegenüber ſtärkeren ausländiſchen Produzenten 
Anwendung finden. 

Es iſt neuerdings oft geſagt worden, die Rückkehr 
vom Freihandel zum Schutzzoll ſei nicht — wie der erſte 
Eindruck geweſen war — unter deutſcher Führung voll⸗ 
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zogen worden. Formell iſt das wohl richtig: in einigen 
anderen Ländern war thatſächlich ſchon allerlei geſchehen, 
was als Beginn der großen Bewegung angeſehen werden 
könnte. Dennoch war der erſte Eindruck in tieferem Sinne 
der richtigere: Bismarck iſt ohne Frage der eigentliche 
Führer der Bewegung geweſen. 

Frankreich veranſtaltete 1875 eine Enquete über 
die Wirkungen der weſteuropäiſchen Handelsverträge und 
ſchritt dann zu einer Reviſion ſeines veralteten autonomen 
Tarifs, die ſich aber jahrelang ohne ſichtbare Reſultate 
hinſchleppte. Die franzöſiſchen Ausfuhrprämien für Roh⸗ 
eiſen (titres-A-caution) bildeten zwar einen der äußeren 
Anläſſe für die deutſche Zollreform von 1879; aber dieſe 
„titres-à-caution“ waren keine neue Einrichtung. 

Rußland ordnete 1876 die Erhebung ſeiner Zölle in 
Gold an, was eine weſentliche Erhöhung bedeutete; aber 
es war eine reine Finanzmaßregel, die freilich in Deutſch⸗ 
land der ſchutzzöllneriſchen Strömung Vorſchub leiſtete, 
doch keine ſelbſtändige handelspolitiſche Bedeutung hatte. 

In Oeſterreich entſtand nach der Kriſis von 1873 
eine ſtarke ſchutzzöllneriſche Strömung unter der Führung 
eines geborenen Reichsdeutſchen, des bekannten Handels⸗ 
politikers Dr. Peez, welcher im Jahre 1876 die Kün⸗ 
digung des deutſch⸗öſterreichiſchen Handelsvertrages durch- 
ſetzte. Oeſterreich erhöhte darauf 1878 ſeinen Zolltarif, 
kurz vor der deutſchen Reform, bei der dieſe öſterreichiſchen 
Vorgänge äußerlich keine ganz geringe Rolle ſpielten. 
Aber die internationale Bedeutung der öſterreichiſchen 
Maßregel war nicht derart, daß man ſie als eigentlichen 
Beginn der Schubzollära bezeichnen darf. 

Auch in Deutſchland war ſchon Manches vorher⸗ 
gegangen. Beſonders hatten ſich die induſtriellen Schutz⸗ 
zöllner im „Centralverband deutſcher Induſtrieller“ zu⸗ 
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ſammengeſchloſſen. Aber die agrariſchen „Steuer⸗ und 
Wirtſchaftsreformer“ waren noch 1876 freihändleriſch ge⸗ 
ſinnt; freilich hatte damals der Maſſenimport agrariſcher 
Erzeugniſſe eben erſt begonnen. Was die Regierung betrifft, 
ſo waren auch bei ihr 1876 äußerlich jedenfalls noch keine 
Anzeichen eines Umſchwungs zu bemerken. Bismarck 
hatte bis dahin die Leitung der wirtſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten Delbrück überlaſſen und gelegentliche Zweifel an 
der Richtigkeit des Freihandels unterdrückt; andere, noch 
wichtige Dinge hatten ſeine ganze Kraft erfordert. Jetzt 
waren dieſe erledigt, und alsbald traten jene Zweifel 
ſtärker hervor. Die hieraus entſtehenden Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten führten am 31. Mai 1876 zum Ausſcheiden 
Delbrücks, und wenn irgend ein beſtimmter Zeitpunkt, 
jo iſt dieſer als Beginn der neuen europäiſchen Schutz⸗ 
zollperiode anzuſehen. Indes hat Fürſt Bismarck ſelbſt 
erſt das Jahr 1877 als den entſcheidenden Wendepunkt 
bezeichnet; jedenfalls erfolgten erſt im Anfange dieſes 
Jahres ſeine maßgebenden Anregungen zur Erſetzung der 
Matrikularumlagen durch eine Reform der Zölle und in⸗ 
direkten Steuern. Für Bismarck war das finanzielle 
Moment, das Bedürfnis des Reichs nach bedeutenderen 
eigenen Einnahmen, die Hauptſache; aber er ließ dieſen 
finanzpolitiſchen Zweck durch den Gedanken der nationalen 
Handelspolitik vorwärts treiben, wodurch die ganze Re⸗ 
form eine Volkstümlichkeit erlangte, die bloßen Finanz⸗ 
maßregeln niemals eigen iſt. Zugleich erfolgte, jedenfalls 
unter ſeiner Mitwirkung, der Uebergang der Agrarier 
ins ſchutzzöllneriſche Lager. Hierdurch war die parlamen⸗ 
tariſche Durchführung der Reform geſichert. Sie erfolgte 
dann im Jahre 1879. 

Deutſchland kehrte damit zu den mäßigen induſtriellen 
Schutzzöllen zurück, wie ſie etwa in den vierziger und 


fünfziger Jahren beſtanden hatten; dazu kamen aber jetzt 
auch agrariſche Schutzzölle. 

Es folgte nun eine ungemein ſtarke Entwickelung des 
Schutzzollſyſtems in den meiſten Staaten des europäiſchen 
Feſtlandes, in den Vereinigten Staaten von Amerika und 
noch in anderen überſeeiſchen Staaten. Auch Deutſchland 
ſteigerte ſeine Zölle weiter, aber lange nicht in dem Ver⸗ 
hältniſſe wie Oeſterreich, Frankreich, Rußland und die 
Vereinigten Staaten. In einigen dieſer Staaten, be⸗ 
ſonders in den Vereinigten Staaten, wurde die ſchutz⸗ 
zöllneriſche Technik geradezu raffiniert ausgebildet. Den 
Höhepunkt und vorläufigen Abſchluß dieſer Bewegung 
bildeten die franzöſiſchen und ruſſiſchen Hochſchutzzoll⸗ 
Tarife von 1891, ſowie die amerikaniſchen Tarife, der 
Me Kinley- Tarif von 1890 und der Dingley⸗Tarif von 
1897. 

In Europa wurde die weitere Ausbildung des Hoch⸗ 
ſchutzſyſtems zunächſt unterbrochen durch die von Deutſch⸗ 
land mit einer Reihe von Staaten abgeſchloſſenen ſoge⸗ 
nannten „Mitteleuropäiſchen Handels verträge“. 
Sie enthielten eine verhältnismäßig erhebliche Reduktion 
der deutſchen Agrarzölle, eine geringe Ermäßigung der 
Induſtriezölle beſonders in den nichtdeutſchen Staaten und 
die Bindung vieler Zölle auf 12 Jahre. 

Ob damit wirklich die Hochſchutzbewegung dauernd 
zum Stillſtand gekommen iſt, kann nur die Zukunft lehren. 
Bisher ſieht es nicht danach aus: In Deutſchland iſt die 
agrariſche Bewegung ſtark angeſchwollen und weſentlich 
radikaler geworden. Ihr Ziel iſt offenbar der agrariſche 
Hochſchutz, gleichviel ob mit oder ohne Handelsverträge. 

Noch bedeutſamer iſt die Thatſache, daß Großbritan⸗ 
nien das in ſeinem Intereſſe 1860 eingeführte Syſtem der 
Meiſtbegünſtigung zu verlaſſen ſcheint, um freie Hand zu 
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gewinnen für Beſtrebungen, die in der einen oder anderen 
Geſtalt auf Schaffung eines „Greater Britain“, eines 
britiſchen Weltzollvereins, abzielen oder doch auf Erſatz 
des „free- trade“ durch den „fair trade“, durch ein Syſtem 
von Handelsverträgen. 

So ſtehen wir noch immer im Zeichen wachſender 
handelspolitiſcher Kämpfe, ein merkwürdiger Ausgang 
für dieſes Jahrhundert des Freihandels, des Dampfes 
und der Elektricität, eine draſtiſche Erläuterung der großen 
Wahrheit, daß die menſchliche Kulturentwickelung ſich nie⸗ 
mals in einer geraden Linie vollzieht, ſondern ſtets in 
gewaltigen Zickzacklinien. Aber hier wie überall giebt es 
eine durchgehende Linie der Entwickelung. Ihre Rich⸗ 
tung habe ich, ſo wie ſie mir erſcheint, in meinem erſten 
Vortrage dargeſtellt; ob ich damit der Wahrheit mich 
genähert habe, wird ſich jetzt wohl beurteilen laſſen. 


III. 
Mittel der Handelspolitik. 


Vier Hauptſyſteme der Handelspolitik laſſen ſich unter⸗ 
ſcheiden, die in ihren wichtigſten Grundlagen von einander 
abweichen, aber trotzdem in der Wirklichkeit nie rein, 
ſondern ſtets miteinander gemiſcht vorkommen. Dieſe 
vier Syſteme ſind: 1) das Prohibitivſyſtem; 2) das auto⸗ 
nome Schutzzollſyſtem; 3) das Syſtem der Handelsverträge 
und 4) das Freihandelsſyſtem. 

Das Prohibit ivſyſtem hat, ſoweit ſich aus der 
bisherigen Entwickelung entnehmen läßt, im weſentlichen 
nur noch hiſtoriſche Bedeutung. Das iſt in ſeiner Natur 
begründet. Oft iſt es freilich vorwiegend aus nichtwirt⸗ 
ſchaftlichen (politiſchen, religiöſen, hygieniſchen) Beweg⸗ 
gründen hervorgegangen. Aber wenn damit auch wirt⸗ 
ſchaftliche Zwecke verfolgt wurden, ſo lag die Anſchauung 
zu Grunde, man könne die Volkswirtſchaft durch herme⸗ 
tiſche Abſperrung des internationalen Verkehrs heben: 
eine offenbare Utopie! denn wenn es wirklich gelingen 
ſollte, ein Land in ſolcher Weiſe völlig abzuſchließen, ſo 
müßte dieſes Land früher oder ſpäter wirtſchaftlicher 
Stagnation verfallen, liegt doch eine lange Reihe von 
Erfahrungen dafür vor, daß der internationale Verkehr 
zur Weckung neuer Bedürfniſſe und zur Befriedigung der 
vorhandenen unentbehrlich iſt. 
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Die heutige Handelspolitik kennt das Prohibitivſyſtem 
nicht mehr; vielmehr iſt es völlig verdrängt worden 
durch das autonome Schutzsollſyſtem, das freilich ſeiner⸗ 
ſeits nur in Verbindung mit dem Syſteme der Handels⸗ 
verträge vorkommt; indes beruhen dieſe beiden Syſteme 
auf völlig verſchiedenen Anſchauungen: das autonome 
Schutzzollſyſtem geht von der Anſchauung aus, daß es 
möglich ſei, den internationalen Verkehr des eigenen 
Landes ohne Rückſicht auf die Intereſſen der anderen 
Länder zu regeln, während das Syſtem der Handelöver- 
träge umgekehrt mit vollem Bewußtſein die Intereſſen 
der anderen Länder berückſichtigt, natürlich in der Ueber⸗ 
zeugung, hierdurch auch denen des eigenen Landes zu 
dienen. 

Wird das autonome Schutzzollſyſtem ganz folgerichtig 
durchgeführt, ſo geht aus ihm mit Notwendigkeit hervor 
die Prohibition, der „Krieg Aller gegen Alle“. Nun liefert 
zwar ſchon die Ermäßigung der Schutzzölle auch ohne 
Handelsverträge die Möglichkeit, den internationalen Ver⸗ 
kehr zu erleichtern. Aber dies iſt nicht die Abſicht, ſondern 
nur die unbeabſichtigte Wirkung ſolcher Ermäßigungen, 
während bei jedem Handelsvertrage eine unmittelbare 
Förderung des nationalen Verkehrs beabſichtigt, und erſt 
hierdurch die Hebung der eigenen Volkswirtſchaft an⸗ 
geſtrebt wird. 

Hier liegt alſo die theoretiſche Scheidelinie zwiſchen 
volkswirtſchaftlicher und weltwirtſchaftlicher Handels⸗ 
politik: Selbſt der mäßigſte Schutzzoll gehört noch immer 
der volkswirtſchaftlichen Handelspolitik an, während jeder 
Handelsvertrag unmittelbar der Weltherrſchaft dient. In 
der Wirklichkeit iſt dieſe Scheidelinie freilich kaum zu er⸗ 
kennen; aber die Theorie muß ſie erkennen laſſen, um 
Klarheit zu ſchaffen. 


In der Gegenwart bildet die autonome Schutzzoll⸗ 
politik noch das eigentliche Grundprinzip der Handels- 
politik in den meiſten Staaten, während die Handels⸗ 
verträge dieſes Grundprinzip nur mehr oder weniger 
modifizieren. Hierin kommt die offenkundige Thatſache 
zum Ausdruck, daß die Volkswirtſchaft nächſt der Privat⸗ 
wirtſchaft noch die wichtigſte Geſtalt des wirtſchaftlichen 
Lebens bildet, während die Weltwirtſchaft erſt die letzte 
Stelle einnimmt. 

Das Freihandelsſyſtem endlich hat völlig welt⸗ 
wirtſchaftlichen Charakter. Die internationale Arbeits⸗ 
teilung iſt ihm ſowohl Vorausſetzung wie Zielpunkt. Dies 
ſchließt nicht aus, daß es auch um volkswirtſchaftlicher 
Zwecke willen durchgeführt werden kann, wie es in Eng⸗ 
land thatſächlich geſchehen iſt. Freilich iſt man dort 
von der Fiktion einer vollendeten Weltwirtſchaft ausge⸗ 
gangen, die in Wirklichkeit noch nicht vorhanden iſt; doch 
entſprach dieſe Fiktion dem Intereſſe der engliſchen Volks- 
wirtſchaft. Wenn dereinſt einmal die weltwirtſchaftliche 
Entwickelung ihr Ziel erreicht haben wird, wenn es dahin 
kommt, daß die internationale Arbeitsteilung den Inter⸗ 
eſſen der einzelnen Volkswirtſchaften vollkommen ent- 
ſpricht, dann wird auch das Freihandelsſyſtem für alle 
Staaten das einzig richtige handelspolitiſche Syſtem ge⸗ 
worden ſein. Uebrigens iſt ſelbſt in England das Frei⸗ 
handelsſyſtem bisher keineswegs konſequent durchgeführt 
worden, auch abgeſehen von den engliſchen Finanzzöllen, 
von den Schutzzöllen der engliſchen Kolonien, von zahl⸗ 
reichen anderen, dem reinen Freihandel widerſprechenden 
Maßregeln. Schon daß England Handelsverträge 
ſchließt, widerſpricht der weltwirtſchaftlichen Fiktion. Eng⸗ 
land treibt damit nicht „free trade“, ſondern „fair trade“, 
eine Handelspolitik gegenſeitiger Konzeſſionen, worin viele 
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Engländer die Handelspolitik erblicken, welche dem gegen⸗ 
wärtigen Intereſſe ihrer Volkswirtſchaft beſſer entſpricht, 
als der bisherige überwiegende Freihandel. Es iſt wohl 
ſo gut wie gewiß, daß in England demnächſt eine weitere 
Annäherung an das Syſtem der Handelsverträge ſtatt⸗ 
finden wird. 

Soviel von den handelspolitiſchen Syſtemen. Ich 
komme nun zu den einzelnen von ihnen angewandten 
Mitteln, laſſe dabei aber das Prohibitivſyſtem außer Acht, 
weil es ſeine Bedeutung für unſere Kulturwelt verloren 
hat und wohl auch kaum wieder gewinnen wird. 

Das wichtigſte Mittel derjenigen Handelspolitik, welche 
in faſt allen Staaten gegenwärtig vorherrſcht, iſt der 
Zolltarif. Dabei handelt es ſich nur noch um Einfuhr⸗ 
zölle; Aus⸗ und Durchfuhrzölle gehören, von geringen 
Reiten abgeſehen, in den Kulturſtaaten der Geſchichte an. 
Auch die reinen Finanzzölle, wie England ſie ausſchließlich 
erhebt, und wie ſie vorzugsweiſe auf Erzeugniſſe der 
Tropen erhoben werden, bleiben hier unberückſichtigt. 

Wir haben es hier nur mit den Schutzzöllen zu 
thun. Dabei beſchränke ich mich zunächſt auf die autonome 
Handelspolitik und betrachte ferner das geſamte Ausland 
als eine homogene Maſſe, laſſe alſo Bevorzugungen und 
Benachteiligungen einzelner Staaten zunächſt außer Acht. 
Folgendes ſind die wichtigſten Fragen, welche Beant⸗ 
wortung erheiſchen, die ihnen hier natürlich nur ganz 
unvollkommen zu Teil werden kann: Welche Waren ſollen 
geſchützt werden? Wie ſind ſie zu bezeichnen und zu 
klaſſifizieren? Wie hoch ſollen die Zollſätze ſein? Sind 
ſie nach der Menge oder nach dem Werte der Waren 
feſtzuſetzen? Soll im erſteren Falle eine Abſtufung nach 
der Qualität eintreten? | 
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Welche Waren ſollen geſchützt werden? 
Darauf muß die Antwort nach Maßgabe der von uns 
aus der thatſächlichen Entwickelung gewonnenen Grund⸗ 
ſätze folgendermaßen lauten: Geſchützt werden müſſen die⸗ 
jenigen Waren, deren Erzeugung im Inlande möglich iſt, 
deren inländiſche Produktionsbedingungen aber ungünſtiger 
'ſind, als die des Auslandes, doch nicht derart ungünitig, 
daß ſie auch nach vollſtändiger Ausbildung der inländiſchen 
Produktivkräfte noch eines Zollſchutzes bedürfen. 

Das Handeln nach dieſem Grundſatze iſt freilich im 
Einzelfalle oft ſchwierig, insbeſondere hinſichtlich der 
letzten der drei aufgeſtellten Bedingungen. Ob eine Ware 
im Inlande erzeugt werden kann, läßt ſich meiſt leicht 
entſcheiden. Schwieriger iſt es ſchon zu beurteilen, ob die 
inländiſchen Produktionsbedingungen ungünſtiger ſind als 
die des Auslandes. Dabei muß man die ungünſtigſten 

Produktionskoſten wichtiger inländiſcher Produktions⸗ 
ſtätten, einſchließlich der Abſatzkoſten, vergleichen mit den 
günſtig ſten Produktions⸗ und Abſatzkoſten wichtiger 
ausländiſcher Konkurrenten. Die nötigen Materialien 
hierfür ſind nicht leicht zu beſchaffen, und noch ſchwieriger 
iſt die objektive Beurteilung ihrer Richtigkeit. Doch 
am Ende handelt es ſich dabei ſtets um ein Rechen⸗ 
exempel, das bei höherer Ausbildung der dafür geeigneten 
Methoden gelingen muß. Ob dagegen die inländiſchen 
Produktivkräfte derart ausgebildet werden können, daß 
ſie ſchließlich keines Zollſchutzes mehr bedürfen, iſt eine 
Frage, die in vielen Fällen nur durch das höchſte wirt⸗ 
ſchaftliche Verſtändnis entſchieden werden kann, und hier 
hat denn auch die Handelspolitik am häufigſten ſchwere 
Irrtümer begangen. Unzählig ſind die mißglückten handels⸗ 
politiſchen Verſuche, Produktionszweige künſtlich ins Leben 


zu rufen oder am Leben zu erhalten, die überhaupt nicht 
dauernde Lebensfähigkeit erlangen konnten, oder die ihre 
Lebensfähigkeit unwiederbringlich verloren hatten. 

Wie ſind die zollgeſchützten Waren im 
Zolltarife zu bezeichnen und zuklaſſifizieren? 
Hierbei kommen zwei Bedürfniſſe in Betracht, die ein⸗ 
ander bis zu einem gewiſſen Grade entgegengeſetzt ſind? 
einerſeits das Bedürfnis der Verwendbarkeit des Zoll⸗ 
tarifs für handelspolitiſche Zwecke, andererſeits feine 
zolltechniſche Brauchbarkeit. 

Bei uns in Deutſchland überwiegt bisher das letztere 
Bedürfnis: man wünſchte vor allem, daß der Tarif für 
Zollbeamte und Intereſſenten überſichtlich und im Einzel⸗ 
falle leicht anzuwenden ſei. Deshalb enthält unſer Tarif 
nur verhältnismäßig wenige Poſitionen; man hat ihm 
aber als authentiſche Interpretation das „Amtliche 
Warenverzeichnis“ mitgegeben, das alle erdenklichen 
einzelnen Waren alphabetiſch nebſt Angabe ihrer Zuge⸗ 
hörigkeit zu den großen Tarifpoſitionen aufführt. Dieſes 
Warenverzeichnis wird gleich dem Zolltarife veröffentlicht, 
iſt aber leichter als dieſes abzuändern. Das Syſtem hat 
ſeine großen zolltechniſchen Vorzüge, namentlich bei 
unſerem in wirtſchaftlicher Hinſicht nicht ausreichend ge⸗ 
ſchulten Zollperſonale. Aber für die Handelspolitik iſt 
die geringe Zahl der Tarifpoſitionen ein ernſtes Hinder⸗ 
nis: ſie erſchwert die handelspolitiſche Berückſichtigung 
der einzelnen Waren nach ihrer Bedeutung und Qualität, 
ſowie die Specialiſierung der Handelspolitik gegenüber 
den einzelnen fremden Ländern. 

In manchen Ländern iſt das entgegengeſetzte Be⸗ 
dürfnis nach handelspolitiſcher Brauchbarkeit und 
Beweglichkeit des Zolltarifs ſo ſtark, daß nicht einmal ein 
authentiſches Warenverzeichnis veröffentlicht, ſondern der 
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Zollverwaltung überlaſſen wird, zu entſcheiden, unter 
welche Poſition des Tarifs dieſe oder jene Ware gehört. 
Die Bedeutung eines Handelsvertrags mit einem ſolchen 
Staate iſt keine allzu große, weil er die Klaſſifikation der 
Ware jederzeit nach ſeinem Gefallen ändern kann. 

Jedenfalls ſollte die Klaſſifikation der Waren, wie 
auch die zollamtliche Behandlung neuer, noch gar nicht 
klaſſifizierter Waren nur nach Anhörung von Sachver- 
ſtändigen aus den verſchiedenen beteiligten Intereſſenten⸗ 
gruppen erfolgen, und es ſollte auch ein geordnetes, nicht 
zu weitläufiges Beſchwerdeverfahren gegen Tarif⸗ 
entſcheidungen der Behörden zuläſſig ſein. Ein weiteres 
Bedürfnis iſt dasjenige einheitlicher Behandlung aller 
Waren im ganzen Zollgebiete. Alle dieſe Bedürfniſſe 
werden bei uns bisher noch keineswegs derart befried igt 
wie es im allſeitigen Intereſſe zu wünſchen iſt. 

Wie hoch ſollen die Zollſätze ſein? Eine 
Hauptfrage der Handelspolitik, die für die Theorie keine 
beſonderen Schwierigkeiten bietet, für die Praxis freilich 
um ſo größere. Die Zollſätze müſſen genügen, um die 
vorübergehende Ungunſt der inländiſchen Produktions⸗ 
bedingungen ſoweit auszugleichen, daß die Ausbildung 
der Produktivkräfte möglich iſt; ſie dürfen aber nicht ſo 
hoch ſein, daß der Sporn der Konkurrenz erlahmt, und 
hierdurch die Ausbildung der Produktivkräfte gefährdet 
wird, oder daß eine zu raſche, fieberhafte Entwickelung 
und Ueberproduktion entſteht. Beides kann eintreten, je 
nach der beſonderen Natur der vorhandenen Produktiv⸗ 
kräfte. Dieſe muß man vor allem genau kennen, ehe man 
Zollſätze einführt oder ändert. 

Ein weiteres, hierher gehöriges wichtiges Erfordernis 
beſteht darin, durch die Höhe der Zollſätze nicht andere 
inländiſche Produktionszweige derart zu ſchädigen, daß 


dieſer Schaden den Nutzen des Zollſchutzes überwiegt. 
Zunächſt ſind die Intereſſen ſo gewaltiger Produktions⸗ 
gruppen, wie Landwirtſchaft, Induſtrie und Handel, gegen; 
einander weiſe abzuwägen, und ſodann iſt auch innerhalb 
dieſer Gruppen derart zu verfahren, beſonders zwiſchen 
Induſtriezweigen zu entſcheiden, welche Halbfabrikate er- 
zeugen und ſolchen, welche ſie weiter verarbeiten. Roh⸗ 
materialien und notwendige Nahrungsmittel ſind freizu⸗ 
laſſen, ſofern dem nicht überwiegende Intereſſen der 
Urproduktion entgegenſtehen, d. h. ſoweit es ſich nicht 
darum handelt, notwendigen Produktivkräften über eine 
vorübergehende Kriſis hinwegzuhelfen, ohne andere Kräfte 
zu ſchädigen. Halbfabrikate ſind, wenn überhaupt, jeden⸗ 
falls entſprechend niedriger zu verzollen als Ganzfabrikate, 
weil dieſe eine ſtärkere Ausnutzung der Produktivkräfte 
ermöglichen. 5 

Um Entſcheidungen von fo großer Tragweite zweck- 
mäßig fällen zu können, iſt natürlich vor allem genaue 
Kenntnis der betreffenden Produktionszweige, ihrer Be⸗ 
deutung, ihrer internationalen Konkurrenzverhältniſſe 
u. ſ. w. erforderlich. Man hat gefragt, ob die Erfüllung 
dieſer Vorbedingung überhaupt möglich ſei und hat 
darauf verneinend geantwortet. Ich werde mich hiermit 
nachher beſchäftigen. N 

Sind die Zollſätze nach der Menge oder 
nach dem Werte der Waren feſtzuſetzen? Soll 
im erſteren Falle eine Abſtufung nach der 
Qualität eintreten? Bei Beantwortung der erſteren 
Frage entſteht wieder ein Streit zwiſchen Handelspolitik 
und Zolltechnik, inſofern die Wertverzollung ein handels⸗ 
politiſches Ideal iſt, das ſich aber zolltechniſch nicht rationell 
durchführen läßt, weil es derart zu falſchen Wertdeklara⸗ 
tionen anreizt, daß demgegenüber verwickelte zolltechniſche 
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Maßregeln ergriffen werden müſſen, die ſchwer auszu⸗ 
führen ſind und den Verkehr ſehr behindern. Die Nord⸗ 
amerikaniſche Union hat von den großen Staaten am 
längſten an Wertzöllen feſtgehalten und zu ihrer Durch⸗ 
führung noch 1890 ihren aus eidlichen Erklärungen, amt; 
lichen Taxatoren und Zollſtrafen beſtehenden Apparat 
weiter ausgebildet, der wohl das non plus ultra iſt, was 
die Zolltechnik eines Kulturſtaates dem Verkehre noch zu 
bieten wagen kann. Doch hat man dort 1897 auch be⸗ 
gonnen, zu Mengenzöllen überzugehen. 

Werden die Zölle nach der Menge feſtgeſetzt, ſo iſt es 
freilich durchaus nötig, ſie möglichſt nach der Qualität 
abzuſtufen, weil ſonſt die beſſeren Qualitäten, welche die 
Verwertung höherer Produktivkräfte erheiſchen, gegen 
über den geringeren benachteiligt werden. Doch iſt die 
Jeſtſtellung der Qnalität wiederum zolltechniſch oft ſehr 
ſchwer, weshalb die Abſtufung nur dann weit getrieben 
werden kann, wenn man über ein techniſch und wirtſchaft⸗ 
lich geſchultes Zollperſonal verfügt. 

Die bisher aufgeführten Mittel der Handelspolitik 
beziehen ſich gleichmäßig auf die Waren aller fremden 
Länder. Jetzt komme ich zu zwei anderen Kategorien 
von Maßregeln, welche auf ungleichmäßige Behand⸗ 
lung der verſchiedenen fremden Länder abzielen: Diffe⸗ 
rentialzölle und Handelsverträge. Jene behandeln einzelne 
Länder ungünſtiger, dieſe günſtiger als die anderen. Doch 
können die Differentialzölle allen möglichen Zwecken dienen, 
auch Handelsverträgen. 

Die älteren Differentialzölle trafen im weſentlichen 
nur Handel und Schiffahrt des Auslands gegenüber 
dem Inlande, und zwar zunächſt gleichmäßig, gewährten 
aber dann wohl einzelnen Ländern Ausnahmen, natürlich 
nur bei Erlangung entſprechender Gegenvorteile. Dieſe 


Art von Differentialzöllen, die namentlich früher von 
England ſtark angewendet wurde, iſt jetzt faſt verſchwunden. 
Ein nicht unwichtiger Ueberreſt ift die franzöſiſche „sur- 
taxe d’entrepöt“, welche Zuſchlagszölle erhebt für alle 
Waren, die über nichtfranzöſiſche Häfen eingeführt werden. 
Auch der amerikaniſche Dingley-Tarif von 1897 enthält 
eine ähnliche Beſtimmung, die gegen Kanada gerichtet iſt, 
und außerdem einen Zuſchlagszoll zu Gunſten der in⸗ 
ländiſchen Schiffahrt. 

Von dieſen grundſätzlich erhobenen dauernden Diffe⸗ 
rentialzöllen unterſcheiden ſich die neueren zunächſt da⸗ 
durch, daß ſie nicht mehr bloß Handel und Schiffahrt, 
ſondern die ganze Produktion betreffen, ſodann nament⸗ 
lich dadurch, daß ſie in der Regel mehr oder weniger vor⸗ 
übergehende Kampfmaßregeln ſind, ſei es, daß man 
ſie direkt im „Zollkriege“ verwendet, ſei es, daß man 
Kompenſationsobjekte für Verhandlungen über Handels⸗ 
verträge ſchaffen will. . 

Es giebt ſogar „Differentialzölle“, die nicht dem 
Kampfe, ſondern umgekehrt der vollſtändigen Zoll⸗ 
einigung dienen, indem man den Ländern, mit denen 
man einen Zollverein ſchließen will, zunächſt Zollvorteile 
gewährt. Dies zeigt ſo recht die Proteusnatur der Dif⸗ 
ferentialzölle. Doch iſt es beſſer zu unterſcheiden zwiſchen 
den eigentlichen Differentialzöllen (Zollzuſchlägen, sur- 
taxes) und den „Vorzugszöllen“, welche mit jenen nur 
eine äußere Aehnlichkeit aufweiſen. 

Neuerdings hat Frankreich eine neue Art von 
Differentialzöllen eingeführt, den „Maximal- und 
Minimaltarif“. Erſterer wird zunächſt auf alle Länder 
angewandt, letzterer nur denen gegenüber, mit welchen 
ein Handelsvertrag zuſtande kommt. Das Syſtem fleht 
in der Mitte zwiſchen autonomer und Vertragspolitik: 


doch iſt noch ſehr zweifelhaft, ob es beſondere Vorteile 
darbietet. 

Ein Nachteil aller Differentialzölle beſteht darin, 
daß unter ihrer Herrſchaft jeder internationalen Waren⸗ 
ſendung ein beglaubigtes Urſprungs zeugnis bei⸗ 
gegeben werden muß. 

Der „Zollkrieg“ iſt jedenfalls eine ſehr zweiſchneidige 
Waffe, die nur im äußerſten Falle angewandt werden 
ſollte. Handelspolitiſche Fragen ſind nüchterne Geſchäfts⸗ 
ſachen, bei denen der Ehrenpunkt weislich aus dem Spiele 
bleiben ſollte. Stets wird man hier beſonders ſorgfältig 
erwägen müſſen, ob der Wert des Gegenſtandes im Ver⸗ 
hältnis ſteht zu den Opfern eines Kampfes. Zwar wird 
kein Staat darauf verzichten können, einem rückſichtsloſen 
oder chikanöſen handelspolitiſchen Gegner als ultima ratio 
energiſch die Zähne zu zeigen, doch nur dann, wenn er 
hoffen darf, ihn dadurch zum Nachgeben zu veranlaſſen: 
Zollkriege müſſen, wenn ſie erfolgreich geführt werden, 
mit größeren vertragsmäßigen Zugeſtändniſſen des einen 
Teiles endigen, als ſie vorher zu erlangen waren. 

Damit bin ich bei den Handelsverträgen ange⸗ 
langt. Es giebt deren drei Hauptarten: Meiſtbegünſtigungs⸗ 
verträge, Tarifverträge (mit oder ohne Meiſtbegünſtigungs⸗ 
klauſel) und Zollvereinsverträge, welche dritte Art bei 
internationaler Anwendung unmittelbar zum e 
ſyſteme hinüberleitet. 

Das Meiſtbegünſtigungsrecht beſteht darin, 
daß ein Staat dem anderen alle handelspolitiſchen Vor⸗ 
teile einräumt, die er dritten Staaten ſchon eingeräumt 
hat oder noch einräumen wird. Dieſes Recht wird ent⸗ 
weder als „Klauſel“ den Tarifverträgen eingefügt oder 
bildet den Gegenſtand beſonderer Verträge: Es ſteht 
augenblicklich im Mittelpunkte des . 

Ehrenberg, Handelspolitik. 
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Smterefies, weil es ſeit mehreren Jahrzehnten ſich als 
wirkſamer Hebel des Freihandels bewährt hat und ein 
weſentliches Hindernis für die Wiederausdehnung des 
Differentialzoll⸗Syſtems bildet. 

Durch das Meiſtbegünſtigungsrecht find alle Er⸗ 
leichterungen, welche der internationale Verkehr in der 
Freihandelsära zwiſchen einzelnen Staaten erreicht hat, 
ohne weiteres allen anderen Staaten zu Gute gekommen, 
die das Recht erworben hatten. In dieſer Geſtalt hat 
die Meiſtbegünſtigung eine ſchematiſch⸗freihãndleriſche 
Wirkung ausgeübt, iſt dagegen einer individualifierenden, 
auf rationelle internationale Arbeitsteilung gerichteten 
Handelspolitik keineswegs förderlich geweſen. 

Handelsverträge ſollen die Intereſſen beider Teile 
dadurch fördern, daß jeder von ihnen Begünſtigungen 
erlangt für diejenigen Waren, deren Export für ihn 
wichtig iſt, ohne daß dadurch der Gegenkontrahent 
weſentlich geſchädigt wird. Kommen ſolche Begünſtigungen 
ohne weiteres auch allen möglichen dritten Staaten zu 
gute, ſo verlieren ſie natürlich für den begünſtigten Teil 
ihre Hauptbedeutung und find für den Gegenkontrahenten 
in ihren Wirkungen ſchwer überſehbar. Das wurde wenig 
beachtet, ſolange alle Welt dem Freihandel huldigte. 
Seitdem aber Erleichterungen des internationalen Ver⸗ 
kehrs nicht mehr ſchlechthin als Fortſchritte begrüßt 
werden, ſchreckt die Meiſtbegünſtigung in dieſer Form 
davon ab, ſolche Erleichterungen in erheblichem Umfange 
zu gewähren. 

Vor der Freihandelsära war der Begriff der Meiſt⸗ 
begünſtigung ein engerer: er bezog ſich nur auf handels⸗ 
politiſche Konzeſſionen, die ein Staat gratis, im eigenen 
Intereſſe ohne Gegenkonzeſſionen eingeräumt hatte, 
während andere Zugeſtändniſſe von jedem Staate be⸗ 
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ſonders, durch neue Gegenkonzeſſionen erworben werden 
mußten. Wir werden ohne Frage wieder zu einem ähn⸗ 
lichen, engeren Begriffe der Meiſtbegünſtigung zurück⸗ 
kehren müſſen, wobei natürlich ihre Hauptbedeutung nicht 
verloren gehen darf: joweit fie reicht, muß die höhere 
Begünſtigung Dritter nach wie vor ausgeſchloſſen bleiben. 

Gelingt es, die Bedeutung der Meiſtbegünſtigung 
wieder einzuſchränken, ſo werden die Tarifermäßigungen 
der Handelsverträge vorausſichtlich wieder wachſen, und 
die Specialiſierung des Verkehrs zwiſchen den einzelnen 
Ländern wird gefördert werden, eine im allſeitigen 
Intereſſe durchaus erwünſchte Entwickelung. 

Was nun die Art der Tarifzugeſtändniſſe in 
Handelsverträgen betrifft, ſo beſtehen ſie entweder in 
„Zollbindungen“, d. h. in der Zuſicherung, daß der Zoll 
für das begünſtigte Land während der Dauer des Ver 
trags nicht erhöht werden ſolle, oder in poſitiven Zoll⸗ 
ermäßigungen. f 

Die Zollbindungen ſind erſt neuerdings ſtark in 
den Vordergrund getreten; ihr ausſchließliches Ziel iſt die 
Herſtellung der Stabilität irgendwelcher — gleichviel 
ob hoher oder niedriger — Zölle. Gewiß an ſich ein er⸗ 
ſtrebenswertes Ziel, aber nur dann, wenn die Dauer des 
Handelsvertrags keine allzu lange iſt, ſo daß die Handels⸗ 
politik dem heutzutage oft ſehr raſchen Wechſel der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe angepaßt werden kann. 
Größere Tarifzugeſtändniſſe werden jedenfalls bei langer 
Dauer des Vertrags heutzutage nur ausnahmsweiſe zu 
erzielen ſein. 

Bei keinem Handelsvertrage geht es ohne Opfer 
ab. Doch dieſe dürfen nicht Lebensintereſſen großer 
Volksteile betreffen. Müſſen ſolche durchaus geopfert 


werden, ſo darf das nur auf dem Wege autonomer 
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Handelspolitik geſchehen. Solche Intereſſen dürfen nicht 
Kompenſationsobjekte für Handelsverträge bilden. Wohl 
aber iſt es durchaus angebracht, Kompenſationsobjekte 
dadurch zu ſchaffen, daß man die autonomen Zölle mehr 
erhöht, als die betreffenden Intereſſen dies erheiſchen und 
ſie dann in den Handelsverträgen auf den erforderlichen 
Stand herabſetzt. Das iſt freilich eine Komödie, die aber 
von anderen Staaten ſo virtuos geſpielt wird, daß wir 
uns ſchwerlich ihrer Nachahmung entziehen können. Han⸗ 
delsverträge ſind Handelsgeſchäfte und Daher kauf⸗ 
männiſch zu betreiben. 

Bei Handelsverträgen iſt es noch nötiger als bei der 
autonomen Handelspolitik, daß die Volksintereſſen mit 
Sachkenntnis, Geſchick und Energie vertreten werden; 
denn Fehler bei Handelsverträgen wirken in höherem 
Grade erbitternd und ſind auch ſchwerer wieder gut zu 
machen, als Fehler der autonomen Handelspolitik. 

Ein „Zollverein“, d. h. ein auf Verträgen be⸗ 
ruhender Verein autonomer Staaten zum gemeinſamen 
Betriebe ihrer Handelspolitik, iſt bisher nur ſelten zu⸗ 
ſtande gekommen. Ich ſage ausdrücklich „autonomer 
Staaten“, nicht ſouveräner; denn die Zollautonomie iſt 
etwas anderes wie die Souveränetät. Die Bildung eines 
ſolchen Zollvereins iſt nur möglich bei dem Vorhanden⸗ 
fein ſtarker gemeinſamer Intereſſen, beſonders gegen- 
über handelspolitiſcher Bedrohung durch mächtige andere 
Staaten. Der Zwang oder die Gunſt der geographiſchen 
Lage ſpielt ebenfalls eine große Rolle. Bei Völkern ver⸗ 
ſchiedener Nationalität wird die Bildung von Zollvereinen 
beſonders ſchwierig ſein, worauf ich ſpäter zurückkommen 
werde. 

Allgemeiner internationaler Freihandel wäre 
jedenfalls nur denkbar, wenn alle zu dauernder Selb⸗ 
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ſtändigkeit befähigten Volkswirtſchaften annähernd auf 
der gleichen Kulturſtufe angelangt ſein würden, und wenn 
zugleich die internationale Arbeitsteilung bereits einen 
hohen Grad der Entwickelung erreicht hätte. | 

Von dieſem Zuſtande find wir noch weit entfernt, und 
auch die Vorausſetzungen für einen internationalen Zoll⸗ 
verein ſind gegenwärtig noch nicht gegeben. Daher wird 
das jetzt vorherrſchende Syſtem der Handelspolitik, eine 
Kombination von Schutzzöllen und Handels- 
verträgen, in der einen oder anderen Geſtalt einft- 
weilen weiterbeſtehen müſſen. 

Dieſem Syſteme haften nun aber einige ſchwere 
Mängel an, zu deren Bekämpfung beſondere Maß⸗ 
regeln erforderlich ſind. Ihnen müſſen wir uns zum 
Schluſſe zuwenden. 

Erſtens nämlich erſchwert das Syſtem die Ausfuhr, 
die Durchfuhr und die induſtrielle Verarbeitung aus⸗ 
ländiſcher Materialien zur Wiederausfuhr. Und ſodann 
erheiſcht das Syſtem eine für den Verkehr ſehr hinder⸗ 
liche Ueberwachung. Nach beiden Richtungen laſſen ſich 
aber weſentliche Erleichterungen ſchaffen, die größere 
Aufmerkſamkeit verdienen, als ihnen bisher zu teil wird, 
größere, als auch ich ihnen hier zuwenden kann. 

Zur Erleichterung der Ausfuhr und des Tranſit⸗ 
verkehrs mit und ohne induſtrielle Verarbeitung, dienen 
hauptſächlich folgende Hilfsmittel: Ausfuhrvergütungen, 
Ausfuhrprämien, Veredelungsverkehr, Tranſitläger und 
Freihäfen. Sie bilden notwendige Ergänzungen des 
Schutzzollſyſtems. Denn die Einſchränkung der auslän⸗ 
diſchen Konkurrenz auf dem inländiſchen Markte darf 
ſelbſtverſtändlich nicht dahin führen, auch den Export und 
den Tranſit grundſätzlich zu behindern. Das würde 
aber geſchehen, wenn Induſtrien, welche ausländiſche 
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Materialien verarbeiten müſſen, den Zoll auch bei 
etwaiger Ausfuhr der daraus hergeſtellten Fabrikate 
tragen müßten, oder wenn es gar unzuläſſig wäre, zoll⸗ 
pflichtige ausländiſche Waren, die früher oder ſpäter ein⸗ 
fach wieder ausgeführt werden ſollen, ohne Zollzahlung 
im Inlande zu lagern. 

Die Ausfuhr vergütung (drawback) beruht darauf, 
daß die Induſtrie den Zoll für ausländiſche Materialien 
zunächſt bezahlen muß, aber bei Ausfuhr der Fabrikate 
einen entſprechenden Betrag vergütet erhält. Dieſe Ein⸗ 
richtung war früher, zumal in England und Frankreich, 
ſehr ſtark verbreitet, iſt aber neuerdings durch andere, 
dem gleichen Zwecke dienende zolltechniſche Erleichterungen 
erſetzt worden. In Deutſchland giebt es nur Ausfuhr⸗ 
vergütungen, die zum Erſatz innerer Verbrauchs⸗ 
ſteuern dienen. Die bekannteſte davon iſt die Ausfuhr⸗ 
vergütung auf Rübenzucker, die ſich aber in eine Aus⸗ 
fuhrprämie verwandelt hat, weshalb ich nachher auf ſie 
zurückkommen werde. 

An Stelle der Ausfuhrvergütungen ſind neuerdings 
der Veredelungs verkehr und andere ähnliche Ver⸗ 
günſtigungen entwickelt worden, welche darauf beruhen, 
daß ausländiſche Materialien, welche im Inlande ver⸗ 
arbeitet, und deren Erzeugniſſe ausgeführt werden, zoll⸗ 
frei bleiben, daß alſo die Fabrikanten die oft ſehr be⸗ 
deutenden Zollbeträge nicht auszulegen brauchen und die 
Zinſen auf dieſelben ſparen. f 

Dieſe Vergünſtigungen ſind nun aber meiſt an die 
Bedingung geknüpft, daß die Identität der eingeführten 
ausländiſchen Materialien feſtgehalten und bei Ausfuhr 
der Erzeugniſſe nachgewieſen werden muß. Dadurch ſoll 
verhindert werden, daß derjenige, welchem man die Ver⸗ 
günſtigung einräumt, ſie einem Dritten verkaufen kann, 
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oder daß an Stelle der eingeführten ausländiſchen Mate- 
rialien bei der Fabrikation minderwertige inländische 
Materialien ſubſtituiert werden. In beiden und noch in 
anderen Fällen entſteht leicht eine verſteckte Ausfuhr⸗ 
prämie, wodurch der Fiskus oder die inländiſche Produk⸗ 
tion geſchädigt werden kann. Deshalb hat man zunächſt 
ſtreng an dem Nachweiſe der Identität feſtgehalten. a 

Nun iſt aber dieſer Nachweis nur ſelten möglich, weil 
die Rohmaterialien beim Fabrikationsprozeſſe meiſt eine 
gründliche Umwandlung erfahren. Auch iſt der Identitäts⸗ 
nachweis mit ſo vielen Weitläufigkeiten verknüpft, daß die 
Induſtrie von dem ganzen Verfahren nur geringen Ge⸗ 
brauch gemacht hat. Deshalb hat man in einzelnen Fällen 
das Erfordernis des Identitätsnachweiſes fallen laſſen, 
auf die Gefahr hin, daß ſich daraus eine verſteckte nur 
fuhrprämie entwickelt. 

Gerade dieſe Neigung des Veredelungsverkehres ich 
ähnlicher Vergünſtigungen, ſich bei Fallenlaſſen des Iden⸗ 
titätsnachweiſes in verſteckte Ausfuhrprämien zu ent⸗ 
wickeln, hat dem Verfahren in Frankreich viele Freunde 
verſchafft, ſo daß dort die ſogenannte „admission tem- 
poraire“ ohne Identitäts nachweis ein vielbenutztes Mittel 
iſt, um die Exportintereſſen mit dem Schutzzollſyſteme zu 
verſöhnen, indem man ihnen aus dem Ertrage der Schub» 
zölle verſteckte Ausfuhrprämien bewilligt, was ſich neuer⸗ 
dings z. B. unſerer deutſchen Mühleninduſtrie ee 
fühlbar gemacht hat. 

Damit find wir bei den Ausfuhrprämien ange⸗ 
langt. Das Merkantilſyſtem benutzte ſolche Prämien mit 
Vorliebe, ohne ihnen irgend ein Mäntelchen umzuhängen. 
Davon iſt man in unſerem Jahrhundert zurückgekommen. 
Aber ſtattdeſſen haben ſich verſteckte Ausfuhrprämien ent⸗ 
wickelt, die grundſätzlich ebenſo wie jene zu beurteilen ſind. 


Frankreich arbeitet ſeit geraumer Zeit ſtark mit 
ſolchen verſteckten Ausfuhrprämien, während in Deutich- 
land nur eine einzige Prämie dieſer Art beſteht, die 
gegen den Willen des Geſetzgebers aus einer bloßen Aus⸗ 
fuhrvergütung entſtanden iſt, die ſchon erwähnte Ausfuhr⸗ 
vergütung auf Rüben zucker. 

Sie war urſprünglich unter der Annahme feſtgeſetzt 
worden, daß 12½ Ctr. Rüben nötig feien, um 1 Ctr. 
Zucker herzuſtellen. Die Rübenbauern und die Chemiker 
lernten aber allmählich, 1 Ctr. Zucker aus einem ge- 
ringeren Quantum Rüben herzuſtellen; da die Ausfuhr⸗ 
vergütung trotzdem unverändert blieb, verwandelte ſie ſich 
in eine Ausfuhrprämie. 

Nun verdankt die deutſche Zuckerinduſtrie ohne Frage 
dieſer Unachtſamkeit des Geſetzgebers einen Teil ihrer 
mächtigen Entwickelung, aber das dauernd Nützliche dabei 
war die kräftige Anſpornung der wiſſenſchaftlich⸗techniſchen 
Begabung der deutſchen Zuckerbotaniker und Zucker⸗ 
chemiker. Wäre dieſe Wirkung ohne eine hohe Prämie 
erzielt worden, oder hätte man letztere frühzeitig wieder 
beſeitigt, ſo wäre unſer Zuckerexport zwar vielleicht nicht 
ganz ſo gewaltig angeſchwollen; aber wir hätten dann 
auch nicht derart die Eiferſucht der anderen Staaten und 
die allgemeine Ueberproduktion gezüchtet, unter der wir 
jetzt leiden. 

Ausfuhrprämien, mögen ſie nun offen oder verſteckt 
gezahlt werden, erregen wegen ihres aggreſſiven Cha⸗ 
rakters im Auslande meiſt große Erbitterung, weit größere 
als die defenſiven Schutzzölle; ſie ſind auch ſchwieriger 
als dieſe abzuändern oder aufzuheben. Deshalb können 
ſie im allgemeinen nicht als ein empfehlenswertes Mittel 
der Handelspolitik betrachtet werden. Ausfuhrprämien 
auf Lebensmittel erregen indes in Induſtrieſtaaten be⸗ 


greiflicherweiſe nicht den gleichen Unwillen, wie ſolche auf 
andere Erzeugniſſe. Deshalb laſſen ſich die Engländer 
die franzöſiſchen Exportprämien auf Mehl, die deutfchen; 
franzöſiſchen und anderen Exportprämien auf Zucker gerne 
gefallen, trotzdem die engliſchen Mühlen und die weſt⸗ 
indiſchen Zuckerproduzenten ſchwer unter ihnen leiden. 
Die Engländer finden 3. B. beim Zucker hierfür reichen 
Erſatz nicht nur darin, daß ſie den Zucker viel billiger be⸗ 
ziehen, als die deutſchen Konſumenten, ſondern auch darin, 
daß ſie dieſen billigen Zucker verwenden können zur Ent⸗ 
wickelung anderer großer Induſtrien, z. B. zur Herſtellung 
trefflicher Marmeladen, Fruchtſäfte u. ſ. w., die ſie uns, 
dank ihrem billigen deutſchen Zucker, zu ſo niedrigen 
Preiſen verkaufen, daß wir mit ihnen im eigenen Lande 
kaum konkurrieren können!! 

Das ſind ſchlimme Folgen von Ausfuhrprämien. Da⸗ 
gegen ſind Ausfuhrvergütungen, Veredelungsverkehr und 
ähnliche Erleichterungen durchaus zu empfehlen, auch 
ohne Identitätsnachweis, wenn die Entartung in Export⸗ 
prämien verhindert werden kann. Aber ſelbſt dieſe muß 
in den Kauf genommen werden, wenn es ſich um vorüber⸗ 
gehende Retorſionsmaßregeln handelt. Die verſteckten 
franzöſiſchen Exportprämien ſind vorausſichtlich nur da⸗ 
durch erfolgreich zu bekämpfen, daß die anderen Staaten 
das gleiche Mittel anwenden. 

Tranſitläger dienen der vorübergehenden Lage⸗ 
rung zollpflichtiger ausländiſcher Waren, deren Beſtim⸗ 
mung noch ungewiß iſt, die alſo entweder im Inlande 
bleiben oder wieder ausgeführt werden ſollen, und zwar 
im gleichen Zuſtande oder doch nur in anderer Ver⸗ 
packung. Es giebt eine ganze Reihe verſchiedener Arten 
ſolcher Läger, auf die ich hier nicht näher eingehen kann. 

Freihäfen find eigentlich nur große Tranfitläger; 
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doch giett e auf; hier zueder zarte Eeriisebeubeiten, 
beicuders je nachdem iz Freihafen anch rie be 
trieben werden darf oder nicht. ic dann je nach den Um- 
fange der Freihaen: e önnen ganze Stũdte minen 
u. ſ. w. In Europa giebt es gegenwartig iam nur noch 
Areibäien der letzteren Art, während in anderen Zelt- 
noch überwiegen 

verwickelte und offenbar vielfach irrationelle geworden ift. 

Alle die aufgeführten Erleichterungen der Aus- und 
Durchfuhr büßen überdies einen großen Teil ihrer Be⸗ 
deutung ein ohne zweckmäßige Handhabung der Zoll⸗ 
verwaltung, insbeſondere der zollamtlichen Ueber- 
wachung, die auch ſonſt ein weites, für das wirtſchaftliche 
Leben bedeutſames Gebiet ſtaatlicher Thätigkeit bildet. 
Leider kann ich es hier nur im Fluge berühren. 

Die Zollverwaltung diente urſprünglich ausſchließlich 
fiskaliſchen Zwecken. Das iſt zwar längſt anders ge⸗ 
worden: ſie dient jetzt auch im größten Maße allgemein 
volkswirtſchaftlichen Zwecken. Aber ihre Handhabung 
hat in manchen Ländern, darunter leider auch in Deutſch⸗ 
land, ihren entſchieden fiskaliſchen, übertrieben engherzig⸗ 
mißtrauiſchen Charakter bewahrt. Die Staatsintereſſen 
laſſen ſich — das zeigt das Beiſpiel einiger unſerer Nach⸗ 
barländer — auch auf andere Weiſe wahrnehmen, ohne 
daß die ſtolze Integrität unſeres Beamtentums unter⸗ 
graben wird. ' 

Dazu kommt bei uns ein Formalismus, der ja 
überhaupt eine ſchwere Krankheit unſerer Büreaukratie 
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iſt, der aber wohl nirgends ſich ſo arg entwickelt und ſo 
ſchlimme Folgen gehabt hat, als auf dieſem Gebiet ſtaat⸗ 
licher Thätigkeit, das ſo tief in das wirtſchaftliche Leben 
einſchneidet. 

Unſer Verkehrsleben leidet unter dem Fiskalismus 
und Formalismus unſerer Zollverwaltung mehr, als 
Jemand ahnen kann, der nicht in der täglichen Praxis 
des wirtſchaftlichen Lebens geſtanden hat. 

Mehr wirtſchaftliches Verſtändnis, mehr „Zweck im 
Recht“, das iſt es, was unſerer Zollverwaltung vor 
allem not thut. 


IV. 


DHeutſchlands gegenwärtige handels- 
politiſche Lage. 


Deutſchland wird ſich in einigen Jahren zu entſcheiden 
haben, ob es ſeine bisherige Handelspolitik beibehalten 
oder ändern will. Die bisherige Handelspolitik beſteht 
in der Verbindung mäßiger Schutzzölle mit Handels⸗ 
verträgen. Von manchen Seiten wird eine Erhöhung 
unſerer Zölle beſonders auf landwirtſchaftliche Er⸗ 
zeugniſſe angeſtrebt, auf die Gefahr hin, daß keine 
Handelsverträge zuſtande kommen. 

So ſpitzt ſich die Frage zunächſt dahin zu, ob eine 
Erhöhung unſerer Zölle auf landwirtſchaftliche Erzeug⸗ 
niſſe erwünſcht und unbedenklich iſt. 

Um dieſe Frage beantworten zu können, bedarf man 
keiner tiefgreifenden theoretiſchen Erörterungen darüber, 
ob Deutſchland ſich in der Richtung vom „Ag rarſtaate“ 
zum „Induſtrieſtaate“ weiter entwickeln ſoll oder nicht, 
und ob wir den inländiſchen Markt oder den Ex⸗ 
port pflegen ſollen. Darüber ließe ſich natürlich viel 
ſagen, aber es gehört nicht dorthin, wo von Deutſchlands 
praktiſcher Politik die Rede iſt. Vielmehr find es „Doktor⸗ 
fragen“, welche für die praktiſche Politik nicht exiſtieren. 
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Eine Handelspolitik, welche grundſätzlich darauf aus⸗ 
ginge, uns wieder dem „Agrarſtaate“ zu nähern, oder 
unſeren Export einzuſchränken — eine ſolche wundervolle 
Blüte des deutſchen Doktrinarismus kommt praktiſch nicht 
in Frage. Selbſt der verbiſſenſte Parteimann wird im 
Ernſtfalle vor der Verantwortung für eine Politik zurück⸗ 
ſchrecken, die in der deutſchen Geſchichte ihren Platz dicht 
neben derjenigen erhalten würde, welche zum dreißig⸗ 
jährigen Kriege geführt hat. 

Für die Politik iſt die Frage weſentlich enger begrenzt: 
denn ſelbſt das Nichtzuſtandekommen neuer Handelsver⸗ 
träge würde zwar vorausſichtlich eine ſchwere Kriſis einer 
Reihe unſerer Induſtriezweige veranlaſſen; aber dauernd 
würde dadurch unſere induſtrielle Entwickelung nicht auf⸗ 
gehalten werden. n 

Augenblicklich iſt der Export für die meiſten unſerer 
Induſtriezweige überhaupt nicht derart bedeutſam, wie es 
jetzt von Freunden und Gegnern unſerer induſtriellen Ent⸗ 
wickelung oft hingeſtellt wird. Mit vollem Rechte iſt 
kürzlich von Sombart wieder darauf hingewieſen wor⸗ 
den, daß die Entwickelung unſeres Exports in der letzten 
Zeit bei weitem nicht Schritt gehalten hat mit der Ent⸗ 
wickelung unſeres „Inneren Marktes“. Wenn freilich auf 
den langjährigen Aufſchwung der unvermeidliche Rück⸗ 
ſchlag erfolgt, wird der Export als Abzugsventil wieder 
raſch ſteigende Bedeutung erlangen, und dann müßte 
die handelspolitiſche Erſchwerung des Exports die aller⸗ 
ſchlimmſten Folgen auch für unſeren „Inneren Markt“ 
haben. Aber unſere induſtrielle Entwickelung ließe ſich 
ſelbſt dadurch nicht dauernd hemmen, weil ein Kultur- 
volk gar nicht anders kann, als ſich induſtriell ſoweit wie 
möglich zu entwickeln. Ebenſo gut könnte man einem 
Baume verbieten zu wachſen. 
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Die induftrielle Entwickelung ift ferner auf die Dauer 
untrennbar verknüpft mit Zunahme des Exports, weil 
die Produktivkräfte eben ungleich auf die verſchiedenen 
Länder verteilt ſind, und weil dieſe Ungleich artigkeit 
durch die volkswirtſchaftliche Entwickelung nur immer 
mehr verſtärkt wird. 

Alſo nicht „Induſtrieſtaat oder Agrarſtaat?“ iſt die 
brennende Frage, auch nicht „Export oder Innerer 
Markt?“ 

Die Fragen, welche ſich uns thatſächlich aufdrängen, 
ſind ſchon ſchickſalsvoll genug; wir brauchen ſie nicht noch 
durch theoretiſche Zuſpitzungen zu erſchweren, die unter 
Umſtänden ihr Gutes haben, weil ſie Klarheit ſchaffen 
und zum Widerſpruch reizen, denen aber die Politik grund⸗ 
ſätzlich fern bleiben muß. 

Die ſich uns aufdrängenden Fragen zerfallen in zwei 
Gruppen, von denen die eine es zu thun hat mit der 
allgemeinen Lage unſerer Volkswirtſchaft, die andere 
mit unſerem Verhältniſſe zu den einzelnen fremden 
Ländern. Ich beſchränke mich hier auf die erſtere Gruppe 
und kann auch bei ihr nur Fingerzeige geben für eine 
ſpätere Beantwortung. Mehr wird durch den Mangel 
an Zeit und an verarbeitetem Thatſachenmaterial un⸗ 
möglich gemacht. 

Zunächſt entſteht natürlich die Frage, ob die Ent⸗ 
wickelung der deutſchen Volkswirtſchaft unter der bis⸗ 
herigen Handelspolitik eine günſtige oder eine ungünſtige 
geweſen iſt. Die Frage iſt nicht ſo einfach zu beantworten, 
wie es den Anſchein hat. 

Vorausgeſetzt wird zunächſt, daß als „günſtig“ eine 
Entwickelung betrachtet wird, welche es ermöglicht, die 
Produktivkräfte der Volkswirtſchaft immer mehr auszu⸗ 
bilden, hierdurch immer mehr Güter zu erzeugen und an 


6 


den Erfolgen dieſer Mehrproduktion in ſteigendem Maße 
alle Volksklaſſen teilnehmen zu laſſen. 

Wenn aber auch hierüber Einverſtändnis erzielt iſt, 
ſo iſt jene Frage doch nicht durch ein einfaches „Ja“ oder 
„Nein“ zu beantworten. Vielmehr läßt ſich nur folgendes 
ſagen: Im Ganzen iſt unſere wirtſchaftliche Entwicke ; 
lung während der letzten zwanzig Jahre eine günſtige 
geweſen; aber erſtens war ſie keineswegs eine ſo phäno⸗ 
menale, wie ſie jetzt ſo oft — mit wohlberechneter Abſicht 
— von unferen Konkurrenten und — verkehrterweiſe — 
auch von uns ſelbſt hingeſtellt wird; und ſodann haben 
ſich manche wichtige Produktionszweige in dem gleichen 
Zeitraume keineswegs ſo günſtig entwickelt, ſind vielmehr 
zurückgeblieben oder gar direkt zurückgegangen. 

Nun muß man ſich freilich hüten vor dem „post hoc, 
ergo propter hoc“: wie iſt der Anteil zu bemeſſen, den die 
Handelspolitik an jener guten und dieſer weniger 
guten Entwickelung gehabt hat? Jedenfalls iſt dies eine 
ſchwierige Aufgabe, die zwar bei Anwendung entſprechen⸗ 
der Methoden keineswegs ſo unlösbar iſt, wie oft geſagt 
wird, deren Löſung aber hier nicht einmal verſucht 
werden kann. Hier kann ich vielmehr nur die Beweis⸗ 
laſt von mir abwälzen. Wer behauptet, daß unſere Ent⸗ 
wickelung trotz unſerer Handelspolitik eine günſtige bezw. 
(in einzelnen Zweigen) ungünſtige geweſen iſt, der muß 
hierfür den Beweis erbringen, was bisher nicht einmal 
verſucht worden iſt. Solange es noch nicht geſchehen iſt, 
muß daran feſtgehalten werden, daß unſere Handels- 
politik unſere wirtſchaftliche Entwickelung im ganzen 
günſtig beeinflußt hat, daß ſie dagegen für manche wich⸗ 
tige Produktionszweige nicht den gleichen Nutzen oder 
ſogar Schaden gebracht hat. 

Noch ein weiterer Vorbehalt muß gemacht werden: 
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Es kommt bei dieſer Hauptfrage nicht auf Einzelbeiten 
unſerer Handelspolitik an, ſondern auf ihre Geſamt⸗ 
richtung. Auch die Handels verträge der Jahre ſeit 1891 
fallen noch nicht aus dem Rahmen der ſeit 1879 einge⸗ 
führten Handelspolitik heraus; ſie bilden einſtweilen 
lediglich einen Damm gegen die hochſchutz zöllneriſche 
Springflut, die aber freilich bei uns in Deutſchland erſt 
durch dieſen Damm ſo hoch aufgeſtaut worden iſt. 

Ich wende mich nun zunächft denjenigen Produktions⸗ 
zweigen zu, welche ſich unter der bisherigen Handels⸗ 
politik nicht günſtig entwickelt haben. Unter ihnen ſteht 
die Landwirtſchaft weitaus an erſter Stelle. Unſere 
Landwirtſchaft leidet, gleich derjenigen anderer Länder, 
unter einer ſchweren Kriſis, und unſere Handelspolitik iſt 
nicht imſtande geweſen, dieſe Kriſis derart zu mildern, 
wie es von ihr erwartet wurde. Daß ſie nützlich gewirkt 
hat, läßt ſich freilich nicht beſtreiten, ſtehen doch die In⸗ 
landspreiſe der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe regel⸗ 
mäßig um den ungefähren Betrag der Zölle über den 
Weltmarktspreiſen. Aber andererſeits hätte unſere Han⸗ 
delspolitik vielleicht noch mehr für die Milderung der 
Agrarkriſis thun können). | 

Das ift natürlich kein Grund, um nun auf einmal 
die Richtung unſerer im ganzen bewährten Handelspolitik 
völlig zu ändern — „quieta non movere“ würde Bismarck 
geſagt haben — wohl aber liegt uns die Pflicht ob, ernſt⸗ 
haft zu prüfen, ob nicht innerhalb des Rahmens der 
bisherigen Politik den Wünſchen der Landwirtſchaft ent⸗ 
ſprochen werden kann. 

So ſpitzt ſich die Frage weiter dahin zu, wie weit 


— 


*) Seit Jahresfriſt etwa geht es unſerer Laudwirtſchaft zwar 
beſſer, doch iſt es ſehr zweifelhaft, ob dieſe Beſſerung anhalten wird. 
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die Agrarzölle erhöht werden können, ohne 
unſere induſtrielle Entwickelung zu ſchä⸗ 
digen. 

Hierbei ſind die für unſere Induſtrie unmittelbar 
nötigen Rohſtoffe, wie z. B. Holz, Gerberlohe und nament⸗ 
lich Wolle, von vornherein auszuſchließen. Es handelt ſich 
dabei einerſeits keineswegs um Lebensintereſſen der Land⸗ 
wirtſchaft, andererſeits dagegen handelt es ſich um In⸗ 
tereſſen, von denen Leben oder Tod großer Induſtrie⸗ 
zweige mit gewaltigen Arbeiterſcharen unmittelbar ab⸗ 
hängen. 

Wer hier zweifelhaft iſt, wie unſere Politik zu ver⸗ 
fahren hat, der opfert wertvolle Produktivkräfte zu Gunſten 
minder wertvoller, der zweifelt daran, ob Deutſchland ſich 
weiter entwickeln oder zum Zuſtande des „Agrarſtaates“ 
zurückkehren ſoll, eine Frage, die hier für uns nicht exiſtiert. 

Im weſentlichen handelt es ſich alſo nicht um Zölle 
auf induſtrielle Rohmaterialien, ſondern um Zölle auf 
Nahrungsmittel. 

Unſer Getreidebau und unſere Tierzucht benutzen viel 
zu wichtige Produktivkräfte, als daß wir ſie einer Kriſis 
opfern dürften, die vielleicht lange, aber nicht ewig dauern 
kann. Um jene Produktivkräfte vor einem Verfalle zu 
bewahren, wie er in England bereits eingetreten iſt, muß 
das deutſche Volk zeitweilig das Opfer höherer Lebens⸗ 
mittelpreiſe bringen. 

„Die Kraft, Reichtümer zu ſchaffen, iſt un⸗ 
endlich wichtiger als der Reichtum ſelbſt.“ Wir 
müſſen Güter opfern, um Kräfte zu retten. 

Nur auf ſolche Weiſe laſſen ſich höhere Lebensmittel- 
zölle rechtfertigen, nicht durch die Befürchtung, es könnte 
uns einmal die Lebensmittelzufuhr abgeſchnitten werden 
und ebenſowenig durch die Annahme dauernder Kon⸗ 

Ehrenberg, Handelspolttik. 5 


— 66 


kurrenzunfähigkeit mit dem Auslande. Da dieſe Theorien 
augenblicklich Boden zu gewinnen ſcheinen, ſo will ich 
ihnen hier einmal ins Geſicht leuchten. 

Deutſchland bedarf gegenwärtig der Mehreinfuhr 
von Lebensmitteln im Werte von rund einer Milliarde 
Mark; das iſt faſt ein Viertel des Geſamtwertes unſerer 
Einfuhr; und der größte Teil davon beſteht aus Er⸗ 
zeugniſſen der Landwirtſchaft. Nun wird freilich von 
unſeren Landwirten behauptet, daß ſie dieſe fehlenden 
Lebensmittel ſehr wohl ſelbſt erzeugen könnten; von 
anderen hervorragenden Sachkennern wird das entſchieden 
beſtritten; es iſt alſo mindeſtens unſicher. Aber ſelbſt 
wenn es richtig wäre, würde es jedenfalls längere Zeit 
dauern, und da unſere Bevölkerung raſch wächſt, wäre 
das Verhältnis bald wieder das gleiche, wie gegenwärtig. 

Darin liegt indes gar nichts Bedenkliches; denn die 
drohende Sperrung der Lebensmittelzufuhr iſt nichts wie 
eines jener Schreckgeſpenſter, mit denen man jetzt politifche 
Kinder zu graulen ſucht. Der Kriegsfall bleibe ganz 
unerörtert; ein einziger Blick auf die Karte lehrt, daß 
uns in einem Kriege die Zufuhr von Nahrungsmitteln 
offen bleiben muß. Aber, ſo wird geſagt, die anderen 
Länder werden ſich ſelbſt immer mehr induſtriell ent⸗ 
wickeln und dann ihr Korn, ihr Fleiſch ſelbſt brauchen. 

Nun, einſtweilen leben wir noch im Zeitalter 
agrariſcher Schleuderkonkurrenz, und wenn dieſe aufhört, 
wird es noch lange dauern, bis ſelbſt alle Länder der 
gemäßigten Zone ſich derart induſtriell entwickelt haben, 
daß ſie keine Nahrungsmittel mehr exportieren können, 
find doch ſogar die meiſten europäiſchen Länder noch 
immer „Agrarſtaaten“! 

Was dagegen die tropiſchen Länder betrifft, ſo 
ſind ſie durch ihr Klima und durch die damit zuſammen⸗ 
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hängende Natur ihrer Bevölkerung voraussichtlich für 
alle Zeiten in der Hauptſache auf die Erzeugung von 
Nahrungsmitteln und Rohſtoffen angewieſen. Jedenfalls 
können dort Weiße nicht dauernd in großer Zahl exiſtieren, 
und der eigene Lebensmittelbedarf der tropiſchen Be⸗ 
völkerung wird ſtets ein anderer bleiben, als derjenige 
der Länder gemäßigter Zone. Man denke an Indien, 
das gewaltige Maſſen Weizen exportiert hat und leicht 
wieder exportieren kann, während die einheimiſche Be⸗ 
völkerung faſt ausſchließlich Reis ißt. 

Kurz, es muß mindeſtens noch unabſehbar lange 
dauern, ehe auch die tropiſchen Länder nicht mehr genug 
Nahrungsmittel für die der gemäßigten Zone produzieren 
können. Mit einer ſo entfernten Gefahr hat unſere 
Handelspolitik nicht zu rechnen. 

Ebenſowenig darf ſie ausgehen von der Annahme 
dauernder Konkurrenz⸗ Unfähigkeit unſerer Land- 
wirtſchaft. 

Zunächſt iſt es in höchſtem Grade unwahrſcheinlich, 
daß eine ſolche dauernde Konkurrenz⸗Unfähigkeit vorhanden 
iſt. Bis jetzt wiſſen wir nur, daß die jetzige Agrarkriſis 
hauptſächlich entſtanden iſt durch das Zuſammenwirken 
von zwei Momenten, von denen nur das eine, ſekundäre, 
die Ermäßigung der Seefrachten, dauern wird, während 
das andere, primäre, die Erſchließung „jungfräulicher“ 
Länder mit ſehr billigen Produktionskoſten, naturgemäß 
früher oder ſpäter vorübergehen muß. Eine dritte That⸗ 
ſache, unter der unſere Landwirtſchaft ebenfalls leidet, 
iſt ihre teilweiſe techniſch⸗wirtſchaftliche Rückſtändigkeit, 
3. B. die unzureichende Verwendung von Maſchinen, die 
mangelhafte Fühlung mit dem „Markte“, die ungenügende 
Rückſicht auf Erzeugung derjenigen Waren, welche den 


höchſten Ertrag verſprechen u. ſ. w. Neuerdings iſt aber 
8 5 * 


— 68 — 


hierin eine entſchiedene Wendung zum Beſſeren eingetreten, 
woraus wir ſchon erſehen, daß auch dieſe Urſache der 
Kriſis nur einen vorübergehenden Charakter trägt. 

Unſere Landwirtſchaft wird ſomit ohne Frage wieder 
konkurrenzfähig werden. Sollte ſie aber dazu wirklich 
außer ſtande ſein, ſo wäre ein Zollſchutz, zumal ein 
hoher Zollſchutz, prinzipiell überhaupt nicht zu recht⸗ 
fertigen. Vielmehr läge dann eine ſo ungleiche Ver⸗ 
teilung der Produktivkräfte vor, daß der Uebergang zur 
internationalen Arbeitsteilung früher oder ſpäter unaus⸗ 
bleiblich erfolgen müßte. 

Selbſtverſtändlich können ferner die Lebensmittelzölle 
nicht beliebig geſteigert werden, wenn ſie erträglich 
bleiben ſollen. Welches dieſe äußerſte Obergrenze iſt, 
läßt ſich vorausſichtlich nur experimentell feſtſtellen. 
Man wird daher wohl zunächſt eine elaſtiſche Grenze 
einführen müſſen, vielleicht eine der Preisentwickelung 
folgende Zollſkala. Die Reſultate, die man mit dieſem 
Syſtem der „Gleitenden Skala“ früher in England gemacht 
hat, find keineswegs derart entmutigend, wie es oft heißt. 
Die „Gleitende Skala“ hat Jahrhunderte lang funktioniert; 
ſie fiel erſt, als der Agrarſchutz gerade in der Sturm⸗ 
und Drangperiode des Freihandels übertrieben worden 
war. Damals war keine Neigung mehr vorhanden, ihre 
Licht⸗ und Schattenſeiten mit ausreichender Unbefangen⸗ 
heit zu prüfen, was auch bis zum heutigen Tage meines 
Wiſſens noch nicht geſchehen iſt. Doch ſteht viel Material 
dazu in den engliſchen Parlamentspapieren jener Zeit 
noch zur Verfügung, wobei aber zu berückſichtigen iſt, daß 
ſich die Verhältniſſe ſeitdem durch Erleichterung des Ver⸗ 
kehrs, Entwickelung des Getreide⸗Terminhandels u. ſ. w. 
weſentlich geändert haben. 

Das Allerbedenklichſte für unſere Land⸗ 


wirtſchaft wäre jedenfalls ein übermäßig 7 
hoher feſter Zoll auf Lebensmittel. Bei der 
erſten inländiſchen Mißernte würde er unter der allge⸗ 
meinen Empörung zuſammenbrechen, und damit wäre 

der ganze Agrarſchutz ſchwer gefährdet. 

Soviel von der Landwirtſchaft. Sie iſt nun aber 
keineswegs der einzige deutſche Produktionszweig, der 
zurückgeblieben iſt. So kränkeln auch große Zweige der 
Textilinduſtrie, z. B. die Streichgarnſpinnerei und Weberei, 
der größte Teil der Baumwollinduſtrie, die Strumpf⸗ 
wirkerei, die Poſamentenfabrikation, anſehnliche Teile der 
Seideninduſtrie u. ſ. w., nicht minder die Müllerei; ſogar 
unſere großartig entwickelte Zuckerinduſtrie befindet ſich 
in keinem durchaus geſunden Zuſtande. Es giebt noch eine 
Reihe anderer Induſtriezweige, die an dem jüngſten glän⸗ 
zenden Aufſchwunge unſeres Wirtſchaftslebens wenig oder 
gar nicht teilgenommen haben. 

Die Urſachen dieſer Thatſache ſind aber faſt bei jeder 
Induſtrie beſonderer Art: Abſolute Ueberproduktion, der 
Wechſel der Mode, Ueberlegenheit ausländiſcher Kon⸗ 
kurrenten, Wirkungen unſerer eigenen Handelspolitik und 
derjenigen anderer Staaten, Mißverhältnis zwiſchen den 
Preiſen der Rohmaterialien und der Fabrikate, ungünſtige 
Arbeiterverhältniſſe u. ſ. w. Es iſt eine lange Liſte. 

Wenn die Handelspolitik dieſen Induſtriezweigen helfen 
ſoll, ſo muß ſelbſtverſtändlich immer zunächſt eine genaue 
Unterſuchung der Natur des Uebels vorhergehen; ſonſt 
— darin haben die grundſätzlichen Freihändler unbedingt 
Recht — wird ſehr leicht mehr Schaden als Nutzen ge⸗ 
ſtiftet. Die Handelspolitik iſt kein Univerſalelixir für 
alle möglichen wirtſchaftlichen Krankheiten. Doch kann 
eine auf gründlicher Sachkunde beruhende Handels⸗ 
politik viel ausrichten, und wenn es heißt, der Staat 


könne dies oder jenes nicht leiſten, fo kommt es eben oft 
darauf an, ihn zu reformieren, damit er ſolche Leiſtungen 
übernehmen kann. 

Auf der anderen Seite iſt die über wiegende Zahl 
unſerer Produktionszweige ſeit Jahren in gedeihlicher 
Entwickelung begriffen, und unter ihnen befinden ſich 
manche, die ſo ſtark für den Export produzieren, daß ihr 
Gedeihen allerdings von deſſen Erhaltung und weiterer 
Entwickelung abhängt. Doch gilt letzteres auch von In⸗ 
duſtriezweigen, die augenblicklich als mehr oder weniger 
leidend anzuſehen ſind. Dahin gehören die Zuckerinduſtrie, 
die Konfektions⸗Induſtrie, die Strumpfwirkerei, die Bür⸗ 
ſtenfabrikation, Teile der Glasinduſtrie u. ſ.w. Blühende 
Exportinduſtrien dagegen find: die chemiſche Induſtrie, die 
Kleineiſen⸗Induſtrie, Spielwaren⸗Induſtrie, Teile der 
Lederinduſtrie u. ſ. w.; auch unſere künſtleriſche und litte⸗ 
rariſche Produktion kann, obwohl mit manchen Vorbe⸗ 
halten, doch immer noch hier aufgeführt werden. 

Aus dieſen Exportinduſtrien greife ich zwei der größten 
heraus, die Zuckerinduſtrie und die chemiſche In⸗ 
d uſtrie. 

Beides ſind „nationale“ Induſtrien, deren Entwicke⸗ 
lung in Produktivkräften wurzelt, welche zu den beſten 
Eigenſchaften des deutſchen Volkes gehören, vor allem in 
ſeiner wiſſenſchaftlichen Begabung und in dem Eifer, dem 
Verſtändniſſe unſerer Staatsverwaltungen für die Pflege 
dieſer Begabung, ſodann überhaupt in der Gründlichkeit 
und Sorgfalt, welche den Deutſchen bei ſeiner Arbeit aus⸗ 
zeichnen, man kann wohl ſagen, in der Liebe des Deut⸗ 
ſchen für ſeine Arbeit. Bei der Zuckerinduſtrie kommt noch 
hinzu die Gunſt des Klimas und der Bodenbeſchaffenheit 
in weiten deutſchen Landſtrichen. 

Andere Völker können freilich vielleicht die gleichen 


Produktionszweige durch die Pflege anderer Produltiv- 
kräfte fördern, etwa durch die beſondere Größe und Kon⸗ 
zentration von Kapitalkraft und Unternehmungsgeiſt; auch 
können ſie viele unſerer wiſſenſchaftlich geſchulten Hilfs⸗ 
kräfte in ihre Dienſte nehmen. 

Dann ſteht die Partie vielleicht gleich, und wenn nun 
noch überdies die Handelspolitik der anderen Staaten 
rückſichtslos eingreift, ſo kann man uns möglicherweiſe 
die Ueberlegenheit unſerer Produktionsbedingungen in 
dieſen einzelnen Produktionszweigen entreißen. Aber 
erſtens kann man uns damit nicht unſere Produktiv 
kräfte ſelbſt nehmen; vielmehr können wir aus 
dieſen immer neue, in höhe rem Grade „nationale“ 
Induſtriezweige entwickeln, und ſodann wird es eben die 
Aufgabe unſerer Handelspolitik ſein, ſchon die Ueberlegen⸗ 
heit unſerer jetzigen „nationalen“ Induſtriezweige bis 
zum äußerſten gegen die Handelspolitik des Auslandes 
zu verteidigen, nicht durch erbitternde und auf die 
Dauer unhaltbare Ausfuhrprämien, ſondern durch 
Handels verträge, welche grundſätzlich auch die 
Intereſſen der fremden Staaten berückſichtigen. Um hier⸗ 
für Kompenſationsobjekte zu erlangen, bedürfen wir einer 
Erhöhung und Specialiſierung unſerer autonomen 
Zölle. Auch müſſen wir zu dem Zwecke nötigenfalls Pro⸗ 
duktionszweige opfern, die für uns von keiner weſentlichen 
Bedeutung ſind, und die auf Grund längerer Erfahrungen 
ſich als bei uns nicht lebensfähig erwieſen haben. Durch 
ſolche Konzeſſionen müſſen wir aber wirkliche 8 
für unſere Exportinduſtrien erlangen. 

Wenn dieſer oder jener Staat ſich etwa weigern 
ſollte, einen für beide Teile vorteilhaften Handelsvertrag 
mit uns abzuſchließen, ſo brauchten wir darum nicht 
unſererſeits gleich einen Zollkrieg mit ihm anzufangen, 
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ſondern könnten ruhig warten, bis er zur Einficht kommt ⸗ 
es ſei denn, daß er ſeinerſeits unſere Hauptexportartikel 
ſchlechter behandelte, als die konkurrierenden Waren dritter 
Staaten. Dann müßten wir uns natürlich kräftig wehren. 
Aber ſelbſt in dieſem äußerſten Falle würden wir es ſchließ⸗ 
lich wohl ebenſo lange aushalten, wie unſer Gegner. Unſer 
Export ift glücklicherweiſe geographiſch fo ſtark verteilt, 
daß kein einzelner Staat für ihn ſchlechthin unentbehrlich 
iſt. Die Hauptſache beſteht darin, daß wir uns nicht durch 
unſer eigenes Verhalten die Möglichkeit von Handels⸗ 
verträgen überhaupt abſchneiden. 

Wir könnten es ſogar allenfalls eine Weile mit einem 
guten autonomen Tarife und der Meiſtbegünſtigung für 
unſere wichtigeren Exportartikel aushalten. Das aber 
wäre wohl das Exiſtenzminimum. 

Eine ſolche Beſchränkung der Meiſtbegünſtig⸗ 
ung werden wir unſererſeits ebenfalls vornehmen müſſen, 
wie denn überhaupt möglichſte Indi vidualiſierung 
nach Waren und Ländern ohne Frage die Signatur der 
Handelspolitik in nächſter Zeit bilden dürfte. Damit wird 
wohl auch die an ſich unerwünſchte Folge verbunden ſein, 
daß das Bedürfnis der freien Hand dasjenige der Sta⸗ 
bilität in den Hintergrund drängen wird. 

Einen nicht unweſentlichen Beſtandteil unſerer auto⸗ 
nomen Handelspolitik wird die Erleichterung des Tran⸗ 
ſitverkehrs im weiteſten Sinne, alſo nicht etwa 
der reinen Durchfuhr ohne Aufenthalt, bilden müſſen, 
beſonders auch einſchließlich des Veredelungsver⸗ 
kehres, der ebenfalls weitgefaßt und nach Möglichkeit 
von dem Erforderniſſe des Identitätsnachweiſes befreit 
werden ſollte. Unſere geographiſche Lage in der Mitte 
Europas weiſt uns geradezu hin auf die Pflege dieſer 
Geſchäftszweige, in denen wir England viel ſchärfer Kon⸗ 


kurrenz machen könnten, als es bisher geſchieht. Im 
weiten Bogen umgeht jetzt dieſer lohnende Verkehr unſere 
Grenzen. Warum müſſen wir ihn durchaus ins Ausland 
treiben? Freilich müſſen wir zu dem Zwecke auch unſere 
Zollverwaltung reformieren, derart, daß ſie den 
Verkehr nicht abſchreckt, ſondern mit Verſtändnis be⸗ 
handelt. — 

Von dieſen ſehr wichtigen, aber mehr verwaltungs⸗ 
techniſchen Fragen bitte ich zum Schluſſe den Blick zu 
erheben zur „hohen Politik“. So bezeichnet man 
wohl die auswärtige Machtpolitik des Staates, zum 
Unterſchiede von der äußeren Handelspolitik und von der 
inneren Politik. 

Bismarck hat ein einziges Mal, in der erſten Hälfte 
der ſechziger Jahre, gegen Oeſterreich „hohe“ Politik 
unter Benutzung der Handelspolitik betrieben: er ſtärkte 
damals die freihändleriſche Richtung im Zollverein, um 
Oeſterreich, das dem Zollverein aus politiſchen Motiven 
beigetreten war, wieder daraus zu verdrängen. Das 
war aber nur Abwehr des gleichen öſterreichiſchen Kampf⸗ 
mittels. Später, namentlich nach ſeiner Entlaſſung, hat 
er oftmals vor ſolcher Vermiſchung von „hoher“ und 
Handelspolitik gewarnt, vor der handelspolitiſchen „Sub⸗ 
ventionierung“ politiſcher Freunde. Dieſe Warnung des 
großen Lehrmeiſters wird jetzt wohl allgemeiner gewür⸗ 
digt werden, als im Anfange der neunziger Jahre. 

In der That ſind die wirtſchaftlichen Lebensintereſſen 
eines Volkes kein geeignetes Zahlungsmittel für die hohe 
Politik. Deshalb iſt die Verwandlung des politischen 
Dreibundes zwiſchen Deutſchland, Oeſterreich- Ungarn und 
Italien in eine „Mitteleur opäiſche Zollunion“ auf 
lange Zeit hinaus noch eine Utopie. Politiſche Bündniſſe 
müſſen aus dem Zuſammentreffen politiſcher Intereſſen, 


Bollvereine dagegen aus dem Zuſammentreffen wirtſchaft⸗ 
licher Intereſſen entſtehen, wie denn auch unſer Deutſcher 
Zollverein keineswegs urſprünglich eine Vorarbeit für 
die nationale Einigung ſein ſollte, in welchem Lichte er 
oft ganz unhiſtoriſch dargeſtellt wird. Die wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen Deutſchlands, Defterreich - Ungarns und 
Italiens ſind aber noch viel zu verſchiedenartig, als daß 
ſie ſich in einem Zollvereine ausgleichen ließen. Welche 
Schwierigkeiten erleben wir in dieſer Hinſicht ſchon inner⸗ 
halb unſeres Nationalſtaates! wie wäre es vollends denk⸗ 
bar, daß wir uns mit böhmiſchen Induſtriellen, magya⸗ 
riſchen Landwirten und italieniſchen Weinproduzenten 
über eine gemeinſame Handelspolitik verſtändigen könnten, 
außer im Falle ſchwerſter Bedrohung durch gemeinſame 
handelspolitiſche Gegner? Und dann wäre es kaum viel 
ſchwieriger, aus allen europäiſchen Staaten einen gegen 
die Hochſchutzzöllnerei der Nordamerikaniſchen Union ge⸗ 
richteten Zollverein zu ſchmieden, oder aus allen Feſt⸗ 
landsſtaaten einen ſolchen gegen England zu bilden. Das 
könnte nur geſchehen, wenn die Amerikaner fortführen, 
den handelspolitiſchen Bogen ihrerſeits zu überſpannen, 
und wenn die Engländer etwa ihrem Beiſpiele folgten. 
Damit aber hat es gute Wege. | 

Ich muß hier kurz auf den vielerörterten „Groß⸗ 
britiſchen Zollverein“ eingehen, weil dieſe Idee — 
mehr iſt es nicht — für unſere Handelspolitik nicht ohne 
Bedeutung iſt. Auch ſie kann aber einſtweilen nur als 
eine Utopie angeſehen werden. 

Allerdings iſt hier die nationale Zuſammengehörigkeit 
vorhanden, und „blood is thicker than water“, d. h. das 
Gefühl dieſer Zuſammengehörigkeit kann die geographiſche 
Trennung durch weite Oceane überwinden, ob aber auch 
entgegenſtehende wirtſchaftliche Lebensintereſſen? Das. 
muß ernſtlich bezweifelt werden. 
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Canada mag wohl, unter dem Drucke der Bedrohung 
durch die Vereinigten Staaten, vielleicht geneigt ſein, mit 
dem Mutterlande einen Zollverein zu ſchließen, aber 
welche andere britiſche Kolonie würde hieran ein aus⸗ 
reichendes Intereſſe haben? Welche wirtſchaftlichen 
Vorteile könnte ihnen das Mutterland bieten, um ſie zu 
entſchädigen für den Verluſt ihrer wirtſchaftlichen Auto⸗ 
nomie? Sollte es aber ſelbſt gelingen, einen großbritiſchen 
Zollverein in irgendwelcher Form zuſtande zu bringen — 
wie lange könnte er wohl dauern? Und würde der Hoch- 
druck der beengten wirtſchaftlichen Intereſſen nicht ſchließ⸗ 
lich auch das politiſche Band ſprengen? Im Grunde iſt 
doch die Losreißung aller Kolonien, auch der jetzigen Ver⸗ 
einigten Staaten, gerade hierdurch veranlaßt worden. 

Seit dieſem Ereigniſſe hat England immer mehr 
gelernt, ſeinen Kolonien weitgehende wirtſchaftliche Auto⸗ 
nomie zu laſſen, und die Kolonien haben hiervon aus⸗ 
giebigen Gebrauch gemacht, teils in freihändleriſcher, teils 
in ſchutzzöllneriſcher Richtung. England hat ſich trotzdem 
den Vorrang in den Kolonien zu bewahren gewußt, dank 
ſeiner wirtſchaftlichen Ueberlegenheit, der Sprachgleichheit 
und vielen ſonſtigen Verbindungselementen nationaler Art. 
Solche nationalen Momente haben ja auch in wirtſchaft⸗ 
licher Hinſicht große Bedeutung; nur darf man ſie nicht 
geradezu gegen die wirtſchaftlichen Intereſſen ausſpielen. 

Die engliſchen Kolonien haben infolge dieſer „Politik 
der offenen Thür“ ſelbſtändige Verbindungen mit 
anderen Ländern angeknüpft und haben hieraus ebenſo 
wie letztere großen Nutzen gezogen, auf den ſie nicht 
wieder verzichten werden. Das politiſche Band iſt er⸗ 
halten geblieben, gerade weil es nicht überſpannt, nicht 
auf eine zu harte Probe geſtellt worden iſt. England 
wird von dieſer weiſen Politik ſchwerlich wieder ablaſſen. 
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Wir Deutſchen aber können daraus lernen, wie man 
Kolonien zu behandeln hat. f 

Kolonien bedürfen vor allem der Aus bildung ihrer 
Produktivkräfte. Zu dem Zwecke ſollte Jeder willkommen 
ſein, gleichviel ob es ein Deutſcher oder ein Engländer 
iſt. Wie die Engländer, müſſen auch wir genug Selbſt⸗ 
vertrauen haben, um ſicher zu ſein, daß wir in unſeren 
eigenen Kolonien ſchließlich doch das Meiſte ſelbſt leiſten 
und daher auch den größten Nutzen aus ihnen ſelbſt ziehen 
werden. 

Wenn wir, bei aller unſerer vielgerühmten wirtſchaft⸗ 
lichen Kraft, noch nicht ſoviel Selbſtvertrauen beſäßen, 
ſo wäre es beſſer, zunächſt überhaupt noch keine Kolonial⸗ 
politik zu treiben. 

Wir brauchen aber überſeeiſche Kolonien, 
weil die jetzigen Produktivkräfte Deutſchlands nicht aus⸗ 
reichen, um uns gegenüber Weltſtaaten wie England, die 
Vereinigten Staaten und Rußland eine ſelbſtändige volks⸗ 
wirtſchaftliche Entwickelung zu ermöglichen. Wenn wir 
uns nicht extenſiv entwickeln, ſo muß ſchließlich auch 
unſere intenſive volkswirtſchaftliche Entwickelung von der 
jener Weltſtaaten überflügelt werden, weil ſie über mehr 
und vielſeitigere Produktivkräfte verfügen. 

Die wirtſchaftliche Bedeutung der Tropenländer, 
liegt nicht nur in der Größe ihrer natürlichen ſachlichen 
Produktivkräfte, ſondern auch vor allem darin, daß dieſe 
völlig anderer Art ſind wie die der gemäßigten Zonen. 
Deshalb ſind ſie einerſeits, ebenſo wie die Länder der 
gemäßigten Zonen, auf wechſelſeitigen Güteraustauſch 
angewieſen, und bilden doch zugleich ſehr nötige Er- 
gänzungen der einzelnen europäiſchen Volkswirtſchaften. 
Dieſe können vorausſichtlich nur mit Hilfe größerer tro⸗ 
piſcher Beſitzungen in dem bevorſtehenden gigantiſchen 


Ringen um den Weltmarkt dauernd beſtehen, können nur 
mit Hilfe ſolcher Beſitzungen in dem letzten Friedens- 
ſchluſſe, in der Vollendung der Weltwirtſchaft, ſich ein 
genügendes Maß wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit bewahren. 

Darüber, daß uns ungewöhnlich ſchwere wirtſchaft⸗ 
liche Kämpfe bevorſtehen, iſt jetzt wohl alle Welt einig. 
Die große Gefahr der nächſten Zukunft beſteht darin, daß 
dieſe Kämpfe um ihrer ſelbſt willen geführt werden 
könnten, daß man ihr Ziel aus dem Auge verlieren 
könnte, welches darin beſteht, die volkswirtſchaftliche Ent⸗ 
wickelung zu fördern und ſie zugleich derart zu leiten, 
daß ſie allmählich zur weltwirtſchaftlichen Entwickelung 
hinüberführt. Alle Länder haben ein ſtarkes Intereſſe 
daran, dieſer Gefahr vorzubeugen. 

Wenn ich es ſchließlich wagen darf, das Ziel der 
deutſchen Handelspolitik für die nächſte Zeit etwas genauer 
zu bezeichnen, ſo möchte ich ſagen: Wir bedürfen nach 
wie vor der Entwickelung und Erhaltung aller unſerer 
lebensfähigen Produktivkräfte, wenn nötig unter dem 
Schutze der Handelspolitik gegen vorübergehende Ueber⸗ 
legenheit des Auslandes; wir bedürfen aber ebenſo 
dringend kräftiger Förderung unſeres Exports für die 
Bethätigung derjenigen unſerer Produktivkräfte, welche 
unſere eigene Stärke gegenüber dem Auslande 
bilden. 


v. 
Porausſekungen für eine zweckmäßige 
Banvelspolitik Peufſchlands. 


Die Durchführung einer Handelspolitik, wie ich ſie 
Ihnen als notwendig erwieſen zu haben glaube, iſt ein 
ſchwieriges Werk, das ſich mit dem Steigen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Kultur nur noch immer ſchwieriger geſtalten 
muß. 

Deutſchland beſitzt manche wichtige Vorausſetzungen 
für eine ſolche Handelspolitik in höherem Grade als andere 
Länder. Aber manche, nicht minder weſentliche Voraus⸗ 
ſetzungen fehlen uns noch, und nur wenn es uns gelingt, 
dieſe klaffenden Lücken auszufüllen, können wir die bevor⸗ 
ſtehenden wirtſchaftlichen Kämpfe mit anderen Völkern 
erfolgreich ausfechten. 

Man iſt bei uns durchaus noch nicht hinreichend über 
die ſchwachen Stellen unſerer handelspolitiſchen Rüſtung 
aufgeklärt, namentlich nicht über ihre tiefer 
liegenden Urſachen, und wo ſolche Klarheit vielleicht 
ſchon vorhanden iſt, fehlt es doch anſcheinend noch an 
dem feſten Willen zu einer gründlichen Reform. 

Deshalb iſt es nötig, immer von neuem, mit ſteigen⸗ 
dem Nachdrucke, auf das hinzuweiſen, was uns jetzt zu⸗ 
nächſt obliegt. 


Nirgends fo ſchlimm, wie bei uns iſt der Zerfall 
des Volkes in einander rückſichtslos beſeh⸗ 
dende Klaſſen. Ein vielbeklagtes Uebel, das trotzdem 
kaum in der Abnahme begriffen iſt. 

Kämpfe ſind nötig, auch innerhalb der Volkswirt⸗ 
ſchaft. Das Geſamtintereſſe ſetzt ſich zuſammen aus den 
Intereſſen der einzelnen Volkskreiſe, und da dieſe oft 
nicht miteinander übereinſtimmen, ſo bedürfen ſie einer 
kräftigen Vertretung, um ſich die ihnen gebührende Gel⸗ 
tung zu verſchaffen. Aber während bei uns die Intereſſen⸗ 
vertretung gewöhnlich ſehr den durchaus erwünſchten 
Nachdruck und die noch mehr erwünſchte Nachhaltigkeit 
vermiſſen läßt, durchbricht ſie an einzelnen Stellen 
zeitweiſe jedes vernünftige Maß und nimmt geradezu 
gemeingefährliche Dimenſionen an. 

Dieſes Hin⸗ und Herſchwanken zwiſchen den Extremen 
der Teilnahmsloſigkeit und der Leidenſchaftlichkeit iſt kein 
Zeichen eines geſunden Zuſtandes. Nun kann man ſagen, 
hieran ſei unſer Staatsweſen ſchuld, deſſen Leitung auf 
maßvolle Intereſſenvertretung nicht genügend Rückſicht 
nehme. Deshalb müſſe man „ſchreien“, um gehört zu 
werden. Daran iſt unzweifelhaft viel Wahres, und es 
wird uns nachher noch reichlichen Stoff zu recht ernſt⸗ 
haften Betrachtungen geben. Aber mindeſtens eine der 
tiefſten Wurzeln des Uebels liegt nicht in ſtaatlichen Ver⸗ 
hältniſſen, ſondern in der fehlerhaften Art, wie unſere 
Intereſſenten ihr Verhältnis zur Geſamtheit auffaſſen. 
Der Begriff des „Gemeinwohls“, des „Geſamtintereſſes“, 
der „Volks wirtſchaft“, iſt bei uns überhaupt noch ver⸗ 
hältnismäßig Wenigen recht klar geworden, was freilich 
auch keineswegs ſo leicht iſt, wie es dem geſchulten Volks⸗ 
wirte erſcheinen mag. 

Unſere Landwirte, Induſtriellen und Kaufleute, dar- 
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über dürfen wir uns nicht täuſchen, haben in der Regel 
eben jo mangelhafte Begriffe von dem, was man „Volks⸗ 
wirtſchaft“ nennt, wie ihre Hilfsarbeiter. Sie kennen ent⸗ 
weder nur ihre eigenen wirtſchaftlichen Intereſſen oder 
beſtenfalls die ihres Standes. Daß dieſe nicht ohne 
weiteres mit denen der Geſamtheit zuſammenfallen, daß 
es außer ihren Intereſſen noch andere giebt, die für die 
Volkswirtſchaft vielleicht noch wichtiger ſein mögen, — 
dieſe einfachen, naheliegenden Gedanken ſcheinen thatſäch⸗ 
lich den Angehörigen unſerer wirtſchaftlich unmittelbar 
produzierenden Klaſſen in der Regel zu fehlen, und wo 
das nicht der Fall iſt, handeln ſie doch meiſt ſo, als wenn 
fie es nicht wüßten *). 

Man hat geſagt, es fehle bei uns weiten Volks⸗ 
kreiſen an „Staatsgeſinnung“. Ich möchte ſtattdeſſen 
ſagen: ihnen fehlt die notwendige organiſche Auf⸗ 
faſſung der Volkswirtſchaft. 

Unſere Landwirte, Induſtriellen und Kaufleute ſcheinen 
meiſt nicht zu wiſſen, daß die Produktionszweige, denen 
ſie angehören, Organe der Volkswirtſchaft ſind. 
Ebenſowenig erkennen unſere induſtriellen Hilfsarbeiter, 
daß fie Organe der Unternehmungen und Produktions- 
zweige ſind, in denen ſie arbeiten. 

Wenn ich ſehe, wie bei uns manche Volkskreiſe ihre 
Intereſſen vertreten, ſo fällt mir immer das ſchöne Gleich⸗ 
nis ein, das Menenius Agrippa den Plebejern im alten 
Rom erzählt haben ſoll, von den Gliedern, die mit dem 
Haupte haderten. Jedenfalls hat dieſe organiſche Auf⸗ 
faſſung auf die eine oder andere Art damals beim 

) Vgl. hier meine Denkſchrift über die Handels hochſchule, 
verfaßt im Auftrage des Deutſchen Verbandes für das kaufmänniſche 
Unterrichtsweſen (Handelshochſchulen II). Braunſchweig 1897, S. 7 ff. 


römischer Volke Eingang gefunden. Sollte fich nicht im 
deutſchen Volke ebenſoviel geſunder Menſchenverſtand 
erwecken laſſen? 

Freilich bedarf er der Erweckung, der Pflege. Ich 
bin weit davon entfernt zu glauben, daß Erziehung und 
Bildung Univerſalelixire ſind gegenüber dem brutalen 
Egoismus der Einzelintereſſen. Mit ſo linden Mitteln 
allein läßt ſich die „Beſtie“ im Menſchen nicht bändigen. 
Aber unwirkſam kann der immer wiederholte Nachweis 
nicht bleiben, daß nicht nur unſere politiſche, ſondern auch 
unſere wirtſchaftliche Exiſtenz rings von Feinden umlauert 
wird, mit denen wir nur erfolgreich kämpfen können, wenn 
wir bei allen Kämpfen untereinander das Gefühl der Zu⸗ 
ſammengehörigkeit auch auf wirtſchaftlichem Gebiete nie⸗ 
mals verlieren. 

Was der engliſchen Volkswirtſchaft ihre gewaltige 
Stoßkraft gegeben hat, namentlich in der Periode ihres 
Aufſtrebens bis in unſer Jahrhundert hinein — das war 
die Einigkeit der großen wirtſchaftlichen Gruppen über 
die wichtigſten Fragen der Wirtſchaftspolitik. Wir be⸗ 
dürfen ihrer gegenwärtig noch weit dringender. Unſere 
Handelspolitik kann unmöglich erfolgreich geführt werden, 
wenn nicht über ihre großen Grundzüge Einigkeit unter 
den Hauptgruppen unſerer Volkswirtſchaft zu erzielen iſt. 

Doch ein ſolches Maß von Einigkeit läßt ſich nur her⸗ 
ſtellen durch eine ſtarke und gerechte Regierung. 
Wiederum eine Binſenwahrheit, die aber in unſerer Zeit 
nur zu oft mißachtet wird. 

Die Regierung iſt die berufene Vertretung des Ge⸗ 
ſamtintereſſes. Dieſe Auffaſſung vom Staate iſt eins der 
großen Vermächtniſſe, welche das alte Preußen unſerem 
jungen Reiche hinterlaſſen hat. Durch Bismarck mit neuem 
Inhalte gefüllt, darf ſie uns nimmermehr verloren gehen. 

Ehrenberg, Handelspolitik. 6 
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Es iſt Aufgabe der Regierung, alle Einzel- 
intereſſen nach ihrer Bedeutung zu würdigen 
und zu fördern; das iſt der tiefe, neuzeitliche Sinn 
der alten preußiſchen Deviſe „suum cuique“. Nur bier- 
durch iſt die Schärfe der Intereſſengegenſätze zu mildern, 
und nur wenn der Staat ſo handelt, kann er mit gutem 
Gewiſſen den Einzelintereſſen, welche ſich etwa nicht fügen 
wollen, den Machtſpruch ſeiner Entſcheidung auferlegen. 

Der Staat darf nicht im Intereſſe einer einzelnen 
Klaſſe geleitet werden, weder im Intereſſe der Unter⸗ 
nehmer, noch in dem ihrer Hilfsarbeiter, weder in dem 
Intereſſe der Landwirtſchaft, noch in dem der Induſtrie 
oder des Handels. 

Der Staat muß in letzter Inſtanz entſcheiden, wie 
weit alle dieſe Intereſſen gefördert werden können, ohne 
andere wichtige Intereſſen zu ſchädigen. 

Um dieſe Entſcheidung fällen zu können, muß die 
Staatsgewalt nicht nur uuparteiiſch, ſondern auch ſtark 
ſein, wozu an erſter Stelle die Einheit gehört, nicht 
nur die äußere politiſche Einheit, ſondern auch die innere 
über die Grundfragen unſerer wirtſchaftlichen Exiſtenz. 

Doch damit ſind die unumgänglichen Vorausſetzungen 
für eine gute Handelspolitik noch nicht erſchöpft. Sie 
muß ferner auch beruhen auf gründlicher Sachkunde 
des Staates und ſeiner Organe, auf ſteter Fühlung 
dieſer Organe mit dem wirtſchaftlichen Leben. Und hier 
kommen wir zu einem Erfordernis, mit dem es bei uns 
noch recht mangelhaft beſtellt iſt. 

Zunächſt: was iſt denn eigentlich dieſes „Geſamt⸗ 
intereſſe“, dieſes „Oeffentliche Intereſſe“, von dem 
fo oft die Rede iſt? Ich will hier keine erſchöpfende Be⸗ 
ſtimmung dieſes wichtigen Begriffes geben, ſondern ich 
will ihn nur negativ begrenzen: das „Oeffentliche In⸗ 
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tereſſe“ ift ſicher nicht, wie es oft den Anſchein hat, ein 
geheimnisvolles Etwas, das über den Einzelintereſſen 
ſchwebt wie der Geiſt über den Waſſern; ſondern es 
ſetzt ſich aus dieſen Einzelintereſſen zu⸗ 
ſammen. 

Deshalb iſt das Geſamtintereſſe unmöglich wahrzu⸗ 
nehmen ohne genaue Kenntnis der Einzelinter⸗ 
eſſen. 

Beſitzt unſere Staatsregierung dieſe Kenntnis in aus⸗ 
reichendem Maße? Das iſt die Frage, die uns hier vor 
allem intereſſiert. 

Unzweifelhaft iſt in den letzten Jahren manches 
geſchehen, um die Lücke auszufüllen, die ſich bei den 
Handelsverträgen der Jahre um 1892 ſehr empfindlich 
fühlbar machte. Insbeſondere iſt ein aus ſachkundigen 
Intereſſenten beſtehender hand elspolitiſcher Bei- 
rat eingeſetzt und eine „Produktionsſtatiſtik“ auf- 
genommen worden. 

Die Bedeutung dieſer Maßnahmen darf nicht unter⸗ 
ſchätzt werden; aber als ausreichend kann ich ſie keines⸗ 
wegs betrachten. 

Was zunächſt die „Produktionsſtatiſtik“ betrifft, 
ſo iſt ſie gewiß nützlich, um unſerer Regierung einen 
erſten gründlichen Einblick zu verſchaffen in das Weſen 
und in die Bedeutung der einzelnen Produktionszweige, 
in die relative Bedeutung des Exports und des inneren 
Marktes, in die Eigenart der exportierten Waren u. |. w. 
Aber wie raſch müſſen dieſe wertvollen Informationen 
in heutiger Zeit veralten! Für die handelspolitiſchen 
Entſchließungen der Zukunft bilden ſie keine zuverläſſige 
Grundlage. 

Nun kann die Regierung ohne Frage die Produktions⸗ 


ſtatiſtik mit Hilfe ihres handelspolitiſchen Beirats er⸗ 
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gänzen und einigermaßen fortführen, bis die Stunde der 
Entſcheidung ſchlägt. 

Die freiwillige Mitarbeit von Intereſſenten muß bei 
unſerer Handelspolitik einſtweilen noch eine ungemein 
große Rolle ſpielen. Aber wünſchenswert iſt das in 
ſolchem Grade keineswegs, und das Ziel unſerer Handels⸗ 
politik wird dadurch mit nichten erreicht. Allenfalls iſt 
ein ſolcher Apparat alle 10 oder 12 Jahre für die großen 
handelspolitiſchen Staatsaktionen in Gang zu bringen; 
aber das tägliche Leben unſerer Handelspolitik bedarf 
anderer Mittel. 

Unſere Intereſſenten, beſonders gerade die tüchtigſten 
unter ihnen, nehmen bekanntlich ſtändige öffentliche 
Pflichten nur höchſt ungern auf ſich, weil ſie dadurch die 
zum Betriebe ihrer Unternehmungen nötige Zeit und 
Arbeitskraft verlieren, auch weil ſie meiſt nicht genug 
Verſtändnis für das öffentliche Leben beſitzen. Das iſt 
ſehr zu beklagen, aber nicht raſch und wohl auch nicht 
völlig zu ändern. Unſere wirtſchaftliche Entwickelung iſt 
noch zu jung, unſer Wohlſtand noch nicht hinreichend be⸗ 
feſtigt, als daß es ſchon, wie in England, viele privat⸗ 
wirtſchaftlich thätige Männer geben könnte, die bereit 
wären, zugleich ſchwere öffentliche Pflichten zu übernehmen. 
Aber das Steigen der wirtſchaftlichen Kultur wirkt viel- 
fach auch wieder ungünſtig, werden doch ſelbſt in England 
Männer ſolcher Art unter dem Hochdrucke der heutigen 
Konkurrenzverhältniſſe wieder ſeltener, verwendet man 
doch ſelbſt dort mehr und mehr Berufsbeamte. Die Aus⸗ 
bildung der Arbeitsteilung bringt das unvermeidlich 
mit ſich. 

Wir haben einen Stand höchſt ehrenhafter, unpartei⸗ 
iſcher, gebildeter und angeſehener Berufsbeamter, der 
unſerer Handelspolitik unſchätzbare Dienſte leiſten könnte. 
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Es fehlt ihnen dafür nur eine weſentliche Vorausſetzung: 
wirtſchaftliches Verſtändnis. Glänzende Aus⸗ 
nahmen giebt es natürlich in nicht geringer Zahl; aber 
das ſind eben doch Ausnahmen. 

N Die hohen Beamten, welche unſere Handelspolitik 
leiten, gehören ſicherlich nicht zu den „Geheimräten“, 
gegen welche Bismarck ſein Leben lang geeifert hat. Sie 
haben ganz beſtimmt ſelbſt ausreichendes Verſtändnis für 
die Exiſtenzbedingungen wirtſchaftlicher Unternehmungen 
ſich erworben, um die mehr oder weniger zufälligen An⸗ 
gaben der gerade zu Rate gezogenen Intereſſenten kritiſch 
prüfen und ſichten zu können, um die Punkte bezeichnen 
zu können, welche einer Ergänzung bedürfen, um ſich 
überhaupt ein eigenes Urteil über die zahlloſen Einzel⸗ 
fragen der Handelspolitik bilden zu können. Aber ſie 
ſind hierbei notwendigerweiſe angewieſen auf die Berichte 
vieler unterer Beamten, ſchon weil Umfang des Reiches, 
Zahl und Mannigfaltigkeit der beteiligten Intereſſen viel 
zu groß ſind, als daß die Leiter der Handelspolitik alles 
ſelbſt prüfen könnten. 

Wie ſteht es mit dem durchſchnittlichen wirtſchaftlichen 
Verſtändniſſe dieſer unteren Beamten, ſagen wir einmal, 
um bekannte Typen herauszugreifen, unſerer preußiſchen 
Regierungsräte und Regierungsaſſeſſoren, denen die 
Berichteritattung über ſchwerwiegende wirtſchaftliche 
Intereſſen alle Tage anvertraut wird? Nun, verehrte 
Anweſende, es ſteht damit ſehr traurig, und das iſt längſt 
von höchſt kompetenten Männern, Zierden unſeres hohen 
Beamtentums, öffentlich anerkannt worden. Ich nenne 
nur den letzten preußiſchen Kultusminiſter, der ſich freilich 
lange Zeit ehe er Kultusminiſter wurde, derart geäußert 
hat. 

Ich kann hier nicht alle die ſchweren Uebel ſchildern, 
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welche aus dieſem traurigen Zuſtande hervorgehen, als 
da ſind: mangelhafte Vorbereitung und noch mangel⸗ 
haftere Ausführung wichtiger Geſetze und Verwaltungs⸗ 
maßregeln, Langſamkeit des Geſchäftsganges, bedenkliche 
Macht der häufig ſachkundigeren, aber nicht immer un⸗ 
varteiiſchen Subalternbeamten, Peſſimismus der Regierten, 
Antrieb zur extrem⸗demagogiſchen Intereſſenvertretung 
u. ſ. w. 

Ich ſtelle lediglich die Thatſache feſt, daß dieſe ſchweren 
Uebelſtände mindeſtens ſehr weſentlich gefördert worden 
find durch die unzweckmäßige VBor- und Aus⸗ 
bildung unſerer neuzeitlichen preußiſchen Ver- 
waltungsbeamten. Auch darüber iſt Einverſtändnis 
unter den Sachkennern ſeit langer Zeit vorhanden. 

Das Uebel hat ſich, fürchte ich, ſchon ſo tief einge⸗ 
freſſen, daß es wohl nur ferro et igni zu heilen iſt. Jeden⸗ 
falls kann die jetzige Methode des Kurierens nach Symp⸗ 
tomen unmöglich gute Reſultate ergeben. Indes, trotz 
der Erfolgloſigkeit aller bisherigen Reformvorſchläge be⸗ 
trachte ich es dennoch als notwendig, immer wieder auf 
dieſen Krebsſchaden hinzuweiſen. 

Ich habe ſowohl die Vorbildung wie die Aus- 
bildung unſerer höheren Verwaltungsbeamten als un⸗ 
zweckmäßig bezeichnet. 

Was zunächſt die letztere betrifft, ſo muß ich mich hier 
ganz kurz faſſen. Die „praktiſche“ Ausbildung unſerer 
Regierungsreferendare und Regierungsaſſeſſoren wird 
von allen Sachkundigen als ungeeignet für ihren künftigen 
Beruf angeſehen; ſie krankt an zu vielem Schreibwerk, 
beſonders untergeordneten juriſtiſchen Schreibwerk am 
grünen Tiſche, an dem Mangel unmittelbarer Berührung 
mit dem Volke und ſeinen lebendigen Intereſſen. Wie 
hier zu beſſern iſt, das zu entſcheiden muß ich den weit- 
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ſchauenden Beamten überlafien, welche einſehen, daß es 
ſo nicht weiter gehen darf. 

Jedenfalls genügt es nicht zur „praktiſchen“ Aus⸗ 
bildung unſerer Beamten, daß unſere Aſſeſſoren vielleicht 
ein halbes Jahr auf einer Domäne oder in einer Bank 
arbeiten; denn ohne ausreichende Vorbereitung können 
fie dort nicht viel lernen; und hier erſt komme ich zu 
dem Punkte, der mir beſonders am Herzen liegt, weil 
ich ihn einigermaßen zu kennen glaube: die Vorbildung 
unſerer Verwaltungsbeamten bedarf einer gründlichen 
Reform. Das gehört auch zu den weſentlichſten Voraus⸗ 
ſetzungen einer guten Handelspolitik. 

Wie ſich gerade aus dem Beiſpiele der Handelspolitik 
ohne weiteres ergiebt, iſt das Regieren und Verwalten 
von dem Rechtſprechen im innerſten Weſen verſchieden; 
dieſe Thätigkeiten bedürfen völlig verſchiedener 
Schulung des Geiſtes, und es iſt ein ſchlechthin abſurder 
Zuſtand, daß die Vorbildung namentlich der preußiſchen 
Verwaltungsbeamten immer noch eine faſt ausſchließlich 
juriſtiſche geblieben iſt, trotzdem wir doch wahrlich nicht 
mehr im bloßen Rechtsſtaate, ſondern im Kulturſtaate 
leben. 

Justitia fundamentum regnorum! Jawohl! Aber 
auf dieſem Fundamente erhebt ſich immer höher der Bau 
des heutigen Kulturſtaates, der nicht allein durch das 
Recht, ſondern auch durch die Kulturzwecke zuſammen⸗ 
gehalten wird, und zu ihnen gehören in erſter Linie die 
volkswirtſchaftlichen Intereſſen. 

Unſere Beamten müſſen frühzeitig lernen, ſich mit dem 
wirtſchaftlichen Leben zu beſchäftigen, nicht mit abſtrakten 
nationalökonomiſchen Begriffen, ſondern mit den Kräften, 
denen alles wirtſchaftliche Leben entquillt, und mit den 
Thatſachen, welche durch ſie geſchaffen werden. 
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Dieſe Kräfte, dieſe Thatſachen derart zu verarbeiten, 
daß ſie der Bildung des jugendlichen Geiſtes dienen — 
das iſt Aufgabe der Wiſſenſchaft. Hat ſie bereits Alles 
gethan, was ſie vermag, um jenes Ziel zu erreichen? 

Ich denke mich mit der Beantwortung dieſer Frage 
demnächſt in einer beſonderen Arbeit zu beſchäftigen. 
Hier muß ich mich wieder nur mit Streiflichtern be⸗ 
gnügen. 

Die Volkswirtſchaftslehre, fo wie fie jetzt an 
unſeren deutſchen Univerſitäten vorgetragen wird, iſt zwar 
kein einheitliches Gebilde; ja, ſie macht in weiten Partien 
einen geradezu chaotiſchen Eindruck. Deshalb ſind Zweifel 
daran nicht unbegreiflich, ob einer ſolchen Wiſſenſchaft 
die Vorbildung unſerer künftigen Volkswirte anvertraut 
werden darf. Doch dieſe Zweifel ſind unberechtigt. 
Unſere Wiſſenſchaft befindet ſich allerdings in einem un⸗ 
erfreulichen Uebergangsſtadium; aber fie iſt auf gutem 
Wege, den Anforderungen, die an ſie geſtellt werden, zu 
genügen. 

Vor allem lernen unſere jungen Volkswirte ſchon jetzt 
durch die hiſtoriſche Methode, daß Thatſachen un⸗ 
bequeme Dinge ſind, die man nicht ignorieren oder auf 
logiſchem Wege wegdisputieren kann; ſie lernen, wie dieſe 
Thatſachen entſtanden ſind und wie ſie ſich überhaupt ent⸗ 
wickeln, welche Mittel Erfolg verſprechen, wenn man auf 
ſie einwirken will, und was dergleichen wichtige Dinge 
mehr ſind. Sodann aber zeigt ſich offenbar wachſender 
Eifer für die Ausbildung noch anderer Methoden 
zur Erforſchung und wiſſenſchaftlichen Verarbeitung der 
wirtſchaftlichen Thatſachen. 

Wir ſtehen erſt im Anfange dieſer wiſſenſchaftlichen 
Entwickelung. Dennoch wage ich es, ihr ein Prognoſtikon 
zu ſtellen: Ich bin überzeugt, daß wir noch weit mehr 


als es ſchon geſchehen ift, wieder anknüpfen werden an 
die urſprüngliche deutſche Entwickelung der Wirt⸗ 
ſchaftswiſſenſchaften, welche durch den Einbruch der eng- 
liſchen Volkswirtſchaftslehre jäh zum Stillſtand gebracht 
wurde. Es handelt ſich, wie ich glaube, darum, gewiſſe 
vertrocknete Keime von Wirtſchaftswiſſenſchaften, welche 
unſere alte deutſche Kameraliſtik enthielt, zu neuem 
Leben zu erwecken, ſie zu wirklichen ſelbſtändigen Wiſſen⸗ 
ſchaften auszubilden. 

Schon die unbeſtreitbare Thatſache, daß die rohe, jetzt 
ſo verachtete Kameraliſtik ſehr tüchtige Volkswirte in 
großer Zahl ausgebildet hat, ſollte zum Nachdenken an⸗ 
regen. Sogar die bedeutenden preußiſchen Volkswirte 
der Stein ⸗Ha rdenbergiſchen Epoche ſind nicht nur, wie 
man oft hört, Schüler des Adam Smith geweſen; viel⸗ 
mehr ſind ſie auch durch eine kameraliſtiſche Schule ge⸗ 
gangen, deren Wirkungen ſich deutlich nachweiſen laſſen. 
Die merkantiliſtiſchen Folgerungen der deutſchen Kame⸗ 
raliſtik haben jene Männer ſpäter teilweiſe fallen laſſen; 
aber das liebevolle Verſtändnis für die Einzelheiten des 
wirtſchaftlichen Lebens iſt ihnen als Frucht der kamera⸗ 
liſtiſchen Schulung ihr Leben lang geblieben. Mit dem 
endgiltigen Verfalle der alten Kameralwiſſenſchaften ſeit 
den zwanziger und dreißiger Jahren unſeres Jahrhun⸗ 
derts verliert der Nachwuchs unſeres Beamtentums all- 
mählich ſein wirtſchaftliches Verſtändnis: nach Vollendung 
des Zollvereins hat er auf wirtſchaftlichem Gebiete keine 
einzige ſchöpferiſche That mehr aufzuweiſen. Denn 
die wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſchen Thaten der letzten 
Jahrzehnte gingen nicht vom Beamtentum aus, ſondern 
von unſerem alten Kaiſer und ſeinem großen Kanzler. 

Ich ſage keineswegs, daß jenes Nachlaſſen der ſchöpfe⸗ 
riſchen Kraft unſeres Beamtentums lediglich eine Folge 
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der ſchlechteren Vorbildung unſerer Beamten iſt; ich er⸗ 
blicke hierin nur eine, allerdings ſehr weſentliche Urſache 
des Rückganges der volkswirtſchaftlichen Leiſtungen unſerer 
Beamten. 

Zwei große Wiſſensgebiete ſind es vor allem, die 
embryoniſch in der alten Kameraliſtik enthalten, ihre 
bildende Kraft zum großen Teile ausmachten, ſpäter 
aber vollſtändig wieder abgeſtorben ſind. Ich nenne 
ſie „Vergleichende Volkswirtſchaftskunde“ und 
„Privatwirtſchaftslehre“ “). 

Die alte Kameraliſtik bediente ſich bekanntlich einer 
Hilfswiſſenſchaft, welche fie „Statiſtik“ nannte. Das 
war eine Beſchreibung der verſchiedenen Staaten, ins⸗ 
beſondere auch ihres wirtſchaftlichen Zuſtandes. Dabei 
ging man aber keineswegs nur beſchreibend zu Werke, 
wie man ſpäter immer geſagt hat. Vielmehr ſuchte man 
auch die wirtſchaftlichen Thatſachen auf ihre Urſachen 
zurückzuführen, was freilich nur höchſt unvollkommen 
gelang; überhaupt ließen die Reſultate dieſer alten „Sta⸗ 
tiſtik“ an Zuverläſſigkeit und wiſſenſchaftlicher Klarheit 
vieles zu wünſchen übrig. Dennoch war es ſchon eine 
gute Schulung des Geiſtes, daß man, unbekümmert um 
alle politiſchen Einzelfragen, zunächſt die Eigenart der 
verſchiedenen Volkswirtſchaften zu erfaſſen ſuchte. Wenn 
die jungen Volkswirte dann ſpäter, wie es allgemein ge⸗ 
ſchah, auf Reiſen gingen, ſo betrachteten ſie auch das 
wirtſchaftliche Leben der fremden Länder mit regem In⸗ 
tereſſe, und wenn ſie ſchließlich in der Heimat angeſtellt 
wurden, kam dieſes Intereſſe ihrer Amtsthätigkeit zu gute. 

*) Meinem Freunde, dem Regierungsrate Dr. Stegemann 
in Braunſchweig, habe ich wertvolle Anregungen auf dieſem Gebiete 
zu danken; doch bin ich zu einer anderen Auffaſſung gelangt. 
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Aber die Mängel der alten „Statiſtik“, zuſammen mit 
dem Einbruche des engliſchen Freihandels, brachten die 
Entwickelung zum Stillſtand, ſo daß ſchließlich nur die 
heutige Zahlenſtatiſtik übrig geblieben iſt, trotzdem be⸗ 
deutende Statiſtiker moderner Art noch lange den Ver⸗ 
fall der alten „Statiſtik“ beklagt und ihr Wiedererwachen 
vorhergeſagt haben. 

Die Zahlenſtatiſtik iſt in der That beſtenfalls nur ein 
Gerippe; das Fleiſch und Blut des wirtſchaftlichen Lebens 
kann zahlenmäßig nie dargeſtellt werden. Aber natürlich 
iſt es auch nicht mit dem Beſchreiben allein gethan. Viel- 
mehr fängt die eigentliche Wiſſenſchaft erſt an mit Er⸗ 
forſchung der Kauſalzuſammenhänge, hier der Pro⸗ 
duktivkräfte, aus denen das wirtſchaftliche Leben ent⸗ 
ſteht. 

Wir bedürfen neben der Wirtſchaftsgeſchichte noch 
einer neuen Hilfswiſſenſchaft, einer erweiterten Statiſtik, 
welche unter Anwendung der vergleichenden Me⸗ 
thode die Eigenart der Produktivkräfte einzelner 
Länder und Produktionszweige zu ermitteln ſucht und 
auf Grund dieſer Ermittelungen das ihnen allen Gemein⸗ 
ſame, das ſchlechthin Typiſche feſtſtellt. 

Dieſer Wiſſenszweig, die Vergleichende Volks⸗ 
wirtſchaftskunde, muß ausgehen von den gegebenen 
Produktionsbedingungen einer Oertlichkeit, eines Landes, 
eines Produktionszweiges. Erſt aus ihnen laſſen ſich die 
dort wirkenden Produktivkräfte ermitteln. Und erſt wenn 
wir wiſſen, wodurch ſich die Produktivkräfte Englands 
unterſcheiden von denen Deutſchlands, die der Landwirt- 
ſchaft von denen der Induſtrie, die des Kohlenbergbaues 
von denen des Eiſenbergbaues, die des deutſchen Kohlen⸗ 
bergbaues von denen des engliſchen Kohlenbergbaues u. ſ. w. 
— erſt dann können wir feſtſtellen, was ihnen allen ge⸗ 
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meinſam iſt. Wenn wir dagegen ausgehen von den 
Begriffen der „Arbeit“ oder des „Kapitals“, d. h. von Be⸗ 
griffen, deren Weſen uns unbekannt iſt, dann werden wir. 
wie ich glaube, nicht zu einer haltbaren Grundlegung 
unſerer Wiſſenſchaft gelangen können. 

Doch es giebt noch einen zweiten Wiſſenszweig, der 
zu dem Zwecke entwickelt werden muß, das iſt die 
Privatwirtſchaftslehre. Sie iſt keine Hilfswiſſen⸗ 
ſchaft der Volkswirtſchaftslehre, wie die Vergleichende 
Volkswirtſchaftskunde, ſondern eine gleichberechtigte ſelb⸗ 
ſtändige Wiſſenſchaft, die nur noch der Ausbildung harrt. 

Die Volkswirtſchaft iſt zuerſt Gegenſtand des 
wiſſenſchaftlichen Denkens geworden, weil die volkswirt⸗ 
ſchaftliche Praxis dies mit Notwendigkeit erheiſchte. Die 
Privatwirtſchaft dagegen wird in der Hauptſache noch 
jetzt empiriſch betrieben. Nur diejenigen Teile der privat⸗ 
wirtſchaftlichen Technik, welche einer mathematiſch⸗natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Ausbildung fähig ſind — beſonders in 
der Landwirtſchaft, im Bergbau, in der Induſtrie —, ſind 
bereits Gegenſtand eigener großer Wiſſenſchaften ge⸗ 
worden. 

Die alte deutſche Kameraliſtik enthielt ein buntes 
Gemenge privat⸗ und volkswirtſchaftlicher Wiſſenselemente 
von ſehr verſchiedener Art und Bedeutung. Einen hohen 
wiſſenſchaftlichen Charakter hatte dieſes Gemenge keines⸗ 
wegs, aber die Volkswirte, die damals freilich in weitem 
Umfange auch ſelbſt Privatwirte jein mußten — Domänen 
und Regalien brachten das mit ſich —, die jungen Volks- 
wirte erlangten auf ſolche Weiſe doch manche wertvolle 
Einblicke in das Weſen und die Exiſtenzbedingungen wirt⸗ 
ſchaftlicher Unternehmungen. 

Ich laſſe hier die wichtige Frage ganz unerörtert, 
inwieweit die Privatwirtſchaft um ihrer ſelbſt willen 


Gegenſtand des wiſſenſchaftlichen Denkens werden kann. 
Thatſächlich geſchieht das ſchon in wachſendem Maße nicht 
nur bei der Landwirtſchaft und der Induſtrie, ſondern 
auch beim Bankweſen, beim Verſicherungsweſen. Ich 
werde an anderem Orte auf dieſe bedeutſame Frage 
näher eingehen. Hier handelt es ſich nur darum, ob die 
Privatwirtſchaftslehre für die Zwecke der een 
ſchaft von Nutzen iſt oder nicht. 

Ich meinerſeits bin feſt überzeugt, daß wir zu einer 
befriedigenden wiſſenſchaftlichen Erkenntnis der Volks⸗ 
wirtſchaft nur gelangen können, wenn wir zunächſt die 
Privatwirtſchaftslehre ſyſtematiſch ausbilden und ſie mög⸗ 
lichſt ſtreng von der Volkswirtſchaftslehre ſondern. 

Die Privatwirtſchaft iſt die Zelle des geſamten 
wirtſchaftlichen Lebens. Wie will man dieſes verſtehen, 
wenn man nicht zunächſt das Leben der Privatwirtſchaft 
erforſcht? Die Volkswirtſchaft beſteht allerdings nicht 
nur aus den Privatwirtſchaften, ſondern auch aus zahl- 
reichen öffentlich⸗wirtſchaftlichen oder ſozial⸗wirtſchaftlichen 
Elementen. Aber wenn die Volkswirtſchaftslehre vor der 
Privatwirtſchaftslehre zu einer Wiſſenſchaft ausgebildet 
worden iſt, fo iſt das genau dasſelbe, als wenn man ein 
Haus vom Dache zu bauen anfängt. Die Volkswirtſchafts⸗ 
lehre hat auf Schritt und Tritt zu kämpſen mit der Ver⸗ 
miſchung privat⸗ und volkswirtſchaftlicher Begriffe; aus 
ihr ſind unzählige theoretiſche Irrtümer und Mißver⸗ 
ſtändniſſe hervorgegangen. 

Leider kann ich hierbei nicht länger verweilen. Aber 
wenn ſchon die Wirtſchafts⸗-Theoretiker der Privat⸗ 
wirtſchaftslehre bedürfen, um wie viel mehr die prak⸗ 
tiſchen Volkswirte, vor allem die Handelspolitiker! Wie 
können ſie die einzelnen Produktionszweige zweckmäßig 
fördern, wenn ſie nicht ein volles Verſtändnis haben für 
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ihr inneres Getriebe, für die Produktionsbedingungen 
der Einzelunternehmungen dieſer Produktionszweige, für 
die Art, wie ſolche Unternehmungen entſtehen, zur Blüte 
gelangen und wieder in Verfall geraten! Wie iſt es ſonſt 
möglich, ſich ein ſicheres Urteil darüber zu bilden, ob ein 
Produktionszweig ſtaatlicher Unterſtützung bedarf oder 
nicht! Wir bedürfen dringend wiſſenſchaftlicher, 
ſyſtematiſcher, möglichſt exakter Ausgeſtaltung der Privat⸗ 
wirtſchaftslehre in allen ihren Zweigen. Das Material 
hierfür iſt wenigſtens bei Induſtrie und Handel in denk⸗ 
bar heſter Qualität vorhanden. Wo giebt es volks⸗ 
wirtſchaftliches Material, das ſich an Zuverläſſigkeit mit 
den Geſchäftsbüchern unſerer Induſtriellen und Kaufleute 
meſſen könnte! Es iſt keineswegs nötig, gerade die 
neueſten, vielleicht noch der Geheimhaltung bedürftigen 
Geſchäftsbücher zu benutzen. Denn hier handelt es ſich 
nicht um die Feſtſtellung der augenblicklichen Produktions⸗ 
bedingungen, ſondern um Schaffung einer Theorie des 
Betriebes von Privatwirtſchaften, beſonders 
von wirtſchaftlichen Unter nehmungen. Wenn 
unſere Unternehmer Wert darauf legen, daß unſer Staat 
Beamte mit wirtſchaftlichem Verſtändniſſe erhält, ſo müſſen 
ſie der Wiſſenſchaft das Material geben, welches zu dem 
Zwecke nötig iſt. 

Ich halte inne. — Die Gedanken, die ich vorgetragen 
babe, werden zum Teil fremdartig und fragwürdig er- 
ſcheinen. Thatſächlich ſind ſie in dieſer Geſtalt noch zu 
neu, um ſogleich allgemeinen Beifall finden zu können. 
Ich habe ſie vorgetragen, weil alle Beſtrebungen, welche 
abzielen auf Beförderung von Fortſchritten der Kultur 
und auf Reformen im öffentlichen Leben, im gebildeten 
Bürgerſtande Wurzel ſchlagen müſſen, wenn ſie ge⸗ 
deihen ſollen. 
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Das gebildete Bürgertum iſt der wertvollſte Beſtand⸗ 
teil jenes „Mittelſtandes“, von dem ſo viel die Rede 
iſt, und deſſen Natur doch ſo wenig verſtanden wird. 

In der Mitte der ſozialen Gruppierung muß ſich das 
richtigſte Urteil bilden über alle Verhältniſſe des menſch⸗ 
lichen Lebens; von dort aus muß ſich dieſes Urteil nach 
beiden Seiten hin verbreiten. Aber freilich kann das nur 
geſchehen, wenn der Bürgerſtand ſelbſt alles thut, was 
ſeine Stellung im Geſellſchaftsleben mit ſich bringt, wenn 
er Verſtändnis erlangt für alles Menſchliche. 

Hier iſt es namentlich der Aufbau des wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſamtintereſſes aus den Einzel⸗ 
intereſſen, deſſen Verſtändnis die Vorbedingung bildet 
für die Erfüllung der dem Bürgerſtande obliegenden 
ſozialen und ſtaatlichen Pflichten. 

Nur wenn unſer Bürgerſtand dieſes Verſtändnis 
erlangt, wird er in höherem Grade als jetzt wieder 
werden, was er ſein muß, um zu gedeihen: der eigent⸗ 
liche Nährboden für alle Fortſchritte im ſo⸗ 
zialen und ſtaatlichen Leben. 
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